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1. Einleitung

Im Jahr 2003 veröffentlichte das Zentrum Demokratische Kultur (ZDK) eine
Kommunalanalyse mit dem Titel „Demokratiegefährdende Phänomene und Möglichkeiten
der demokratischen Intervention in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg“. Diese Studie
behandelte eine Beschreibung rechtsextremer, rassistischer, antisemitischer und
islamistischer Phänomene in dem neuen Ost-West-Bezirk. Die Studie wurde sowohl in der
Öffentlichkeit als auch vom Fachpublikum mit viel Interesse aufgenommen und diskutiert.
Aufbauend auf dieser und anderen Vorerfahrungen u.a. in Berlin-Hohenschönhausen hat
sich die Senatsverwaltung entschieden, den Bereich der Kommunalanalyse im Rahmen des
Arbeitsansatzes „Community Coaching“ zu fördern und 2003/4 in drei neuen Berliner
Bezirken umzusetzen. Dazu wurden die Bezirke Mitte, Marzahn-Hellersdorf und Treptow-
Köpenick ausgewählt.

1.1. Was ist eine Kommunalanalyse?

Eine Kommunalanalyse, wie sie der Projektbereich Community Coaching im Zentrum
Demokratische Kultur begreift, versteht sich als Bestandteil einer längerfristigen
Auseinandersetzung mit Demokratie und ihren Gefährdungen im Bezirk. Ein zentrales
Anliegen der Kommunalanalyse ist neben der Beschreibung der Problemfelder
Rechtsextremismus, Rassismus, Antisemitismus und Islamismus die Auseinandersetzung
mit den Rahmenbedingungen für demokratiefördernde Aktivitäten.
Eine Kommunalanalyse ist damit ein Instrument praktischer Demokratieentwicklung. Ihr
Anliegen besteht in der Stärkung einer demokratischen Kultur, zu der Minderheitenschutz,
Pluralismus und Gleichwertigkeit als wesentliche Elemente der Menschenrechte gehören.

Im Zentrum der Kommunalanalyse steht:
Die Problemanalyse: die Analyse demokratiegefährdender Phänomene, insbesondere des
Problemspektrums Rechtsextremismus, Rassismus und Minderheitenfeindlichkeit.
Der konstruktive Aspekt: die Beschreibung der bisherigen Praxis (Potenziale, Stärken und
Ressourcen) in der demokratischen Auseinandersetzung mit diesen Phänomenen.

Die Untersuchung repräsentiert u.a. Möglichkeiten
zur Anregung einer Diskussion über rechtsextreme, rassistische, antisemitische und auch
islamistische Probleme/Phänomene im Bezirk
zum Abgleich der unterschiedlichen Wahrnehmungen
zur klaren Betonung und Analyse von tatsächlichen Problemfeldern in der Kommune und
zur Formulierung von realistischen Handlungsoptionen vor Ort

Ziel einer Kommunalanalyse ist die Entwicklung einer empirisch begründeten Theorie
(grounded theory), die verlässliche Aussagen darüber zulässt, wie sich
demokratiegefährdende Phänomene im Bezirk Mitte – Mitte, Tiergarten, Wedding –
gestalten, wie damit bereits umgegangen wird und die Diskussionen anregt, wie zukünftig
damit umgegangen werden könnte. Die Kommunalanalyse versteht sich als Bestandteil einer
längerfristigen Auseinandersetzung mit Demokratie und ihren Gefährdungen.

Im Laufe der letzten Jahre hat sich empirisch gezeigt, dass Rechtsextremismus und
antihumane Bestrebungen in manchen Städten im kulturellen und politischen Kontext
erfolgreich sind, während sie in anderen auf Widerstand stoßen. Abhängig ist dies von einer
Vielzahl von Faktoren: der lokalen und der allgemeinen politischen Kultur, dem Handeln von
Bürgern und Bürgerinnen, dem Handeln kommunaler Repräsentanten, dem Vorhandensein
von Netzwerkstrukturen sowie vielfältigen Rahmenbedingungen und politischer
Unterstützung für demokratiebezogene Maßnahmen. Empirisch zeigt sich auch, dass
Vorreiter wichtig sind, ebenso wie die Frage der Einbettung demokratischer Aktivitäten.
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Zentrales Anliegen der Kommunalanalyse ist neben der Beschreibung des
Problemspektrums und der bisherigen Praxis die Auseinandersetzung mit den
Rahmenbedingungen demokratiefördernder Aktivitäten.
In der Kommunalanalyse verknüpfen sich wissenschaftlich-methodische Expertise und
zivilgesellschaftlich-demokratische Orientierungen – sichtbar wird daran unser
Selbstverständnis als Forschungsteam aus dem Projekt Community Coaching:

1.2. Was ist Community Coaching?

Der Projektbereich Community Coaching im Zentrum Demokratische Kultur (ZDK) versteht
sich als ein Angebot an Kommunen mit all ihren AkteurInnen, Prozesse der
Demokratisierung anzuregen, zu begleiten und zu verstärken. Die Besonderheit von
Community Coaching gegenüber anderen Beratungsansätzen besteht in einer
professionellen Analyse der kommunalen Situation, die mit einer Studie dokumentiert wird.
Vorrangiges Prinzip von Community Coaching ist die Verbindung von wissenschaftlicher
Analyse, zivilgesellschaftlicher Praxis und Politikberatung. Im Zentrum unseres Konzeptes
stehen die Analyse von Demokratiegefährdungen mittels wissenschaftlicher Methoden und
die daran anschließende Arbeit basierend auf den analytischen Erkenntnissen.
Wir verstehen uns als ein externer Partner der örtlich Engagierten; unsere Stärke ist unsere
Expertise und unsere Rolle als fachkompetenter Partner von außen. Externe Unterstützung
ist für uns kein kurzfristiger oder rein ergebnisorientierter Einschnitt, sondern ein
gemeinsamer Prozess, bei dem die relevanten Schlüsselsituationen für die kommunale
Demokratieentwicklung definiert und an ihnen nachhaltige Veränderungsperspektiven
aufgezeigt werden. Durch Community Coaching werden Kommunen und die dort tätigen
Initiativen und Institutionen dabei begleitet, selbst langfristige Handlungskonzepte zu
entwickeln. Demokratiegefährdenden Bestrebungen soll so entgegengewirkt werden, um ein
aktives demokratisches Gemeinwesen zu sichern und zu entwickeln. Unterstützung bei der
Vernetzung, Fortbildung und Training sind ebenfalls Bestandteile von Community Coaching.
Community Coaching existiert seit 1999.

Von den Analysen der lokalen Situation zur Existenz antidemokratischer bzw.
demokratiegefährdender Phänomene und dem Aufzeigen von Möglichkeiten der
demokratischen Intervention versprechen wir uns Folgendes:
Anregung einer Diskussion über demokratiegefährdende/antidemokratische Phänomene im
Bezirk
Abgleich der unterschiedlichen Wahrnehmungen
Die Formulierung von realistischen Handlungsoptionen für die Engagierten/mit den
Engagierten vor Ort
Die im Folgeschritt von Community Coaching begleitet und gecoacht werden (können)

Die wissenschaftliche Basis der eigenen Erkenntnisse ermöglicht ein hohes Maß an
Seriosität in der Praxis von Diskursförderung, Beratung und modellhafter Projektbegleitung.
Sie ist das wesentliche Kennzeichen, wie wir auf aktuelle gesellschaftliche
Herausforderungen reagieren bzw. in demokratierelevanten Konflikten intervenieren.
Strategien bzw. Handlungsschritte, die sich aus den Erkenntnissen der Kommunalanalyse
bzw. aus der darauf folgenden Diskussion ergeben, können in einem Empfehlungskatalog
(für spezifische Handlungsfelder), lokalen Aktionsplänen oder einem kommunalen
Handlungskonzept zusammenfließen.

Im Land Berlin ist Community Coaching seit 1999/2000 tätig. Folgende Projekte sind dabei
gesondert zu erwähnen:

1999/2000 Berlin-Hohenschönhausen
Im Jahr 1999/2000 führte Community Coaching eine Kommunalanalyse „Rechtsextreme
Erscheinungen und Erfordernisse demokratischen Handelns in Berlin-Hohenschönhausen”
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im Auftrag des Bezirksamtes Berlin-Hohenschönhausen durch. Im Bezirk Berlin-
Hohenschönhausen stellte diese Studie in den letzten Jahren einen der zentralen Impulse in
der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus dar.
2001, d.h. nach der Fusion der beiden Altbezirke Lichtenberg und Hohenschönhausen,
verabschiedete die Bezirksverordnetenversammlung einen Beschluss, dass Community
Coaching in Berlin Lichtenberg weitergeführt werden soll. Das mündete auch in die
Entscheidung, Teile des „Aktionsplans für Demokratie und Toleranz – gegen
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus” inhaltlich zu erarbeiten. Dies
erfolgte in ZDK-interner Abstimmung mit der Mobilen Beratung gegen Rechtsextremismus
(MBR).

2002/2003 Friedrichshain-Kreuzberg
In diesem Zeitraum erstellte Community Coaching im Auftrag des Bezirks Friedrichshain-
Kreuzberg die Kommunalanalyse „Demokratiegefährdende Phänomene in Friedrichshain-
Kreuzberg und Möglichkeiten der demokratischen Intervention”.
Dieses Projekt kann als „Pilotstudie” gelten, da das erste Mal der kommunalanalytische
Focus auch auf Erscheinungen und Strukturen des politischen Islam gelegt wurde. Seit 2002
ist Community Coaching im Bereich des Transfers der Analyseerkenntnisse tätig und fördert
in Kreuzberg die bezirkliche und zivilgesellschaftliche Auseinandersetzung mit Islamismus
und damit zusammenhängenden Problemen.

Das Jahr 2003 – Community Coaching in Berlin

Erstellung des „Aktionsplans für Demokratie und Toleranz – gegen Rechtsextremismus,
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitismus” für den Bezirk Lichtenberg
Im Jahr 2003 erweiterte sich der Handlungsschwerpunkt von Community Coaching in Berlin
grundlegend. Community Coaching hat im August 2003 die Entwicklung eines Aktionsplans
für Demokratie und Toleranz – gegen Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit und
Antisemitismus” in Lichtenberg im Auftrag der Landeskommission Berlin gegen Gewalt
abgeschlossen. Es handelt sich dabei um ein Kooperationsprojekt mit der Mobilen Beratung
gegen Rechtsextremismus (MBR). Der Aktionsplan wurde von der MBR koordiniert, basiert
methodisch und in inhaltlichen Teilen wesentlich auf den Erfahrungen von Community
Coaching. Das Projektteam trug zur Erschließung bisher wenig bearbeiteter Handlungsfelder
bei.1

Kommunalanalysen in den Bezirken Marzahn-Hellersdorf, Treptow-Köpenick und Berlin Mitte

Hinzu kommt die Arbeit in anderen Bundesländern, so u.a. in:
Brandenburg
Mecklenburg-Vorpommern
Sachsen
Thüringen

Unsere Unabhängigkeit und die Rolle als externer Partner geben uns die Freiheit, Probleme
auch dann zu benennen, wenn ihre Formulierung im Bezirk selbst nicht immer gerne gehört
wird und sie verwahrt uns vor dem potenziellen Vorwurf, parteipolitisch abhängig zu sein.
Parteiisch sind wir bewusst nur in zwei Punkten:

1.) in der strikten Ablehnung rechtsextremer, Menschen verachtender oder anderer anti-
humanistischer geistiger Strömungen und Erscheinungsformen

2.) in der Befürwortung demokratischer Wertvorstellungen

  
1 Die Erstellung der Situationsanalysen für die Problemfelder Rassismus und Antisemitismus und die Entwicklung
der Handlungsempfehlungen für die Bereiche „Schule”, „Wohnen und Nachbarschaft”, „Öffentlicher Raum und
Sicherheit” konnten die thematische Fokussierung der MBR auf die Bereiche der Rechtsextremismusanalyse und
die Handlungsfelder „Jugendarbeit”, „Zivilgesellschaft”, „Kommunale Politik und Verwaltung” sinnvoll ergänzen.
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Die Demokratisierung der Kommune ist also die zentrale Zielvorstellung des Community
Coaching. Zum einen sollen zivilgesellschaftliche AkteurInnen (demokratieorientierte
AkteurInnen) an diesem Prozess beteiligt werden, die ihre Probleme formulieren, selbst
Ideen und Initiativen entwickeln und sich vernetzen, was zur Belebung der gesamten
Kommune beitragen kann. Vor allem soll aber ein demokratisches und wertorientiertes
Umfeld und eine sichere Atmosphäre für alle entstehen, unabhängig von Herkunft, Hautfarbe
und politischer Orientierung des Einzelnen.
Unser Ziel ist es, den normativen Charakter des Demokratiebegriffs herauszustellen:
Demokratie ist nicht nur ein Handlungsverfahren zur Steuerung politischer Prozesse.
Demokratie wird ihrem Ursprung nur gerecht und verdient nur dann den Namen, wenn der
explizite Minderheitenschutz und die allgemein gültigen Menschenrechte garantiert sind.

Organisatorische Einbettung

Community Coaching ist ein Arbeitsansatz und gleichzeitig ein Projektbereich des „Zentrums
Demokratische Kultur“ innerhalb der „Regionalen Arbeitsstelle für Ausländerfragen,
Jugendarbeit und Schule“ (RAA). Er existiert seit 1999 und umfasst die oben genannten
inhaltlichen Schwerpunkte und Arbeitsansätze. Bezüglich der Kommunalanalyse in Berlin
Mitte wurde das Community Coaching–Team durch die „Mobile Beratung gegen
Rechtsextremismus“ (MBR) begleitet. Diese Begleitung erfolgte im Auftrag des Landes
Berlin. So ergibt sich eine Aufgabenteilung:

– Community Coaching trägt die alleinige inhaltliche, wissenschaftliche und strategische
Verantwortung für diese Kommunalanalyse.

– Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus (MBR) sichert die Kommunikation von
Zwischenergebnissen in der Phase der Erstellung dieser Analysen in den Bezirk
hinein.

„Community Coaching“ und die MBR werden ab Mitte 2004 innerhalb neuer, selbständiger
Trägerstrukturen – der „ZDK – Gesellschaft Demokratische Kultur gGmbH“ und dem „Verein
für Demokratische Kultur – Initiative für urbane Demokratieentwicklung e.V. (VDK)“ in
Kooperation mit der RAA Berlin als Partner agieren.

1.3. Warum in Berlin Mitte / Tiergarten / Wedding diese Kommunalanalyse?

Dem Zentrum Demokratische Kultur war daran gelegen, aufbauend auf den Erfahrungen in
Berlin Friedrichshain-Kreuzberg einen potentiellen Vergleichsbezirk zu analysieren, der
wiederum ehemalige Ost- und Westbezirke in sich vereinigt. Wir versprechen uns davon
neben dem kommunalen auch einen allgemeinen Erkenntnisgewinn.
Der Bezirk selber ist bisher in der Öffentlichkeit nicht als Hochburg rechtsextremer,
rassistischer oder antisemitischer Umtriebe besonders aufgefallen. Umso spannender
erschien uns die Frage nach den Gefährdungen der demokratischen Alltagskultur an einem
Ort, der nur wenig mit demokratiegefährdenden AkteurInnen und Phänomenen in
Verbindung gebracht wird.

Unsere Forschungsfragen

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen gestalteten wir die Forschungsfragen angelehnt
an die Erfahrungen und Auswertungen der Studie in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg. So
interessierte uns:
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Welche AkteurInnen gibt es im Bezirk, die explizit rechtsextreme, antisemitische oder
rassistische Ideologien vertreten? Wie treten sie auf? Welche Strategien verfolgen sie?
Welche Wirkung erzielen sie?
Wie werden diese AkteurInnen im Bezirk wahrgenommen und bewertet? Gibt es Strategien
der Auseinandersetzung? Gibt es Defizite?

Eine Frage erschien uns angesichts laufender Debatten besonders vorrangig?
Gibt es antisemitische Ideologien, Ansätze und Phänomene im Bezirk? Wenn ja, wie stellen
sie sich dar, welche Gefahren gehen für wen davon aus? Wer sind Träger dieser Ideologien?
Was sind die Hintergründe dieser Ideologien?
Wie wird Antisemitismus in seinen unterschiedlichen Facetten im Bezirk wahrgenommen?

Was diese Studie erreichen soll

Diese Studie dient allein zur Diskursanregung über das Problem demokratiegefährdender
Phänomene im Bezirk. Sie soll einerseits Probleme und demokratiegefährdende Phänomene
benennen. Andererseits soll sie erste Ideen liefern, wie Demokratie als Alltagskultur
gefördert und ausgebaut werden kann. Sie liefert dabei bewusst keine endgültigen
Weisheiten und allgemein gültige Antworten. Diese können wenn überhaupt nur im Diskurs
im Bezirk mit allen Beteiligten entwickelt werden. Diese Studie will dazu beitragen, diesen
Diskurs zu qualifizieren und für diesen breiter zu werben. Sie sieht sich in der Tradition der
Demokratieforschung als „Forschung für die Demokratie“ (Bracher).

Als externe AkteurInnen halten wir uns dabei bewusst mit allgemeinen Kommentierungen,
Fingerzeigverweisen und übergeordneten Einschätzungen zurück. Die Bewertung der
Ergebnisse soll im bezirklichen Diskurs geschehen und nicht von außen vorgegeben werden.

Was diese Studie alles nicht leisten will und kann

Bereits während der Erhebungsphase wurde das Forschungsteam mit vielfältigen Fragen
und besonders auch Erwartungen konfrontiert. Diese Studie wird nicht ansatzweise alle
diese Erwartungen und Hoffnungen erfüllen können. Es scheint uns somit sinnvoll zu sein,
eine Liste mit Themen zu präsentieren, die wir nicht behandeln können, obwohl sie teilweise
sinnvoll und nötig wären. Dazu gehören:

Geschichte der Migrationspolitik im Bezirk
Allgemeine Fragen der Integrationspolitik und ihrer Probleme
Sozialstudie im Sinne von Armutsforschung, Arbeitsanalysen etc.
Geschichte der jüdischen Gemeinde in Berlin
Endgültige Analysen aktueller Kiezproblematiken und –diskussionen
Kriminalitätsforschung
Globalisierung- oder Kapitalismusanalyse am konkreten Beispiel
Forschung über soziale Ungleichheiten

Aufbau der Studie

Diese Studie besteht aus drei Teilbereichen.

Zu Beginn werden wesentliche Begriffe definiert, allgemeine gesellschaftliche Hintergründe
skizziert und die Auswahl unserer Forschungsmethoden begründet
Der zweite Teil ist das Kernstück der Studie. Im empirischen Teil geben wir Hinweise auf die
lokale Situation und beschreiben im Sinne unserer Forschungsfragen die örtliche Lage.
Der dritte Teil umfasst Anregungen zur Auseinandersetzung mit örtlichen Problemfeldern.

Zu Beginn ist es notwendig, wesentliche Begriffe dieser Studie zu definieren:
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2. Definitionen

2.1. Rechtsextremismus

Die Rechtsextremismusforschung in Deutschland verfügt über keine kontinuierliche
Geschichte und ist geprägt durch zeithistorisch bedingte konjunkturelle Phasen, in denen
das Thema mal mehr, dann wieder weniger behandelt wurde.2 Dabei ist es bisher weder zu
einer einheitlichen Theoriebildung noch zu einer Klärung diverser Forschungsfragen
gekommen.3 Dies gilt auch für den Grundbegriff „Rechtsextremismus“ selber. Jürgen R.
Winkler stellt dazu fest:

„Der Rechtsextremismusbegriff gehört zu den amorphesten Begriffen der
Sozialwissenschaften. Er wird für unterschiedliche Sachverhalte in Anspruch genommen; es
besteht keine eindeutige Zuordnung zwischen dem Zeichen Rechtsextremismus und dem,
wofür es steht. Die nicht hinreichend festgelegte Verwendung des Ausdrucks erschwert die
Verständigung, fördert Missverständnisse und behindert in vielen Bereichen den Vergleich
von Forschungsergebnissen.”4

Andere Autoren teilen diese Kritik. Stellvertretend sei Pfahl-Traughber zitiert:

„Die inflationäre Verwendung des Begriffs Rechtsextremismus bildet nicht nur in der
Öffentlichkeit, sondern auch in der Politikwissenschaft vielfach einen eigentümlichen
Kontrast zu seiner mangelnden theoretischen Reflektiertheit. Allgemein herrscht eine
Begriffskonfusion vor, die noch durch die Verwendung anderer Bezeichnungen erhöht wird.”5

Vor diesem Hintergrund ist es unerlässlich, zu Beginn der Arbeit die eigenen Begriffe konkret
zu bestimmen und gegebenenfalls von anderen Begriffen oder Definitionsverständnissen
abzugrenzen, um Klarheit in Bezug auf die Arbeitsgrundlagen zu gewinnen.

In Deutschland existieren mehrere Schulen der Rechtsextremismusforschung mit einem
unterschiedlichen Verständnis ihres Forschungsgebietes. Eine wesentliche Richtung bezieht
sich auf den „Rechtsextremismus als amtlicher Begriff”6, wie Stöss es nennt.
Diese Richtung begreift den Rechtsextremismus als einen Unterbegriff des Oberbegriffes
„Extremismus”, der parallel mit anderen Formen des „Extremismus”, nämlich
„Linksextremismus” und „Ausländerextremismus” genannt wird. Als „extremistisch” gelten
nach diesem Verständnis alle Bestrebungen,

„... die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand und die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der
Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder
zum Ziele haben.”7

Die wesentlichen Vertreter dieser Richtung, Uwe Backes und Eckhard Jesse, verstehen
dabei politischen „Extremismus”

„... als Sammelbezeichnung für unterschiedliche politische Gesinnungen und Bestrebungen
[] die sich in der Ablehnung des demokratischen Verfassungsstaates und seiner
fundamentalen Werte und Spielregeln einig wissen.”8

  
2 Vgl. Butterwegge 1996: 31ff; Kühnl 1995.
3 Vgl. Butterwegge 1997; Stöss 1994a; Druwe 1996.
4 Winkler 2000: 39
5 Pfahl-Traughber 1993: 14
6 Stöss 2000: 13.
7 Ebenda, 16.
8 Backes / Jesse 1993:40.
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Mittelpunkt dieses Verständnisses von Extremismus ist die Definition der freiheitlich
demokratischen Grundordnung, die erstmals 1952 vom Bundesverfassungsgericht im
Parteiverbotsverfahren gegen die Sozialistische Reichspartei Deutschland definiert wurde.
Konkret heißt es dort:

„So lässt sich die freiheitlich demokratische Grundordnung als eine Ordnung bestimmen, die
unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche
Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen
der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und der Gleichheit darstellt. Zu den grundlegenden
Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung vor den im Grundgesetz
konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und
freie Entfaltung, die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der
Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das
Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht
auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition.”9

Nach dem Verständnis von Jesse und Backes sind politische Bestrebungen dann als
„extremistisch” zu bezeichnen, wenn sie diese demokratische Grundordnung beseitigen
wollen.
Es handelt sich somit um eine reine Negativdefinition, das heißt sie grenzt sich ab und
bestimmt nicht die Wesensmerkmale der Bestrebungen, sondern heftet ihnen nur ein Kürzel
„rechts”, „links” oder gar „Ausländer” an. Trotz einiger Versuche von Backes und Jesse,
Gemeinsamkeiten „extremistischer” Positionen zu definieren10, blieb dieser Definitionsansatz
in der wissenschaftlichen Debatte nicht unwidersprochen. Beispielsweise beklagt
Neugebauer

„... die Eindimensionalität des Konzepts und seine Ausrichtung an einem normativen
Demokratiebegriff [] Damit wird es der Komplexität der Verhältnisse nicht gerecht.”11

Als problematisch wird insbesondere die Gleichsetzung von „Rechten”, „Linken” und
weiteren Bestrebungen betrachtet, die Differenzierungen vermissen lassen. Man bedenke
alleine die unzähligen Debatten, was eigentlich eine z. B. linke Bestrebung überhaupt sei, die
Bibliotheken füllt.12 Sinnvoll erscheint es deshalb, sich von einer Negativ- zu einer
Positivdefinition vorzuwagen, die den unterschiedlichen Strömungen und Ausrichtungen der
Realität gerecht wird.
Eine vielseitig beachtete Definition liefert dazu Jaschke. Er erklärt:

„Unter ,Rechtsextremismus’ verstehen wir die Gesamtheit von Einstellungen,
Verhaltensweisen und Aktionen, organisiert oder nicht, die von der rassisch oder ethnisch
bedingten sozialen Ungleichheit der Menschen ausgehen, nach ethnischer Homogenität von
Völkern verlangen und das Gleichheitsgebot der Menschenrechts-Deklaration ablehnen, die
den Vorrang der Gemeinschaft vor dem Individuum betonen, von der Unterordnung des
Bürgers unter die Staatsräson ausgehen und die den Wertepluralismus einer liberalen
Demokratie ablehnen und Demokratisierung rückgängig machen wollen. Unter
‚Rechtsextremismus’ verstehen wir insbesondere Zielsetzungen, die den Individualismus
aufheben wollen zugunsten einer völkischen, kollektivistischen, ethnisch homogenen
Gemeinschaft in einem starken Nationalstaat und in Verbindung damit den Multikulturalismus
ablehnen und entschieden bekämpfen.”13

  
9 Zitiert nach Stöss 2000:15.
10 Vgl. Backes 1989: 289ff.
11 Neugebauer 2000: 31.
12 Zur Einführung in diese Debatten eignen sich: Vgl. Bobbio 1994; Rotbuch Taschenbuchverlag (Hrsg.) 1993;
Hobsbawm 1998; Markowitz / Gorski 1997.
13 Jaschke1994: 31.
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Nach diesem Verständnis reduziert sich das Phänomen Rechtsextremismus nicht auf
Strukturen sondern umfasst u.a. folgende Phänomenwelten:
Rechtsextreme Einstellungen in der Erwachsenenwelt
Verbreitung von Teilideologien des Rechtsextremismus z. B. Rassismus oder Antisemitismus
in allen Gesellschaftsschichten.
Ansätze rechtsextremer Jugendkulturen
Rechtsextrem motivierte Formen der Gewalt
Rechtsextreme Organisationswelten
Rechtsextrem motivierte Handlungsoptionen, z. B. Demonstrationen, Nationale Jugendarbeit
etc.

Diese Studie bezieht sich dabei ausdrücklich auf den Begriff des Rechtsextremismus, wie ihn
Jaschke beschrieben hat.

2.2. Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

Insbesondere bei der Einordnung von demokratiegefährdenden AkteurInnen spielen deren
politische Einstellungen eine besondere Rolle. Im Mittelpunkt unseres Interesses stehen
dabei die Ideologie des Rassismus, Antisemitismus sowie des völkischen Nationalismus, die
es deshalb zu Beginn ebenfalls zu definieren gilt:

In einer neueren Arbeit führt der Soziologe Wilhelm Heitmeyer einen neuen Begriff in die
Debatte ein und spricht fortan von einer „Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit”, der
den Begriff des Rechtsextremismus zumindest bei ihm zu verdrängen scheint.
In seinem Beitrag von 2002 präsentiert Heitmeyer unter dem Titel „Deutsche Zustände“
einen Vorschlag, über den Begriff des Rechtsextremismus mit all seinen definitorischen
Schwierigkeiten hinauszugehen, indem er das Konzept der Gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit vorstellt.14 Diese „Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit” (GMF)

„[] meint kein individuelles Feindschaftsverhältnis zu einem anderen Menschen, sondern
bezieht sich auf Gruppen: „Werden Personen aufgrund ihrer gewählten oder zugewiesenen
Gruppenzugehörigkeit als ungleichwertig markiert und feindseligen Mentalitäten der
Abwertung, Ausgrenzung etc. ausgesetzt, dann sprechen wir von GMF, so dass die Würde
der betroffenen Menschen antastbar wird oder zerstört werden kann. Das besondere
Kennzeichen dieses Begriffs ist seine Spannweite. Sie ergibt sich aus dem Phänomen
selbst, denn nicht nur Personen fremder Herkunft sind mit Feindseligkeiten und Gewalt
konfrontiert, wenn sie bestimmten Gruppen zugeordnet werden, sondern auch Menschen
gleicher Herkunft, deren Verhaltensweisen oder Lebensstile als ‚abweichend‘ von der
beruhigenden Normalität empfunden werden.”15

Auf gesellschaftlicher und individueller Ebenen lokalisiert er eine prekäre Normalität, welche
von Verunsicherungen über die weitere individuelle und soziale Entwicklung gekennzeichnet
ist. Diese Normalität der Unsicherheit basiere zum einen auf Regulationskrisen, welche die
Sinnhaftigkeit des politischen und gesellschaftlichen Systems aufgrund von persönlich
erlebten verletzten Gerechtigkeitsgefühlen (z.B. die durch Arbeitslosigkeit gemachte
Erfahrung der eigenen Entbehrlichkeit, die als ungerecht empfunden wird) in Frage stellen.
Des Weiteren etabliere sich, laut Heitmeyer, eine Ideologie der Ungleichwertigkeit, welche
die Gesellschaft in verschiedene Gruppen einteile, wobei die Eigengruppe durch die
Abwertung von definierten Fremdgruppen aufgewertet werde. Ausgrenzung von
Menschengruppen und Gewaltanwendung erhalten so eine ideologieimmanente
Legitimation. Zum anderen zeigen sich gesellschaftliche Kohärenzkrisen, welche sich in
einer Labilisierung und/oder Auflösung eingelebter sozialer Beziehungen verdeutlichen.

  
14 Heitmeyer 2002, S. 15ff.
15 ebenda, S. 19
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In der Beobachtung der so charakterisierten Gesellschaft erkennt Heitmeyer die
Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. Hierbei erleben nicht nur Menschen fremder
Herkunft Feindseligkeiten, sondern auch solche mit „gleicher Herkunft, aber abweichend
empfundenem oder deklariertem Verhalten.16 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit setzt
sich aus sechs verschiedenen Elementen zusammen, die untereinander in kausalen
Wechselwirkungen stehen und den gemeinsamen Kern einer angenommen
Ungleichwertigkeit von Menschen tragen. Als Elemente benennt Heitmeyer:
Rassismus
Fremdenfeindlichkeit
Antisemitismus
Heterophobie
Etabliertenvorrechte
Sexismus17

Seit dem Jahr 2002 werden bis 2010 jährliche Erhebungen der Einzelelemente der
„Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“ durchgeführt,18 wobei deren latente Ausprägung
im Vordergrund steht.
Der Forschungsverbund unter Leitung des Bielefelder Soziologen Heitmeyer geht jedoch
noch weiter: Es werden nicht nur die Einzelelemente erhoben, sondern auch
Zusammenhänge zwischen ihnen und Erklärungskonzepte zu ihrer Entstehung geprüft. Der
Zustand der Demokratie als solcher interessiert. Es geht um die problematischen
Phänomene, ihre Erklärungen und die Veränderung über die Zeitachse hinweg.

„Da Ungleichwertigkeit den gemeinsamen Kern aller Elemente ausmacht, sprechen wir von
einem Syndrom“19

Das Untersuchungskonzept zur Erklärung der GMF setzt sich aus mehreren Elementen
zusammen. Objektive Kontextbedingungen (z.B. sozialstrukturelle Faktoren), Einstellungen
und Erfahrungen von Individuen werden einbezogen, ebenso wie die Frage, ob sich
moderierende Elemente, die zwischen den Faktoren vermitteln - Zusammenhänge
verstärken oder abschwächen – auffinden lassen.
Im Jahr 2002 wurden einstellungs- und erfahrungsbezogene Ansätze, wie soziale
Desintegration, relative Deprivation, Anomia, Autoritarismus etc. als Erklärungskonzepte
herangezogen. Für 2003 sind Variationen konzipiert worden und es werden erklärende bzw.
moderierende Konzepte wie objektive Kontextfaktoren, Wertorientierungen und die Frage
von Akzeptanz bzw. Distanz gegenüber dem demokratischen System und seiner
wahrgenommenen Qualität erhoben und geprüft.
Ob sich dieser Ansatz im wissenschaftlichen Diskurs durchsetzen und mehrheitsfähig
werden kann, ist noch nicht abzusehen. Für diese Studie bietet jedoch das Syndrom
„Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ eine theoretisch gelungene Folie besonders in
Hinblick auf den Aspekt der Demokratiegefährdung.

Die Elemente der „ Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“

Rassismus

Rassismusbegriff im GMF-Survey:
„Rassismus umfasst jene Einstellungen und Verhaltensweisen, die die Abwertung von
Gruppenangehörigen fremder Herkunft auf der Basis konstruierter „natürlicher”

  
16 Ebenda, S. 19.
17 Die folgende Erklärung der einzelnen Dimensionen ist komplett aus Heitmeyer 2002: 20f zitiert.
18 Untersucht werden vor allem die latenten Ausprägungen dieser Syndromelemente, insbesondere Einstellungen
und Verhaltensbereitschaften und nicht das manifeste Verhalten. „Dieser Weg wurde gewählt, weil manifeste
Menschenfeindlichkeit, die sich in zerstörerischem Handeln zeigt, vielfach mit latenter Menschenfeindlichkeit in
Einstellungen und Verhaltensbereitschaften beginnt...” Heitmeyer 2002, S. 21.
19 vgl. Heitmeyer 2002, 23
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Höherwertigkeit der Eigengruppe vornehmen. Es ist der Versuch, eine Dominanz gegenüber
Gruppen auszuüben, die u.a. auch an biologischen Unterschieden festgemacht werden.“
Abgefragt wurde hier u.a. das Item: „Die Weißen sind zu Recht führend in der Welt.”20

Der Rassismus basiert auf der Vorstellung der Ungleichwertigkeit der Menschen.
Rassistisches Denken ist durch die künstliche Konstruktion von Menschengruppen
gekennzeichnet, die wahlweise biologisch und/oder kulturell determiniert seien. Diesen
Menschengruppen werden unabänderbare Verhaltens- und damit auch Wertigkeitsmuster
zugeordnet, so dass ein Bild ungleichwertiger Gruppen entsteht.
Menschen aufgrund ihres Aussehens und/oder ihrer Herkunft für höher- bzw. minderwertig
zu halten, stellt somit eine Grundform rassistischen Denkens dar. Zunächst biologisch-
phänomenologische Merkmale, wie z.B. Haut- oder Haarfarbe, werden in rassistischen
Konstruktionen in Zusammenhang mit geistigen, sexuellen oder kriminellen Eigenschaften
gebracht. Wird Menschen auf dieser Grundlage der Zugang zu gesellschaftlichen
Ressourcen verweigert, so lässt sich mit R. Miles von „institutionellem Rassismus”
sprechen.21 Durch die Annahme „natürlicher” Ungleichwertigkeit findet eine Legitimation
gesellschaftlicher Ungleichheit statt. Das Staatsbürgerschaftsrecht – trotz seiner Änderungen
– und die daraus resultierenden Ausländer- und Asylgesetze stellen eine strukturelle
Dimension von Rassismus dar, da in diesen Gesetzen die Vorenthaltung einiger bürgerlicher
Rechte, z. B. Wahlrecht und Versammlungsrecht, geregelt ist. In dieser gesellschaftlichen
Praxis der Ausschließung von Menschen aufgrund ihrer Nationalität wird deren prinzipielle
Ungleichheit begründet und legitimiert.
Gesetzlich legitimierte Formen von Ungleichwertigkeit stellen, verbunden mit geschichtlich
tradierten Rassismen, die Grundlage für individuelle rassistische Denk- und
Handlungsweisen dar. Rassistische Denk- und Praxisformen weisen folglich vor dem
Hintergrund der Zuweisung bzw. Vorenthaltung von Ressourcen gesellschaftliche und
psychische Funktionalität auf.
Rassistisches Verhalten ist nicht unabdingbar auf Mehrheitsgruppen gegenüber
Minderheitsgruppen zu beschränken. Sehr wohl kann rassistisches Verhalten und Denken
auch in Minderheitsgruppen vorhanden sein, entstehen und entwickelt werden. Dazu ein
Beispiel aus der Praxis: Ein schwarzer Mann wird in Berlin auf offener Straße von zwei
Personen mit türkischem Migrationshintergrund mit der Begründung „Neger stinken“
zusammengeschlagen. Beide Akteure entstammen Minderheitsgruppen. Das dahinter
stehende Denken der Schläger ist jedoch eindeutig rassistisch, da es eine
Menschengruppen konstruiert (hier von den Schlägern als „Neger“ bezeichnet), denen ein
bestimmtes negatives Merkmal (Geruch) zugeordnet wird, so dass eine in diesem Denken
unabänderbare Kluft und Differenz zwischen „Stinkern“ und „Nicht-Stinkern“ entsteht. Das
Verhalten der Schläger ist ein Faktum des rassistischen Denkens UND Verhaltens.
Unabdingbar ist jedoch die jeweilige, individuelle Suche nach möglichen Ursachenbündeln,
ohne dieses damit zu entschuldigen.

Fremdenfeindlichkeit

Fremdenfeindlichkeit im GMF-Survey:
„Fremdenfeindlichkeit ist in diesem Konzept auf kulturelle und materielle Aspekte bezogen.
Die Abwehr von Gruppenangehörigen fremder ethnischer Herkunft ist zum Einen auf
(vermutete) Konkurrenz um (knappe) Ressourcen von Positionen, Plätzen etc. und zweitens
auf die Etikettisierung von ‚kultureller‘ Rückständigkeit ausgerichtet.” Gefragt wurde hier u.a.
nach dem Item „Es leben zu viele Ausländer in Deutschland.”22

Unter Fremdenfeindlichkeit verstehen wir im Folgenden eine moderne Variante des
Rassismus als Kulturalismus oder Ethnopluralismus: Die prinzipielle Verschiedenheit von

  
20 vgl. Heitmeyer 2002, 20f
21 Miles 1999.
22 Vgl. Heitmeyer 2002, S.20ff
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Kulturen/Lebensweisen wird hervorgehoben, um zu begründen, warum Menschen
unterschiedlicher kultureller und/ oder religiöser Traditionen nicht miteinander leben können.
Letztlich ist hier das Biologische durch eine analog dem Biologischen konstruierte Kultur
ersetzt worden, an die Stelle des Bluts tritt die Kultur. Dies äußert sich z. B. in der
Wahlparole der Republikaner (REP) „Jedem Volk sein Land”.

Antisemitismus

Antisemitismus im GMF-Survey:
„Antisemitismus“ richtet sich auf die Abwertung von Menschen jüdischen Glaubens und
Herkunft sowie ihrer kulturellen Symbole. Eine auf Stereotypen basierende
Diskriminierungsbereitschaft und – als sekundärer Antisemitismus – der Vorwurf des
Ausnutzens des Holocaust bilden die zentralen Elemente. Er thematisiert vor allem
bedrohende ,Verschwörungen’ und ,Ausbeutungen’, die es abzuwehren gelte.“23

Sowohl in der Wissenschaft als auch im Feuilleton der überregionalen Presse kreisen derzeit
breite Debatten um das Phänomen des Antisemitismus, obwohl dieser Begriff historisch
betrachtet nicht immer über große Trennschärfen zu alternativen Begriffsoptionen verfügte.
Der Begriff an sich suggeriert die Ablehnung der „Semiten“ – also nicht nur der Juden
(Hebräisch), sondern einer ganzen Sprachfamilie (Akkadisch, Kanaanäisch, Aramäisch,
Arabisch, Südarabisch-Abessinisch). Trotzdem hat er sich allgemein eingebürgert und wird
auch weltweit als explizit auf Juden und Jüdinnen bezogen verwandt.
Wir verstehen Antisemitismus nach Pfahl-Traughber „als Sammelbezeichnung für alle
Einstellungen und Verhaltensweisen, die den als Juden geltenden Einzelpersonen oder
Gruppen aufgrund dieser Zugehörigkeit in diffamierender und diskriminierender Weise
negative Eigenschaften unterstellen, um damit eine Abwertung, Benachteiligung, Verfolgung
oder gar Vernichtung ideologisch zu rechtfertigen. Derartige Praktiken können aus
unterschiedlichen inhaltlichen Begründungen abgeleitet werden. Ihnen allen ist das
pauschalisierende und stereotype Negativ-Bild von ‚dem Juden’ oder ‚der Juden’ zu eigen
und handlungsleitend.“24

Zahlreiche Abhandlungen beschreiben ausführlich die lange Geschichte des europäischen
Antisemitismus. Sie soll hier nicht wiederholt werden; siehe dazu die zahlreiche Literatur.25

Bedeutender an dieser Stelle ist die Unterscheidung in unterschiedliche Formen und
Begründungszusammenhänge des Antisemitismus. So lassen sich u.a. unterscheiden:
Religiöser Antisemitismus: Wesentlicher Bestandteil dieser Form ist die Absolutsetzung einer
eigenen Religion, die mit der pauschalisierenden Herabsetzung und Nicht-Anerkennung
anderer Religionen einhergeht. Hinzu kommen spezifische negative Hervorhebungen des
jüdischen Glaubens.
Sozialer Antisemitismus: Hierbei stehen nicht allgemeine Konflikte sozialer Gruppen im
Mittelpunkt. Stattdessen wird „ein besonderer tatsächlich vorhandener oder eingebildeter
sozialer Status von Juden und Jüdinnen in der Gesellschaft als Motiv des Antisemitismus
genannt. Durch die eingeschränkte Möglichkeit der Berufswahl im Mittelalter drängte man
viele Juden und Jüdinnen von der beruflichen Sphäre der Produktion in die des Handels. Da
sie als eine Schnittstelle für den An- und Verkauf von Waren dienten, erschien eine jüdische
Präsenz bei denjenigen, die es so sehen wollten, als bedeutsam oder als dominant.“26

Politischer Antisemitismus: Eng verknüpft mit dem sozialen Antisemitismus ist der politische
Aspekt. Juden werden Verschwörungen zur Erringung von Machtpositionen im eigenen Land
oder sogar weltweit unterstellt. Hinter politischen Umbrüchen wie Kriegen, Revolutionen oder
Bürgerkriegen werden konspirative jüdische Machtzirkel vermutet, die die Lenkung der
Prozesse inne hätten. (siehe auch: Exkurs zum islamistischen Antisemitismus)
Kultureller Antisemitismus: Juden wird an dieser Stelle dominanter und zerstörerischer
Einfluss auf kulturelle Phänomene oder Bereiche wie Kunst, Kultur, Literatur oder Musik
  
23 Vgl. Heitmeyer 2002, S.20ff
24 Pfahl-Traughber 2002: 9.
25 Vgl. z. B. Pfahl-Traughber 2002; Benz / Bergmann 1997; Poliakov 1988; Weiss 1997.
26 Pfahl-Traughber 2002: 11.
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unterstellt. Voraussetzung ist die Definition einer eigenen, nicht jüdischen Kultur, die von
Seiten der Juden und Jüdinnen in Frage gestellt würde.
Rassistischer Antisemitismus: Juden werden hierbei als „menschliche Rasse“ mit
unabänderbaren Wertigkeiten, Verhaltensformen oder anderen Merkmalen konstruiert, so
dass eine Gesellschaft mit ungleichen und ungleichwertigen Gruppenkonstruktionen
entsteht. Siehe hierzu auch das Kapitel „Rassismus“.
„Neuer“ Antisemitismus: „Diese von dem Antisemitismusforscher Herbert Strauss so
bezeichnete Form knüpft an die öffentliche Auseinandersetzung über die Massenvernichtung
der Juden während des Zweiten Weltkrieges an.27 Sie unterstellt, die ständige
Thematisierung dieser Ereignisse diene nur dem Angriff auf eine neu entwickelte nationale
Identität der Deutschen und der Gewährung fortgesetzter Wiedergutmachungszahlungen an
Israel. In diesem Kontext werden auch traditionelle Argumentationsmuster des
Antisemitismus bemüht. Dazu gehört etwa die Auffassung von der (angeblichen) jüdischen
Fixierung auf ‚Geld’ einerseits und politische Macht andererseits.“28

Antizionistischer Antisemitismus: Kern dieser Form ist die rigide, ideologisch fixierte
Ablehnung der Innen- und Außenpolitik Israels, die über das Grundrecht der Kritik weit
hinausgeht. Dabei wird häufig das Existenzrecht des Staates an sich in Frage gestellt und
die jeweilige Kritik mit antisemitischen Stereotypen unterlegt.

Ähnlich dem Rassismus konstruieren Antisemiten eine Menschengruppe mit der Titulierung
„Juden“, die von dem Verhalten oder Erscheinungsbild der tatsächlichen Juden und
Jüdinnen unabhängig ist. Antisemitismus funktioniert auch ohne reale Juden und Jüdinnen.
Hintergrund ist der „funktionale Charakter des Antisemitismus“29. Antisemiten brauchen
Feindbilder und Sündenböcke, um von den eigenen Ängsten, Trieben und Schwächen
abzulenken.30 Sartre formuliert dieses Phänomen sehr plastisch: „Nicht die Erfahrung schafft
den Begriff des Juden, sondern das Vorurteil fälscht die Erfahrung. Wenn es keinen Juden
gäbe, der Antisemit würde ihn erfinden.“31 In der antisemitischen Agitation kann somit sehr
wohl auf das reale Verhalten einzelner Juden und Jüdinnen eingegangen werden, wenn
dieses dem antisemitischen Vorurteil zufällig zu entsprechen scheint. Der Einzelne wird dann
als Beispiel für das Kollektiv genannt und als Beleg der antisemitischen Verallgemeinerung
bewertet.32 Generell gilt jedoch das Wort Sartres - und damit hat Antisemitismus nur sehr
wenig bis nichts mit realen Juden zu tun.

Etabliertenvorrechte

Etabliertenvorrechte im GMF-Survey:
„Etabliertenvorrechte umfassen die von Alteingesessenen beanspruchte raum-zeitliche
Vorrang- und Vormachtsstellung gegenüber ‚Neuen‘, ‚Zugezogenen‘ und solchen, die sich
noch nicht angepasst haben. Heute sind Positionen sichtbar, die die Aufkündigung gleicher
Rechte beinhalten, ganz gleich ob es sich um Aussiedler, neue oder zahlenmäßig kleine
Minderheiten oder (anerkannte) Flüchtlinge handelt.” Abgefragt wurde u.a. das Item: „Wer
irgendwo neu ist, sollte sich erst mal mit weniger zufrieden geben.”33

Der im Rahmen der Kommunalanalyse verwendete Begriff Etabliertenvorrechte meint das
gesellschaftliche Machtverhältnis in Deutschland, in dem zwar Menschen unterschiedlicher
Herkunft und/oder religiöser Orientierung leben, das sich jedoch durch die Dominanzkultur,
also die Vorherrschaft und relative Privilegierung weißer, christlich sozialisierter Deutscher
auszeichnet. Zwar kann man auch in der Bundesrepublik (bei guter Führung, sozialem Erfolg
und Sprachnachweis) einen deutschen Pass erwerben, wird aber von der

  
27 Parallel existiert auch der Begriff des „sekundären Antisemitismus“ aus dem Kreise der Frankfurter Schule.
28 Pfahl-Traughber 2002: 13.
29 Adorno 1995: 110.
30 Ebenda: 110ff sowie: Adorno 1971.
31 Sartre 1971: 111.
32 Löwenthal 1990 und Löwenthal 1990a.
33 Vgl. Heitmeyer 2002, S.20ff
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Mehrheitsgesellschaft noch lange nicht als Deutsche/r anerkannt. Weiße Hautfarbe,
christliche Sozialisation, deutsche Herkunftsfamilie werden nach wie vor als Voraussetzung
angesehen, „richtig” deutsch zu sein.
Der dazugehörige Wertekontext sogenannter deutscher Sekundärtugenden wie Fleiß,
Ordentlichkeit, Pünktlichkeit bildet die Norm, an der Menschen mit Migrationshintergrund
gemessen werden, und an die sie sich anpassen sollen. Diese Dominanzkultur bildet die
Grundlage alltagrassistischer Denk- und Handlungsweisen, d.h. „unsere ganze
Lebensweise, unsere Selbstinterpretationen sowie die Bilder, die wir von uns und Anderen
entwerfen, sind in Kategorien der Über- und Unterordnung gefasst” 34

So werden in Deutschland geborene Schwarze35 und Menschen mit Migrationshintergrund
im Alltag von vielen nicht nur nicht als Deutsche anerkannt, sondern sollen sich der
„deutschen Norm” anpassen. Die Abstraktheit dieser Norm spielt in diesem Zusammenhang
keine Rolle, da der Konsens darin besteht, dass es sich bei den Anzupassenden eben um
keine „richtigen” Deutschen handelt. Der Konsens besteht vor dem Hintergrund einer
weitgehenden Nicht-Wahrnehmung der – in die Dominanzkultur eingebetteten –
rassistischen Strukturen. Denn dadurch, dass „Weiß” als Norm gilt, sind weiße Deutsche
mehrheitlich nicht gezwungen, die eigene privilegierte Position zu hinterfragen.36

Die extreme Rechte ist mit diesen Vorstellungen allerdings nicht allein, sondern findet
Anschluss an die Mehrheitsgesellschaft. Mit Überfremdungsszenarien wie „Sterben die
Deutschen aus?” (EXPRESS, Köln), Diskussionen um die „deutsche Leitkultur”, Parolen wie
„Kinder statt Inder” (Jürgen Rüttgers, CDU, in der Debatte um die Einführung der Green Card
zur Anwerbung ausländischer IT-Fachkräfte) und bei der Unterschriftenaktion des
hessischen Ministerpräsidenten Roland Koch (CDU) gegen die Änderung des
Staatsbürgerschaftsrechts werden die rechtsextremen Positionen von der gesellschaftlichen
Mitte flankiert.37

Heterophobie

Heterophobie im GMF-Survey:
„Heterophobie umfasst die auf Angst basierende Abwertung all jener, die Gruppen
angehören, die von der ‚Norm‘ abweichen. Dazu zählen wir Homosexuelle, Behinderte und
Obdachlose, die der eigenen Herkunftsgruppe angehören, oder Menschen, die – wie
Muslime – andere religiös geprägte Lebensweisen präferieren und dadurch negative Gefühle
erzeugen, die sich zu Abwehrhaltungen verdichten.” Hier wurde u.a. das Item: „Es ist
ekelhaft, wenn Homosexuelle sich in der Öffentlichkeit küssen.” abgefragt.38

Sexismus

Sexismus im GMF-Survey:
„Sexismus betont Unterschiede zwischen den Geschlechtern im Sinne einer Demonstration
der Überlegenheit des Mannes und fixierten Rollenzuweisung an Frauen. Sexismus ist von
den anderen Elementen des Konzeptes insofern zu unterscheiden, als es sich nicht um
Abwertungs- und Abwehrhaltungen gegen eine Minderheit handelt. Insofern kommt
Sexismus eine Sonderrolle zu. Er wurde aufgenommen, weil er ideologische Aspekte von
Ungleichwertigkeit enthält.“39

Es existiert in der Sozialwissenschaft kein Konsens über die Definition des Begriffs
Sexismus. Historisch betrachtet wurde er erstmals in den 60er Jahren im Kontext der

  
34 Rommelspacher 1995.
35 Um der politischen Dimension des Rassismus in der Begrifflichkeit Rechnung zu tragen, verwenden wir hier
durchgängig die Schreibweise „Schwarz“ und „Weiß“ als feststehender Begriff (groß) anstatt der adjektivischen
Schreibweise „schwarz“ und „weiß“ (klein).
36 Frankenberg 1996; Helms 1990.
37 Vgl. Butterwegge u.a. 2002.
38 Vgl. Heitmeyer 2002, S.20ff
39 Vgl. Heitmeyer 2002, S.20ff
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feministischen Frauenbewegung in den USA in Analogie zum Rassismusbegriff entwickelt,
um auf ein spezifisches Unterdrückungsmerkmal insbesondere gegenüber Frauen erstmalig
hinzuweisen. Im Diskurs wurde jedoch schnell der Begriff auf ein weiteres Spektrum, nämlich
jenes der allgemeinen Geschlechter und deren Charakterisierungen, ausgeweitet.
Sexismus verbindet sich dabei besonders mit dem Heterosexismus, in dem Heterosexualität
als „normale“ Sexualität naturalisiert wird, die sich von „unnormalen“ Formen der Sexualität,
z. B. der Homosexualität, unterscheide. Judith Butler spricht dabei von einer in unserer
gesellschaftlichen Kultur verankerten „heterosexuellen Matrix“. Konkret meint sie:

„Der Begriff heterosexuelle Matrix steht [] für das Raster der kulturellen Intelligibilität, durch
das die Körper, Geschlechtsidentitäten und Begehren naturalisiert werden. [] Es geht darum,
ein hegemoniales diskursives/epistemisches Modell der Geschlechter-Intelligibilität zu
charakterisieren, das folgendes unterstellt: Damit die Körper eine Einheit bilden und sinnvoll
sind, muss es ein festes Geschlecht geben, das durch die zwanghafte Praxis der
Heterosexualität gegensätzlich und hierarchisch definiert ist.“40

Die Geschlechterkonstruktionen entbehren darin jeglicher Flexibilität und Vermischung. Vor
dem geistigen Auge erscheint der weiße, bürgerliche, heterosexuelle Mittelschichtsmann und
seine ebenfalls weiße, bürgerliche und heterosexuelle Mittelschichtsfrau als Norm.
Abweichungen von diesem Muster bekommen die Charakterisierung des „Unnormalen“.
Sexismus besteht für einige AutorInnen in der „Festlegung auf eine sozial definierte
Geschlechterrolle“41, der gleichzeitigen Einengung auf diese Zuschreibungen und die
Nichtanerkennung aller Geschlechterkonstruktionen, die dem formulierten Idealbild
widersprechen.
Andere AutorInnen konzentrieren ihre Definitionsversuche auf den Bereich der „sexuellen
Belästigungen“. Sie konzentrieren sich somit auf offensichtliche Verhaltensformen, die sich in
der Ablehnung oder Unterdrückung eines Geschlechts äußern. KritikerInnen dieses
Ansatzes kritisieren eine Verkürzung der Formen der Diskriminierungen auf jene
offensichtlichen Bereiche der Handlungsebene. Der Ansatz vernachlässige den „latenten“
Sexismus und damit jene Formen der Benachteiligung, die oftmals ohne Erklärungen
auskommt; aber dennoch für die Betroffenen diskriminierende Folgen hat. Ein typisches
Beispiel ist die Nichtanstellung junger Frauen in der Erwartung, sie könnten wegen einer
Schwangerschaft in naher Zukunft „ausfallen“ oder die Abwertung alleinerziehender Männer
vor dem Erwartungshintergrund, dass sie weniger Einsatz als gleichqualifizierte Männer
ohne Kinder oder mit erziehender Partnerin brächten.42

In unserem Ansatz beinhaltet Sexismus im Kern die Diskriminierung von Frauen und / oder
Männern aufgrund ihres Geschlechts. Dennoch konzentrieren wir uns in unserem Ansatz auf
die Diskriminierung von Frauen, verweisen aber auch ausdrücklich auf den Begriff der
Heterophobie. Kernmoment dieses Weltbildes ist die Formulierung von spezifischen
Merkmalen und einer bewertenden Hierarchie, die auf den äußeren Unterschieden der
Geschlechter beruht. Diese Kategorisierungen beschränken sich im Sexismus nicht auf die
Ungleichheit sondern formulieren sich in der Ungleichwertigkeit der Geschlechter und daraus
resultierenden spezifischen Rollenzuweisungen.
In Anlehnung an Kirsten Endrikat43 unterscheiden wir dabei zwischen einem „klassischen“
und dem „modernen“ Sexismus:

„Der klassische Sexismus fixiert die Frauen auf die Rolle der Ehefrau. Hausfrau, Mutter und
Karrierehelferin. Aufgrund ihrer Gebärfähigkeit wird Frauen die Haushaltsführung und die
Kindererziehung zugewiesen. [] Der moderne Sexismus hingegen leugnet jegliche Form der
Diskriminierung.“ Für Endrikat bedeutet dieses ein zusätzliches Problemfeld: „Da Frauen
jedoch bis heute faktisch in vielen gesellschaftlichen Bereichen den Männern (noch) nicht

  
40 Butler 1991: 220.
41 Schenk 1979: 139.
42 Vgl. zu diesem Bereich Möller / Hornisch 2003.
43 Vgl. Endrikat 2003.
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gleichgestellt sind, ist moderner Sexismus eine indirekte und verschleierte Form von
Diskriminierung.“44

Beide Formen des Sexismus manifestieren den gesellschaftlichen Zustand, in dem Frauen
der Zugang zu struktureller Verantwortung und Macht besonders in den Bereichen
Wirtschaft, Politik und Wissenschaft noch immer erschwert wird. Noch einmal Endrikat: „Der
klassische und moderne Sexismus führen somit dazu, dass patriarchale gesellschaftliche
Macht- und Statusunterschiede zwischen den Geschlechtern bestehen bleiben.“45

Die Relevanz der Elemente der „ Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“ im Alltag

Strukturelle und individuelle Aspekte der Elemente der GMF sind miteinander verwoben und
nehmen auf vielfältige Art Einfluss auf das Alltagsleben. Nach Essed (1991) stellt
beispielsweise alltäglicher Rassismus nicht eine bestimmte Erfahrung dar, sondern vielmehr
die Gesamtheit kumulativer Praktiken:

„Bestimmte Vorfälle erlangen ihre Bedeutung nur im Verhältnis zur Gesamtsumme anderer
Erfahrungen von Alltagsrassismus. Ein weiteres Hauptmerkmal alltäglichen Rassismus
besteht darin, dass rassistische Praxen in das Alltagsleben eindringen und Teil dessen
werden, was von der herrschenden Gruppe als ‚normal’ angesehen wird. Analog zum
Alltagsleben ist Alltagsrassismus in seinen Erscheinungsweisen äußerst heterogen, aber
durch die Wiederholung ähnlicher Praxen gleichzeitig vereinheitlicht.” 46

Diese Feststellung gilt auch für die anderen Elemente der GMF. Die daraus folgenden
Diskriminierungspraxen, die in der Situationsanalyse ausführlicher beschrieben werden, sind
dermaßen in der Gesellschaft eingebettet, dass Angehörige der Dominanzkultur sie selten
als solche wahrnehmen und somit auch (unbewusst) reproduzieren. Gestützt werden diese
alltäglichen Erscheinungsformen der GMF von institutionellen Praxen, wie etwa bei der
Arbeitsplatzvergabe, um nur ein Beispiel zu nennen, bei der zuerst Deutsche Staatsbürger
berücksichtigt werden müssen, und die Arbeit erst dann EU-AusländerInnen, AusländerInnen
mit Aufenthaltsgenehmigung und dann erst Flüchtlingen (in dieser Reihenfolge) angeboten
werden darf. Diese institutionellen Rahmenbedingungen sind es, in denen die Wahrnehmung
von Menschen als höher- oder minderwertig selbstverständlich werden kann.

Völkischer Nationalismus

Die Betonung des „Völkischen“ ist nicht nur ein wesentliches Kennzeichen des
gegenwärtigen organisierten Rechtsextremismus sondern ein äußerst nachhaltiges Konzept
der „Ungleichwertigkeit von Menschen“ in Deutschland.
Durch den „Völkischen Nationalismus“ werden einerseits biologistische Konstruktionen
betont, die von den traditionellen deutsch-nationalistischen bis nationalsozialistischen Ideen
der „Lebensart“ aus dem „Blut“ abgeleitet werden. Andererseits ist die Konstruktion des
„Völkischen“ an die Hypothese einer essentialistischen, angeblich spezifisch deutschen
Kultur, die sich historisch legitimiert, und eng an das Nationen-Konzept einer autochthonen,
„organisch“ gewachsen kulturellen Gemeinschaft angeschlossen. In diesem Fall wird das
Biologische einfach durch eine konstruierte homogene Kultur ausgetauscht, die den
Einzelnen schicksalhaft determiniert wie ehedem das „Blut“, und die vor allem keinerlei
interne Differenzen zu kennen scheint.
Auf der Basis dieser Ideologie in Verbindung mit einer absoluten Ausrichtung auf einen
„Führer“ wird eine organische Verbindung von „Volk“ und Staat als gesellschaftliches Leitbild
propagiert mit dem Ziel der Herstellung einer „Volksgemeinschaft“. Schwarze, Jüdinnen und
Juden, Sinti und Roma, Nichtdeutsche, Lesben und Schwule, sozial Schwache, so genannte

  
44 Ebenda, 122f.
45 Ebenda.
46 Essed 1991, Understanding Everyday Racism – An Interdisciplinary Theory, übersetzt von Cornelia Pust
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Behinderte und Andersdenkende haben in dieser Gemeinschaft keinen Platz, was sich in
Gewalttaten gegen diese Personengruppen äußert.
Diesem Umstand Rechnung zu tragen bedeutet, rechtsextrem motivierten Straf- und
Gewalttaten nicht unbedingt nur durch die Charaktere Ausländerfeindlichkeit bzw.
Fremdenfeindlichkeit zu begründen. Auch durch die Elemente der „Gruppenbezogenen
Menschenfeindlichkeit“ lassen sich unserer Ansicht nach nur ansatzweise die vielfältigen
Facetten des „Völkischen Nationalismus“ beschreiben. Der „Völkische Nationalismus“ trägt
zwar im Kern ebenso wie das Konzept der „Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“ die
Vorstellung einer Ungleichwertigkeit der Menschen, darin sind jedoch im Besonderen auch
die spezifische historische Entwicklung sowie die zielgerichteten programmatischen und
politischen Absichten seiner VerfechterInnen mitzudenken.

Gesellschaftliche Hintergründe

Fragen der Demokratiegefährdungen sind kein Berlin oder Deutschlandspezifisches
Phänomen sondern im internationalen Vergleich zu betrachten. In Europa prägen die neu
entstandenen rechtspopulistischen Parteien die wissenschaftliche Diskussion. Dieser
Diskurs liefert interessante Hintergründe zu den Ursachen der Demokratiegefährdungen, die
wir als gesellschaftliche Hintergrundsfolie der Empirie voranstellen wollen:

2.3. Rechtspopulismus in Europa

Der Rechtspopulismus gehört zu den umstrittensten Begriffen in den aktuellen Debatten der
Sozialwissenschaft. Mindestens zwei Richtungen stehen sich gegenüber:
Für die Einen ist der Rechtspopulismus ein eigenständiger Begriff mit einer eigenen
Ideologie und Phänomologie 47 Andere bestehen auf der Verwendung eines allgemeinen
„Populismus“ Konzeptes. So ist zum Beispiel für Herzinger der Populismus keine Ideologie,
sondern lediglich eine in der Moderne begründete Stimmung, die sich rechts, links aber auch
liberal äußern könne.48

Begriff des Populismus

Wortgeschichtlich stammt der Begriff vom lateinischen „populus“ ab, eine Übersetzung des
griechischen „demos“ = das Volk, aus dem heraus sich der Begriff der Demokratie
entwickelte. Trotz dieser Bezugnahme auf die Basis der Demokratie ist der Begriff
„populistisch“ heute eher ein Schimpfwort denn eine Definition eines Akteurs. In der
Sozialgeschichte bezeichnete „populistische“ Bewegungen wurden dabei zunächst
wertneutral betrachtet. So galten wesentliche soziale Bewegungen, wie die
Maschinenstürmerbewegung aus der Entstehungsphase der deutschen Arbeiterbewegung,
die sich im Übergang zum industriellen Zeitalter bildeten, als „populistisch“. Einige
Jahrzehnte später bildeten sich ähnliche Bewegungen in den großen Städten Lateinamerikas
infolge der Zuwanderung ländlicher MigrantInnen; ein gesellschaftliches Potential, auf
welches später die Diktaturen Vargas und Peron ihre autoritären Herrschaftssysteme
gründeten.49 Seit dieser Zeit bezeichnet der Begriff „populistisch“ eine spezielle
Herrschaftstechnik, die sich immer wieder auf das „Volk“ als Basis beruft. Populismus ist
somit an sich, wie Pfahl-Traughber zurecht bemerkt, eine „Politikform“ und keine
eigenständige Ideologie sondern ein Mittel zum Transport derselben.50 Leo Löwenthal prägte
für diese Form der Technik den Begriff der „psychoanalysis in reverse“ (umgekehrte
Psychoanalyse). In seiner Analyse faschistischer Agitatoren führt er aus: „Der Agitator
aktiviert also die primitivsten und bedrängendsten Reaktionen seiner Anhänger auf
allgemeine Krisenentwicklungen der gegenwärtigen Gesellschaft. Nachdem er einmal ihr
  
47 Vgl. Frank Decker (2004)
48 Vgl. Herzinger (2002)
49 Vgl. Helmut Dubiel (2002)
50 Vgl. Armin Pfahl-Traughber 1994: S. 17ff
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Bewusstsein für ihre erdrückende Situation erweckt hat, lenkt er sie jedoch vom wirklich
bewussten Erfassen ihrer Probleme und von möglichen Lösungen [] ab.“51 Dem
Psychoanalytiker entgegengesetzt, nähert sich der populistische Verführer in
gesellschaftlichen Krisenzeiten der Bevölkerung (seinen Analysanden) mit dem Anliegen,
„die kognitiven Verunsicherungen und Regressionsneigungen“52 aufzugreifen und diese
systematisch zu verstärken, mit dem Ziel, dass der Patient nicht mündig sondern hörig
werde. Populistische Verführer können somit durchaus reale Krisensituationen bezeichnen
und aufgreifen. Ihr Anliegen ist es jedoch nicht, diese im Sinne einer demokratischen
Entfaltung der Bevölkerung anzugehen, sondern „Volkes Stimme“ wird konstruiert, um
eigene Machtphantasien und Herrschaftsinteressen umzusetzen.

Der Begriff „Rechtspopulismus“ wurde in den 70er Jahren von neomarxistischen
Sozialwissenschaftlern in England in bestehende Diskurse eingeführt.53 Sie setzten sich
zunehmend mit dem politischen Stil Margret Thatchers auseinander und verstanden unter
„Rechtspopulismus“ Strategien der symbolischen Integration in einer Zeit, in der materielle
Integrationsmuster des klassischen Sozial- und Wohlfahrtsstaates nicht mehr griffen. Darauf
aufbauend wurde der Begriff in den achtziger Jahren in weiteren Teilen der
Sozialwissenschaft zur Kategorisierung einer neuen „Parteienfamilie“ (Stöss) verwandt, der
sich in vielen Ländern Europas ausbreitete54 und eben jene Strategien der symbolischen
Integration verwandte.55 Zentrale Themen dieser Parteienfamilien waren insbesondere
Probleme von Einwanderungsgesellschaften und die Auflösung nationalstaatlicher Politiken
gekoppelt mit einer Kritik der vermeintlich „bürgerfernen“ Europäischen Union.56 Lösche und
Birzl57 fassen wesentliche Geistesmomente der rechten Variante des Populismus wie folgt
zusammen:
Ethnischer oder / und nationalistischer Kollektivismus, der sich gegen eine Vielzahl von
Minderheiten richtet
Biologistisch begründete antiemanzipatorische soziale Ordnungsvorstellungen
Obrigkeitsstaatliches und autoritäres Denken
Ablehnung von Parteiendemokratie und Pluralismusvorstellungen
Neigung zu verschwörungstheoretischen Deutungsmustern in Geschichte und Politik

Rechtspopulistische Parteien

Der neue Parteityp, der in der Regel in Abgrenzung zur „alten“ Rechten rechte politische
Strömungen präsentierte, feierte in vielen Ländern überraschende Wahlerfolge, die z. T.
sogar zu Regierungsbeteiligungen (so in Österreich, Schweiz, Italien, Niederlanden,
Dänemark) reichten. Eine Übersicht vermag die Erfolge in Europa darzustellen:

  
51 Leo Löwenthal (1990): 150
52 Helmut Dubiel (1994): 198
53 Parallel dazu führten eher konservative Sozialwissenschaftler den Begriff des „Linkspopulismus“ ein, der sich
besonders auf die sozialen Bewegungen der 70er (Anti-Atombewegung, Frauen- Ökobewegung und andere)
bezog. Vgl. dazu die Schriften von Daniel Bell, Edward Shils oder Nathan Glazer
54 Übersichten bieten u.a.: Jozsef Bayer (2002); Hans Georg Betz (2002); Michael Minkenberg (2002); Armin
Pfahl-Traughber (1994)
55 Vgl. Frank Decker (2000)
56 Vgl. Andreas Voss (2002)
57 Vgl. Ursula Birsl / Peter Lösche 2001: S. 347
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Statistik58

Jahr I F A CH DK N NL
FI FN FPÖ LT DF FP LPF

1990 16,6 6,4
1991 23,6 7,0 (3)
1992 13,8(7)
1993 12,7 6,3
1994 21,0 10,5 (1) 27,5 (1) 6,5
1995 15,3 (4) 22,5 18,6 12,0 (3)
1996 20,6 21,9
1997 15,0 15,3
1998 15,0 (7) 7,4
1999 25,2 (1) 5,7 (1) 26,9 17,7 5,8 (1) 13,5 (3)
2000
2001 29,5 12,0 14,7
2002 16,9 (4) 10,0 17,0
2003 15,1 (13) 5,7

Parteinamen: FI = Forza Italia; FN = Front National; FPÖ = Freiheitliche Partei Österreichs;
LT = Tessiner Liga; DF = Dänische Volkspartei; FP = Fortschrittspartei; LPF = Liste Pim
Fortuyn

Wahltypen: (1) Europawahlen; (3) Kommunalwahlen; (4) Präsidentschaftswahl; (7)
Regionalwahlen; (13) Kantonwahlen Tessin

Im europäischen Vergleich stechen in Hinblick auf ihre Organisation zwei Merkmale hervor:
ihr Bewegungscharakter und der scheinbar dazu im Widerspruch stehende „Parteiführer“,
der mit seiner Autorität die Bewegung zusammenhält und ideologische Widersprüche
überwinden muss. Der Aufschwung in vielen Ländern wird dabei übereinstimmend mit der
Schwerpunktsetzung dieser Parteien auf die Thematik der Einwanderung und Migration
gelegt. So formuliert Angenendt: „Tatsächlich weisen diese Parteien bei aller
Unterschiedlichkeit die Gemeinsamkeit auf, dieses Thema auf radikale Weise zu besetzen.
Sie bieten für die vielfältigen und schwierigen Aufgaben, die mit der Einwanderung
verbunden sind, eine vermeintlich einfache Lösung an: den weiteren Zuzug von Ausländern
zu stoppen und die Zahl der im Land lebenden Ausländer zu verringern.“59 In gewisser Weise
eine Ausnahme im europäischen Vergleich stellt dabei der Erfolg der „Partei
Rechtsstaatliche Offensive / Schill –Partei“ bei der Bürgerschaftswahl in Hamburg 2001, wo
diese Gruppe aus dem Stand 19,4% der Wählerstimmen erlangte. Zwar verzichtete der
Parteiführer Schill nicht auf rassistisch interpretierbare Äußerungen60, Wahlanalysen zeigen
jedoch sehr deutlich, dass sein Zuspruch vor allem in der ihm vom Bürger zugeschriebenen
Kompetenz im Bereich „Innere Sicherheit“ und dabei besonders der
„Kriminalitätsbekämpfung“ begründet ist.61, während der Bereich der „Migration /
Einwanderung“ bei der Wahl an sich schon nur eine untergeordnete Rolle spielte.62

Bezüglich der verwendeten populistischen Stilmittel bietet Decker eine Liste, die im
europäischen Vergleich entwickelt wurde.63 Wesentliche Merkmale dieser Parteien sind:
Die Vorliebe für Radikallösungen: Es tauchen regelmäßig „Alles oder Nichts“-
Argumentationen auf. Kompromisse werden missachtet

  
58 zitiert aus Frank Decker (2004), S. 280
59 Steffen Angenendt (2003), S. 3
60 Vgl. Andreas Speit (2002)
61 Vgl. Markus Klein / Dieter Ohr (2002)
62 Vgl. ebenda, Seite 69-71
63 Vgl. Frank Decker (2004); S.35ff
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Die Gegenüberstellung von einfachem Volk und abgehobener Elite: Keine populistische
Partei verzichtet darauf, sich als Anwalt der „kleinen“ Leute gegen des Establishment und
das „System“ an sich zu deklarieren.
Verschwörungstheorien und Denken in Feindbildern gehört zur Grundausstattung
rechtspopulistischer Agitation. Es werden Freund-Feind-Kriterien gebildet.64

Provokationen und Tabubrüche: Beliebt ist auch die Feststellung, es gebe Tabus, die es zu
brechen gelte. Aktuelles deutsches Beispiel ist der Streit darüber, ob es möglich sei, Israels
Staatspolitik zu kritisieren. Behauptet wird von rechtspopulistischer Seite, dass jeder
Israelstaatskritik ein Antisemitismusvorwurf folge, was es zu beheben gelte. Aktuelle
Beispiele dieser und ähnlicher Diskurse, die nicht selten in Identitätsdiskursen enden, bieten
u.a. die „Walser65“- und die „Möllemann“-Debatten. 66

Verwendung von biologistischen und Gewaltmetaphern: An dieser Stelle sind deutliche
Anknüpfungspunkte zur „alten“ Rechten“ und ihr biologistisches Weltbild erkennbar.67

Emotionalisierung und Angstmache: Nicht selten werden gesellschaftliche
Untergangsszenarien entworfen.

Ursachen rechtspopulistischer Wahlerfolge

Umstritten sind die Ursachen und Hintergründe der Erfolge der rechtspopulistischen Parteien
in der Vergangenheit und Gegenwart. Dubiel prägte dafür den Begriff des „populistischen
Moments“68, das heißt einer gesellschaftlichen Situation, in der das demokratisch und nicht
ethnisch definierte Volk „populistische“ Bewegungen im Sinne der oben beschriebenen
Herrschaftsmethodik stärkt. Doch was begründet solche populistischen Momente? Einigkeit
besteht bei allen Sozialwissenschaftlern, dass es keiner eindimensionalen sondern
multioptionalen Erklärungen bedarf.69 Zu den wesentlichen Faktoren der Ursachen werden
gezählt:
Gesellschaftliche Umbruchsituationen und die Reaktionen der Bevölkerung
Zustand der Demokratie im Zeitalter der Globalisierung
Versagen etablierter Parteien und fehlendes Vertrauen der Bevölkerung in bestehende
demokratische AkteurInnen
Reale Gesellschaftliche Missstände vor Ort
Verhalten rechtspopulistischer Parteien

Faktor 1: Gesellschaftlicher Wandel

Das Phänomen des Rechtspopulismus wird immer wider mit allgemeinen Phänomenen des
gesellschaftlichen Wandels der Moderne erklärt, die sich um den Begriff des
„Modernisierungsverlierers“ ranken. Was zeichnet diese Modernisierung aus, wer verliert
was, und was hat das mit Rechtspopulismus zu tun?

Generell sind zwei Ebenen zu unterscheiden:
Eine Makroebene untersucht den allgemeinen gesellschaftlichen Entwicklungsrahmen.
Eine Mikroebene beschreibt die Auswirkungen der Makroebene auf Individuen.

Zur Makroebene:
In seinem Buch „Risikogesellschaft. Auf dem Weg in eine andere Moderne“70 beschreibt der
Soziologie Ulrich Beck Umbrüche und Widersprüche in der modernen Gesellschaft. Bei
gleichbleibend konstanten Ungleichheitsstrukturen sei nach dem zweiten Weltkrieg in
Westdeutschland der bisherige „Klassencharakter der Lebensbedingungen und

  
64 Zum ideologischen Ursprung dieser Kategorie des Denkens vgl. Carl Schmitt (1963): besonders Seite 26ff
65 Vgl. zur Übersicht Hajo Funke / Micha Brumlik / Lars Rensmann (2000)
66 Vgl. zur Übersicht Michael Naumann (2002)
67 Vgl. H. Joachim Schwagerl (1994): Seite 101ff
68 Vgl. Helmut Dubiel (1994): 198ff
69 Eine hervorragende Übersicht liefert Frank Decker (2004): S. 161-270
70 Ulrich Beck (1986)
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Lebensformen“71 verlorengegangen. Durch ein kollektives Mehr u.a. an Einkommen, Mobilität
und Bildung hätten sich die Lebensbedingungen der Bevölkerung radikal verändert. Für den
Großteil der Bevölkerung hätte die durchschnittliche Form der materiellen Existenzsicherung
im Rahmen der sozialstaatlichen Absicherung ein solches Ausmaß erreicht, dass der
alltägliche Kampf gegen existentielle Lebensnot nicht mehr oberste Priorität genießen
müsse. Damit verbunden sei ein Zerfall der Formen kollektiver Unterstützung72 und der
Wegfall oder zumindest die drastische Veränderung ganzer sozialer Milieus. Als Beispiel
möge dafür die Arbeiterbewegung genügen.73 Die Freisetzung des Einzelnen aus früheren,
festen Klassenstrukturen zwinge den Menschen, sich selber zum Zentrum der eigenen
Lebensplanung zu machen. An die Stelle kollektiven Denkens trete die Notwendigkeit der
individuellen Lebensplanung und der Eigengestaltung des sozialen Umfeldes.74

Dabei spricht Beck von einem „Individualisierungsschub“75 nach dem zweiten Weltkrieg. Was
ist jedoch genau unter „Individualisierung“ zu verstehen? Hitzler und Honer schreiben: „Ein
individualisiertes Leben zu führen, bedeutet existentiell verunsichert zu sein.“76 Durch den
Individualisierungsschub wurden die Individuen selbst Akteur ihrer Existenzsicherung und
der eigenen Biographieplanung. An die Stelle standartisierter Normalbiographien, der Sohn
eines Arbeiters in Bochum wurde um 1900 fast immer auch Arbeiter, tritt die Möglichkeit, wie
auch der Zwang zur Wahlbiographie. Lebensläufe sind nicht mehr streng vorgegeben,
sondern jeder muss Entscheidungen treffen und Initiative ergreifen, um seine eigene
Biographie zu gestalten. „Die Normalbiographie wird damit zur Wahlbiographie…“77 Dass
dieser Prozess sich nicht auf Westdeutschland beschränkte, beweist eindrucksvoll die
Sammlung „Ostdeutsche Biographien“78 von Rainer Zoll, in der anhand exemplarischer
Fallbeispiele die besondere Dynamik der Biographiefindung vieler Ostdeutscher besonders
in den Wendejahren dargestellt wird.79 Hinzu kommt die Dynamik der Globalisierung, die
entsprechende Prozesse eher fördert denn verhindert80 und durch die Entgrenzung
nationaler Räume auch zunehmend internationalisiert81, so dass Dahrendorf sogar von der
Existenz einer neuen kosmopolitischen Klasse spricht82, deren Auswirkungen und
ökonomische Anspruchsanschübe (Flexibilität, Beweglichkeit, Sprachkenntnisse etc.) in die
Breite auf regionale Sozialstrukturen noch nicht absehbar seien.
Mit den Veränderungen der Normalbiographien sind für den Einzelnen neue
Handlungsspielräume mit neuen Risiken und Chancen verbunden. Auf der einen Seite
ergeben sich für den Einzelnen bisher unbekannte Optionen, zwischen verschiedenen
Angeboten in allen Lebensbereichen zu wählen. Auf der anderen Seite sind damit Verluste
traditioneller Sicherheiten verbunden.
Hinzu kommt: „Individualisierung [] ist eine gesellschaftliche Dynamik, die nicht auf einer
freien Entscheidung der Individuen beruht.“83 Das heißt, der Einzelne ist gezwungen, bereits
im Alltag Entscheidungen zu fällen, deren Konsequenzen oft noch gar nicht absehbar sind.
Im radikalisierten Sinne Sartres wird der Mensch dabei zum homo optionis. Hannah Arendt
prägte hierfür den Begriff von der „Tyrannei der Möglichkeiten“. Das Leben verliert seine
Selbstverständlichkeit.84 Die Risiken einzelner Entscheidungen sind oft nicht absehbar und

  
71 ebenda, S. 122
72 Vgl. Heiner Keupp
73 Vgl. Josef Mooser (1983)
74 Vgl. Ulrich Beck 1986: 116-117
75 ebenda, S. 116
76 Ronald Hitzler / Anne Honer (1994)
77 Ulrich Beck / Elisabeth Beck-Gernsheim (1994a)
78 Vgl. Rainer Zoll 1999
79 Dass diese Diskussionen nicht abnehmen, sondern heute wesentlich zur Neudefinition von Identitäten und
Geschichtsverständnissen beitragen, zeigen die Debatten über autobiographische Werke junger ostdeutsch
sozialisierter Frauen wie Jana Hensel oder Claudia Rusch. (Vg. Claudia Rusch 2003; Jana Hensel 2002 oder als
Überblick: Vgl. Alexander Cammann 2003)
80 Vgl. Anthony Giddens (2001): S. 33ff
81 Vgl. Ulrich Beck 1997
82 Vgl. Ralf Dahrendorf 2003: 19ff
83 ebenda, Seite 14
84 ebenda, Seite 10-18
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müssen doch vom Einzelnen verarbeitet und getragen werden. Zwei Beispiele sollen dies
verdeutlichen:

z. B. Familien
Die Bedeutung der Familie hat sich im letzten Jahrhundert radikal verändert. War die Familie
in der vorindustriellen Zeit noch eine Art ökonomische Not- und Lebensgemeinschaft, so
lösen sich diese Abhängigkeiten immer mehr auf. Die Folge ist eine Differenzierung
verschiedener Lebensgemeinschaften in verschiedenen Lebensphasen.85 So vermerkt z. B.
Rainer Geißler eine „deutlich zu beobachtende Zunahme der nichtehelichen
Lebensgemeinschaften.“86 Einhergehend mit einem Wandel traditioneller Frauenbilder wie
auch der Lebensplanungen junger Frauen87 ist diesbezüglich ein deutliches Schemata
erkennbar. Die Auflösung traditioneller Formen der Familien- wie Lebensplanung setzt neue
Chancen der Selbstverwirklichung frei. Parallel dazu fällt aber die Selbstverständlichkeit
früherer Familiengründungen weg, so dass alle selbst gefordert sind, den jeweils eigenen
Weg zum Glück zu finden.

z. B. Wohnverhältnisse
In vielen Städten wurden traditionelle Wohnverhältnisse durch neue Formen urbaner
Stadtsiedlungen ersetzt. Vorgegebene und gewachsene Nachbarschaften wurden dabei
aufgelöst und neue Wohnumfelder geschaffen. Der Einzelne ist deshalb gezwungen, sich
seine sozialen Netze selber zu spinnen. Er verfügt somit über die Chance, seine Kontakte
selber auszuwählen, auszuweiten oder zu begrenzen. Er kann jedoch auch in einer sozialen
Isolation enden, wenn es ihm nicht gelingt, ein solches soziales Netz zu spinnen.

Zur Mikroebene:
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach den konkreten Folgen und
Umgangsweisen des Einzelnen mit diesen angedeuteten Modernisierungsprozessen:

Möglichkeiten der Risikobearbeitung
Ausgehend von der Theorie Becks versucht der Jugendforscher Heitmeyer, eine Verbindung
zwischen dem Individualisierungstheorem und rechtsextremen Ideenwelten zu erklären.88

Nach seiner Ansicht führen die Individualisierungsprozesse zu neuen Widersprüchen und
Gegenläufigkeiten. Er stellt dabei folgende Argumentationskette auf: Die zunehmenden
Optionsfreiheiten und Entscheidungsmöglichkeiten führen zu einer abnehmenden Gleichheit
der Individuen in Bezug auf die Lebensart und –weisen. Diese abnehmende Gleichheit
wiederum sorgt für einen zunehmenden Konkurrenzdruck, da sich jeder Einzelne selber
durchsetzen müsse und deshalb weniger Rücksicht auf andere nehmen könne. Diese
abnehmende Solidarität sorge für eine Vereinzelung des Menschen und eine Reduktion
sozialer Einbindungen.89 Dem Einzelnen kommen so neue Möglichkeiten und Chancen der
Selbstverwirklichung zu. Andererseits bleibt immer das Risiko des Scheiterns. Der Tanz auf
dem Drahtseil finde ohne Netz statt. Es kommt somit zu Orientierungsproblemen in den
Zeiten der „Neuen Unübersichtlichkeit“.90

Entscheidend ist deshalb die Frage der Umgangsformen mit dieser gesellschaftlichen
Entwicklung. Tendenzielle Anknüpfungspunkte zum Rechtsextremismus ergeben sich dabei
bei den möglichen Verarbeitungswegen folgender Probleme:

a) Handlungsunsicherheiten
b) Ohnmachtserfahrungen
c) Vereinzelungserfahrungen.91

  
85 Vgl. Elisabeth Beck-Gernsheim 1994: S. 115-138 bzw. Ulrich Beck (1986): S. 181-194 sowie eindrucksvoll
Ulrich Beck / Ulf Erdmann (1997)
86 Rainer Geißler (1992): S. 274
87 Vgl. Birgit Geissler / Mechthild Oechsle 1994
88 Vgl. Wilhelm Heitmeyer 1993
89 Vgl. ebenda: Seite 5
90 Vgl. Jürgen Habermas 1985
91 Vgl. Wilhelm Heitmeyer 1989: S. 101-111
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a) Handlungsunsicherheiten:
Eine Möglichkeit, sich dem ständigen Entscheidungs- und Flexibilitätszwang zu stellen, ist
die Orientierung an klaren, vereinfachenden Strukturen. Solche Strukturen können z. B. die
Einordnung gesellschaftlicher Gruppen in hierarchisch gegliederten Formationen sein.
Außerdem lassen sich damit quasi für natürlich gehaltene Prinzipien zur Klärung von
unübersichtlichen Situationen verbinden. Ein solches Prinzip kann beispielsweise die
alltäglich erfahrene Situation sein, dass der Stärkere sich durchsetze.92

Im politischen Bereichen können Menschen mit solchen Erklärungsmustern von Konzepten
angesprochen werden, die besondere Stabilitäten und ein Zurück in angeblich bessere
Zeiten versprechen. Nicht umsonst arbeiten beispielweise rechtspopulistische Parteien
regelmäßig mit dem Bild der „vermeintlich besseren Zeiten“, die immer in der Vergangenheit
angesiedelt werden, während Linkspopulisten ihre Heilversprechen mit Bildern einer
„besseren“ Gesellschaft in der Zukunft transportieren. Anknüpfungspunkte zum
Rechtspopulismus bieten dabei besonders Programme, die soziale Ängste zu mindern
versprechen, indem sie Vorwürfe gegenüber Gruppen artikulieren, die angeblich für die
akute Bedrohung des eigenen Status verantwortlich seien.93

b) Ohnmachtserfahrungen:
Im Alltag ist der Einzelne ständig Konkurrenzsituationen ausgesetzt, denen viele hilflos und
überfordert gegenüberstehen. Sie sehen sich der Erfahrung „Der Stärkere setzt sich durch“
ausgeliefert und suchen ein Mittel, sich gegen dieses Gefühl der Ohnmacht zu wehren. Ein
solches Mittel kann Gewalt in jeglicher Variation sein; denn Gewalt scheint Eindeutigkeiten in
weniger klaren und deutlichen Situationen zu verheißen. Außerdem verspricht Gewalt eine
sonst unübliche Fremdwahrnehmung und nicht selten sogar Solidaritätsgefühle bei anderen
Menschen.94

Rechtsextreme Konzepte bieten hier wiederum Anknüpfungspunkte, indem sie das Postulat
von der Ungleichwertigkeit der Menschen propagieren. Über die Erfahrung hinaus, dass sich
der Stärkere durchsetze, wird die Forderung formuliert, der Stärkere solle sich durchsetzen
und dies mit möglichst allen Mitteln. Es wird behauptet, dass es „Menschengruppen
unterschiedlicher Qualität gebe: höherwertige und minderwertige, und dass die
höherwertigen das Recht haben, sich durchzusetzen und die minderwertigen zu
beherrschen.“95 Der alltägliche Kampf mit Gewalt sei somit legitim.
Rechtspopulistische Akteure gehen in ihrer Propaganda nicht ganz so weit. Sie beschränken
sich eher auf radikale Aussagen zur Beschränkung von Einwanderung oder den „Null-
Toleranz-Konzepten“ verbunden mit der massiven Aufrüstung der Sicherheitsorgane, um
über diesen Weg gesellschaftliche Stärke, die sich durchsetze, zu demonstrieren.

c) Vereinzelungserfahrungen:
Durch die beschriebene Auflösung sozialer Milieus und die zurückgehende,
selbstverständliche Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen fehlen vielen Menschen gerade in
Krisenzeiten Stabilität verleihende Zugehörigkeiten. Es können gerade dann solche
Gruppenkategorien an Bedeutung gewinnen, die quasi als naturgegeben und damit
unverrückbar definiert werden. Entsprechende Angebote unterbreitet u.a. der Rassismus und
Nationalismus. Solche Zugehörigkeiten zu den Kategorien wie „Nation“ oder „Rasse“ bleiben
auch ohne leistungsmäßigen Bezug gültig und können niemanden im Konkurrenzprinzip
genommen werden.96 Im Denken eines klassischen Rassisten ist jede(r) Weiße per Definition
und naturgegeben jedem/er Schwarzen überlegen. Für den Rechtspopulisten ist der Begriff
der Nation oder des Volkes von zentraler Bedeutung. Er gibt scheinbar die gewünschte
Zugehörigkeit zu einem Kollektiv, ohne dass Leistungserwartungen an den/die Einzelne(n)
gestellt würden oder die Zugehörigkeit hinterfragt würde. So ergibt sich auch eine Trennung
zu den „Anderen“, die „hier“ nicht hingehören oder zumindest nicht dazuzählen und eher

  
92 Vgl. ebenda: S. 112f
93 Vgl. Joachim Schwagerl 1993: S. 44-51
94 Vgl. Wilhelm Heitmeyer 1989: S. 113-114
95 Reinhard Kühnl 1990: S. 18; Vgl. ausführlicher auch: Reinhard Kühnl 1998: Seite 30ff
96 Vgl. Wilhelm Heitmeyer 1989: S. 111-112
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bedrohlich auf das konstruierte Kollektiv, was die entsprechende Wärme gegen die
vermeintlich soziale Kälte verspricht, wirken.

Einordnung dieser Wandlungsprozesse
Die Analyse dieses gesellschaftlichen Wandlungsprozesses blieb in der wissenschaftlichen
Diskussion nicht unumstritten. Albert Scherr beispielsweise hält die angegebene Theorie
zunächst für bloße „soziologische Spekulationen“97, deren Realitätsgehalt noch zu beweisen
sei. Dem steht u.a. eine Untersuchung Zürns98 entgegen, der im europäischen Vergleich für
die 90er Jahre zeigt, dass rechtsradikale Tendenzen dort zunahmen, wo infolge der
Globalisierung hohe ökonomische Unsicherheiten noch mit dem Abbau wohlfahrtsstaatlicher
Maßnahmen gekoppelt wurden und somit ein besonders Maß an Unsicherheit entstand.
Nachvollziehbarer ist der Einwurf Jaschkes, „schon vor einhundert Jahren hat Emile
Durkheim den Schwund verbindlicher übergreifender Normen und Werte“99beschrieben. Es
handelt sich somit um einen schon langandauernden gesellschaftlichen Prozess, der alleine
kaum zur Erklärung rechtspopulistischer Momente ausreichen dürfte. Die Theorie erklärt
ebenfalls noch nicht, warum sich verunsicherte Personen gerade rechten hierarchischen
Strukturen hinwenden sollen und nicht anderen politischen Angeboten, die möglicherweise
ähnlich starre Strukturangebote unterbreiten. Es müssen somit noch andere gesellschaftliche
Strukturen und Momente zusammengefügt werden, um zu einer adäquaten Theorie zu
gelangen.

Faktor 2: Demokratie im Zeitalter der Globalisierung

Mit dem Zustand der demokratischen Verhältnisse steht und fällt auch die Option des
populistischen Moments. In einer funktionierenden Demokratie ist ein solcher schlicht nicht
nötig, da die Interessen der Bürger aufgegriffen und prägend in den allgemeinen Diskurs zur
Formulierung des Gemeinwohls und seiner praktischen Umsetzung im kommunalen
Zusammenhang eingebracht wird.
Nun wäre es jedoch vermessen, im Rahmen dieser theoretischen Einführung ein
umfassendes und abschließendes Bild zu den Problemen der Demokratien im Zeitalter der
Globalisierung geben zu wollen. Wir können somit nur einzelne Schlaglichter zur
Diskussionsanregung liefern:

Schlaglicht: Gefährdung der Gemeinwohl-Definition
Keine Gesellschaft kann ohne eine Definition eines „Gemeinwohls“ auskommen. Das
Gemeinwohl bestimmt die Zielvorstellungen einer Gesellschaft und seiner entsprechenden
Organisation. Grob vereinfacht basiert es auf einem bestimmten Menschenbild und erklärt
sich daraus. In der politischen Theorie wurden dazu mindestens drei Idealtypen (und eine
Menge Zwischentypen) entworfen:

Auf der linken Seite des politischen Spektrums dominierte lange Zeit ein ökonomisch
geprägtes Bild vom Menschen. Bezugspunkt war der klassische Marxismus und seine
Vorstellung vom historischen Materialismus. Das neue kommunistische Gemeinwohl in der
zu schaffenden Gesellschaftsform hing von der Entwicklung der proletarischen Bewegung
und ihrer Forderung „nach tatsächlicher Anerkennung ihres Charakters als gesellschaftlicher
Produktivkräfte“100 ab. Für Marx / Engels gab es für den einzelnen Proletarier eine
übergeordnete Vorstellung vom Gemeinwohl, nämlich seine Rolle als quasi revolutionäres
Subjekt in der Geschichte der Klassenkämpfe. Sein „eigentliches“ Ziel war die Entwicklung
des kommunistischen Glücks. Umso erstaunter war die marxistische Bewegung immer dann,

  
97 Albert Scherr 1994: 175
98 Vgl. Michael Zürn 2001
99 Hans Gerd Jaschke 1990: 61
100 Friedrich Engels 1966: 173
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wenn das Proletariat in ökonomischen Krisensituationen, z. B. 1929/30 in Deutschland, nicht
lehrbuchgerecht im Sinne der marxistischen Idee handelte.101

In der politischen „Rechten“ gibt es eine lange Tradition, Menschenbilder anhand der
Vorgaben von Hobbes zu formulieren. Im Naturzustand sei der Mensch dem anderen
Menschen ein „Wolf“; in der Analogie Hobbes ein getriebenes und radikales gefährliches
Wesen ohne jede Kompromisskraft und voll animalischer Vernichtungskraft. Die Menschen
sehnten sich deshalb nach (Eigen-)Schutz und übergeordneten Sinnzusammenhängen und
Ordnungen, die ihm Würde verleihen, Sicherheit spenden, regulativ wirken und das
„gebrechliche Individuum in größere Zusammenhänge“ (Mohler) stellen. Politische Denker
wie Carl Schmitt formulierten deshalb Bilder vom „Starken“ Staat, der das Gemeinwohl zu
definieren habe und dem die Bürger sich ihrer selbst Willen unterzuordnen hätten, um nicht
in den Naturzustand der Barbarei zurückzufallen.102 Der Einzelne wird hier zum Untertan, der
gehorcht und keine Eigeninteressen verfolgen soll, um das staatliche Monopol der
Gemeinwohlformulierung nicht zu gefährden.

Die Diskussion in den westlichen Gesellschaften wird wesentlich dominiert durch die
Neopluralismustheorien103, in Deutschland wesentlich bestimmt von Ernst Fraenkel. Dessen
Theorie erhebt den Anspruch, „sein Denken auszurichten am Menschen wie er ist. Empirisch
ist er ein Wesen, das weitgehend von dem Bestreben motiviert ist, seine Bedürfnisse
bestmöglich zu verwirklichen, das verstümmelt und ein seelischer Krüppel wäre, hätte es
kein Eigeninteresse mehr und hörte es auf, an sich und seine Interessen zu denken. Denn
gerade die Verfolgung von Eigeninteressen muss als ein essentieller Bestandteil der
menschlichen Natur gesehen werden.“104 Fraenkels Grundidee besteht darin, dass in einer
lebendigen Demokratie die Eigeninteressen der Individuen in Akteursformen wie Verbänden
oder Parteien gesammelt werden. Diese Akteure streiten sich in der politischen Arena um die
Formulierung des Gemeinwohls, der somit immer ein Aushandlungsprozess aus den
verschiedenen Interessen ist. Das Gemeinwohl ist somit nicht vorab oder von oben
vorgegeben sondern befindet sich im ständigen Wandel und muss immer wieder neu
definiert werden. Dieses setzt einige Grundlagen voraus. So schreibt Fraenkel: „Ein richtig
verstandener Pluralismus schließt die Erkenntnis ein, dass auch in der heterogensten
Gesellschaft stets neben dem kontroversen auch ein nicht-kontroverser Sektor des
gesellschaftlichen Lebens besteht. Ein richtig verstandener Pluralismus ist sich der Tatsache
bewusst, dass das Mit- und Nebeneinander der Gruppen nur dann zur Begründung eines a
posteriori-Gemeinwohls zu führen vermag, wenn die Spielregeln des politischen
Wettbewerbs mit Fairness gehandhabt werden, wenn die Rechtsnormen, die den politischen
Willensbildungsprozess regeln, unverbrüchlich eingehalten werden, und wenn die
Grundprinzipien gesitteten menschlichen Zusammenlebens uneingeschränkt respektiert
werden, die als regulative Idee den Anspruch auf universale Geltung zu erheben
vermögen.“105 In Deutschland wird dieser nicht-kontroverse Bereich wesentlich durch das
Grundgesetz bestimmt.
In der wissenschaftlichen Bewertung dieses Theoriestrangs wird einerseits die Betonung des
stabilisierenden Charakters der Formulierung von Eigeninteressen genannt. Andererseits
wird auf das Problem verwiesen, dass es zwischen den Interessenverbänden idealtypisch
ein Gleichgewicht geben müsse, welches jedoch in der Realität, z. B. durch unterschiedliche
ökonomische Ausgangsbedingungen, faktisch nicht gegeben sei, was den Wettbewerb der
Ideen verzerre.106

Der Rechtspopulismus greift auf ein übergeordnetes Gemeinwohl-Konzept zurück. Er sieht
sich als Vollstrecker „des gesunden Menschenverstandes“ bzw. als „Partei der einfachen
  
101 Besonders das Verhalten vieler Arbeiter im Vorfeld des Nationalsozialismus wurde im marxistischen Diskurs
breit diskutiert: Vgl. z. B. Georg Fülberth 1993: 75ff; Wolfgang Abendroth 1988: 231ff sowie Reinhard Kühnl 1985:
139ff
102 Vgl. z. B. Carl Schmitt 1989 sowie Carl Schmitt 1988
103 Pluralismustheorien wurden zunächst in den USA begründet (Vgl. Arthur F. Benthly 1908) Fraenkel beruft sich
auf diese und überträgt sie auf die deutschen Verhältnisse.
104 Peter Massing 2003: S. 219
105 Ernst Fraenkel 1991: 274
106 Vgl. Manfred G. Schmidt 2000: 226ff
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Leute“107. Einzelinteressen und Verbände sind für ihn Synonyme für die „Quasseldemokratie“
(Schönhuber), die durch eine „Politik der starken Hand“, die im Interesse der Allgemeinheit
autoritär lenke und entscheide, ersetzt werden sollte. Interessengruppen wie
Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbände sollen in ihrer Wirkungsmacht beschnitten
werden.
Ursula Birsl und Peter Lösche stellen dabei die These auf, dass dem Rechtspopulismus das
Feld durch andere Ideologieformen bestellt wird, die ebenfalls eine antipluralistische
Ausrichtung haben.108 Sie nennen explizit den sogenannten „Neoliberalismus“ und
„modernen Konservatismus“ und belegen diese These mit den Inhaltsanalysen zweier
Grundsatzschriften von Wolfgang Gerhardt, FDP, als Vertreter eines neoliberalen Ansatzes
und Wolfgang Schäuble, CDU, als konservativen Denker.
An dieser Stelle kann nicht die Analyse wiederholt werden. Lediglich zwei Grundmomente
sollen zur Unterstützung der genannten These betont werden:
Die neoliberale Ideologie betont die Bedeutung des Marktes. Dieser alleine sei in der Lage,
ein Gemeinwohl inklusiver sozialer Sicherungen zu erschaffen. Aktuelle Problemlagen, wie
die Massenarbeitslosigkeit, seien darin begründet, dass der Staat den Markt hemme.
Deshalb müssten staatliche Aufgaben auf ein Minimum reduziert werden, um den Markt frei
laufen zu lassen. Der Neoliberalismus plädiert somit im Sinne Fraenkels für ein Reduktion
des „konsensualen“ Bereiches der Regeln und Abmachungen. Der Streit der Interessen
findet nicht mehr auf solidarischer Grundlage sondern nach dem Prinzip, dass der Stärkere
sich durchzusetzen habe, statt. Das Gemeinwohl wird damit zum Produkt der Starken, eine
Annahme mit der auch Rechtspopulisten konform gehen. Ideengeschichtlich ist dieser
Wandel interessant. Der Liberalismus setzte sich ursprünglich für die Freiheit der Menschen
ein, der Neoliberalismus verkürzt diesen Ansatz auf die ökonomische Befreiung des
Marktes.109

Auch im modernen Konservatismus wird die Befreiung des ökonomischen Marktes verlangt.
Im Gegensatz zum Neoliberalismus wird jedoch eine „starke Staatsidee“ (Schäuble)
gefordert. Der Staat solle sich auf sein ursprüngliches Gründungsmoment, den
Schutzgedanken, konzentrieren und Sicherheit spenden. Seine Mitglieder sollen sich dabei
der „Staatsräson“ unterwerfen, um den Schutzgedanken in einer festen staatlichen
Gemeinschaft, meist in Form der Nation, zu garantieren. Diese Staatsräson basiert dabei
meist auf Überlieferungen, geschichtlichen Herleitungen oder Traditionen110, die wiederum
Kollektivgedanken produzieren, in denen Einzelinteressen stören und sogar
sicherheitsgefährdend wirken können. Der Rechtspopulismus greift diesen Gedanken auf
und konzentriert sich z. B. in konkreten Handlungsfeldern auf die Betonung des Ausbaus der
Organe der inneren Sicherheit.111

Nach dieser Theorie bestehen somit Anschlussmöglichkeiten des Rechtspopulismus an
Konzeptionen der demokratischen Mitte. Er radikalisiert dabei meist Vorstellungen des
Antipluralismus sowie des „Starken Staates“ und ernennt sich dabei zum starken Original
gegenüber den abgeschwächten, demokratischen Varianten.

Schlaglicht: Nationalstaat, Europäische Union und Globalisierung
Demokratie bedarf gewisser institutioneller Grundvoraussetzungen, um sich entfalten zu
können. Habermas zählt zu dieser Basisausstattung das Vorhandensein eines politischen
Raums oder „Apparates“, innerhalb dessen assoziierte Bürger ihr Zusammenleben
demokratisch regeln können.112 Nach Dahrendorf dürfe dieser Raum „weder zu groß noch zu
klein sein“, und die demokratische Ordnung funktioniere besser, „wenn in diesem Raum
gewisse kulturelle Gemeinsamkeiten bestehen.“113 Es überrascht daher nicht, dass in

  
107 so die Republikaner in Deutschland, Vgl. Leggewie 1990
108 Vgl. Ursula Birsl / Peter Lösche 2001
109 Vgl. dazu u.a. Reinhard Kühnl 1999
110 Vgl. dazu das sehr anregende Buch Alexander Gauland 2002
111 Der Verweis auf Herrn Schill drängt sich auf. Vgl. Frank Decker 2001
112 Vgl. Jürgen Habermas (2001): 85ff
113 Ralf Dahrendorf 2003: 16
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historischer Perspektive das Werden einer Demokratie häufig mit der Entwicklung der
Nationalstaaten als politischer Handlungsraum in Verbindung stand, wie Winkler für den
deutschen Weg überzeugend beweist114, der jedoch gleichzeitig belegt, dass Nationalstaaten
nicht automatisch demokratische Strukturen garantieren.
Die Auswirkungen der Globalisierung verändern die nationalstaatlichen
Handlungskonzeptionen in vielfacher Hinsicht und wirken sich somit auch auf das an das
Nationalstaatskonzept gekoppelte Demokratieprinzip aus. Zu den wesentlichen
Veränderungen gehören u.a. zwei Faktoren:

Durch die internationale Vernetzung des Kapitals, seine zunehmende Beweglichkeit und die
fortgeschrittenen Optionen der grenzüberschreitenden Kooperation und Kommunikation
verlieren die Nationalstaaten „einen Teil ihrer gewohnten wirtschaftlichen Macht.“115 Sie
verlieren zunehmend Handlungsmöglichkeiten bezüglich der ökonomischen Sphäre und
beklagen deshalb auch den Verlust, sozialstaatlicher Handlungsoptionen, da die Staaten
untereinander zunehmend in Konkurrenz zueinander stehen und dieser Markt die
(sozialstaatlichen) Preise senkt. Leggewie nennt diese Nationalstaaten deshalb leicht
ironisch „Markenstaaten im Wettbewerb“.116

Zur Globalisierung gehört auch die zunehmende Bedeutung internationaler
Organisationszusammenhänge und Netzwerke. Dahrendorf formuliert deutlich: „Beschlüsse
von lebenswichtiger Bedeutung werden heute nicht mehr im Bundestag oder in Westminster
und auch nicht im Kapitol getroffen, sondern anderswo. Die Zinssätze für die Länder, die den
Euro übernommen haben, werden in Frankfurt festgelegt. Wenn zwei große Unternehmen
fusionieren wollen, müssen sie die Genehmigung dafür in Brüssel einholen. Die
Entscheidung, Belgrad zu bombardieren, wurde von der NATO getroffen. Ob Russland neue
internationale Darlehen bekommt oder nicht, wird vom Weltwährungsfonds entschieden.“117

Politische Zusammenhänge wurden durch diese parallelen Prozesse im Rahmen der
Globalisierung zunehmend unübersichtlicher und damit auch schwerer vermittelbar. Hinzu
kommt die abnehmende Bedeutung des Nationalstaates durch seine reduzierten Handlungs-
und damit auch Korrekturoptionen im ökonomischen Sektor. Die Demokratie droht ihren
nötigen politischen Raum zu verlieren und wird geschwächt.
Poltische Philosophen fordern vor diesem Hintergrund seit langem die Schaffung neuer
„größerer“ politischer Räume zur Sicherung demokratischer Strukturen. Zwei Ebenen werden
diskutiert:

Leicht utopisch anmutend ist die Idee von der „Weltgesellschaft“, in der es nur noch eine
„Weltinnenpolitik“ gebe. Der neue politische Raum bestünde damit in der menschlichen
Gesamtheit. Ein Problem von vielen benennt Guehenno: „Der Weltmarkt führt nicht von
selbst zu einer Weltgemeinschaft.“118 Selbst optimistische Geister können noch kein
tragfähiges Konzept skizzieren, wie diese Weltinnenpolitik in naher Zukunft (demokratisch)
gestaltet werden könnte.119

Realistischer erscheint dagegen, trotz der geplatzten Verfassungsdebatte, die Umgestaltung
und Entwicklung der Europäischen Union. Im derzeitigen Zustand bietet sie jedoch noch
keine Alternative zur Nationalstaatsidee. So weist Habermas darauf hin, dass die
Staatsbürgerrolle bisher noch nationalstaatlich institutionalisiert ist; damit „haben aber die
Bürger keine aussichtsreichen Möglichkeiten, europäische Entscheidungen zu thematisieren
und zu beeinflussen.“120 Europa scheint somit für viele Menschen ein „fernes“ und
„undurchschaubares“ Gebilde zu sein, welches andererseits zunehmend an Bedeutung im
alltäglichen Leben gewinnt.

  
114 Vgl. Heinrich August Winkler 2000
115 Anthony Giddens 1999: 24
116 Claus Leggewie 2003: S. 27
117 Ralf Dahrendorf 2003: S. 17
118 Jean Marie Guehenno 2000: S. 67
119 Vgl. Ernst Otto Czempiel 2002; Ihm widerspricht beispielsweise: Werner Link 1998
120 Jürgen Habermas 1998: S.646
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Der Rechtspopulismus greift entsprechende Stimmungen, Sorgen und Ängste auf, wie sie in
der Moderne begründet sind. Mit seiner Idee vom „Starken Staat“ und einem volksnahen
„Führer“ verspricht er eine Auflösung der Globalisierungstendenzen, in dem der
Nationalstaat wieder zur handlungsfähigen Struktur erklärt wird. Es verwundert deshalb auch
nicht, dass die Agitation gegen die Europäische Union zum Standardrepertoire
rechtspopulistischer Akteure gehört.
Vor demselben Hintergrund sind auch die restriktiven Forderungen der Rechtspopulisten in
der Migrationspolitik zu verstehen. Internationale Migration und ihre kommunalen
Auswirkungen in Form von Integrationsnotwendigkeiten sind ebenfalls Phänomene, die in
der Moderne verstärkt wurden. Auch hier wünschen sich die Rechtspopulisten eine alte
Übersichtlichkeit zurück und verkennen die politischen Notwendigkeiten im Heute ebenso
wie die negativen sozialen, ökonomischen und kulturellen Folgen einer potentiellen (Wieder-)
Abschottungspolitik.

Faktor 3: Zustand der demokratischen AkteurInnen

In den Analysen zum Erfolg der Schill-Partei bei der Hamburger Bürgerschaftswahl wurde
immer wieder auf den Zusammenhang zwischen einer Schwäche der klassischen
demokratischen Parteien und den Chancen einer rechtspopulistischen Option hingewiesen.
Die dahinter stehende These lautet: Wo BürgerInnen das Vertrauen in die Lösungskraft bzw.
Glaubwürdigkeit demokratischer Parteien verlieren, entsteht ein Vakuum und WählerInnen
gehen auf die Suche nach neuen Lösungswegen gesellschaftlicher Probleme. Eben diese
Option verkündet die rechtspopulistische Seite in gewohnter Abgrenzung zum
„Establishment“. Auch wenn der empirische Beweis für diese These noch aussteht, so lohnt
sich zumindest ein Blick auf die Diskussionen über den Zustand der demokratischen
Parteien, stellen sie doch potentielle Bollwerke zur Verteidigung der Demokratie dar.

In der Wissenschaft gibt es eine überaus breite Diskussion zum Zustand des
„Parteienstaates“. Sie kann hier nicht in Breite wiedergeben werde, sondern nur
stichwortartig und problemzentriert angedeutet werden:

Bereits Anfang der 90er Jahre entsprang, ausgelöst durch den damaligen
Bundespräsidenten von Weizsäcker, eine Debatte über die faktische Macht der Parteien, die
weit über ihren grundgesetzlichen Auftrag, an der Willensbildung mitzuwirken, hinausgehe
und diesen Staat faktisch beherrsche.121 Parteien würden so zu einer Bedrohung einer
lebendigen Demokratie, da sie die Partizipation unparteilicher Personen zu stark
einschränken.
Viele demokratische Parteien leiden unter dem Vertrauensverlust eines Teils der
Bevölkerung, der besonders im Nachklang von Parteispendenaffären deutlich wird.
Die innerparteiliche Demokratie der Parteien wird beklagt. Partizipationsmöglichkeiten seien
zu sehr eingeschränkt oder massiv unattraktiv.
Die Parteien bemerken ihre abnehmenden Handlungsmöglichkeiten in einzelnen
Politikbereichen im Rahmen der oben angedeuteten Globalisierungsprozesse.
Durch den faktischen Fraktionszwang verlieren einzelne Abgeordnete an Bedeutung und
Glaubwürdigkeit als freie und nur dem eigenen Gewissen verpflichtete Gestalter der Politik.

Vor diesen und weiteren Hintergründen fällt es neuen (und damit noch unbelasteten)
Parteien nicht schwer, das „Versagen“ der demokratischen AkteurInnen zu propagieren. Der
Rechtspopulismus stellt sich als „saubere“ Alternative dar und scheitert häufig dann, wenn er
selber in Parlamenten vertreten ist.122

  
121 Vgl. Richard von Weizäcker 1992
122 siehe DVU in Sachsen Anhalt oder Die Republikaner in Berlin und Baden Württemberg
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Faktor 4: Reale Gesellschaftliche Missstände

Ein weiteres wesentliches Faktum zur Stärkung rechtspopulistischer Bestrebungen ist die
Nicht-Anerkennung realer gesellschaftlicher Missstände durch die etablierten
demokratischen AkteurInnen. Das Beispiel Hamburg hat auch hier Lehrbuchcharakter: Am
Hauptbahnhof hatte sich über Jahre hinweg eine offene Drogenszene verbunden mit einem
Kinderstrich entwickelt. Die Drogenhändler waren offensichtlich Personen mit
Migrationshintergrund, was zwar zur Bewertung der Sache an sich nichts tut, für die
Rechtspopulisten jedoch die Chance enthielt, Forderungen der Schaffung innerer Sicherheit
mit dezent rassistischen Bildern zu koppeln und diese dann auch noch mit dem real
erscheinenden Bild der Bahnhofssituation zu untermauern. Die regierende SPD hatte zu
lange das Problem des Drogenhandels und ihre Wirkungen nicht nur im konkreten Umfeld
unterschätzt. BürgerInnen fühlten sich alleine gelassen und suchten nach radikaleren
Auswegen, die Schill ihnen scheinbar anbot.
Je plastischer solche Bilder gesellschaftlicher Missstände sind, desto einfacher hat es die
rechtspopulistische Seite. Für DemokratInnen bedeutet dieses im Umkehrschluss, dass sie
sich auch mit unangenehm erscheinenden, aber real existierenden Problemsituationen
offensiv auseinandersetzen müssen. Nicht immer passen solche Probleme dabei in die
eigenen Weltbilder und Vorstellungen davon, wie schön doch das Zusammenleben der
Menschen sein könnte.

Faktor 5: Verhalten der rechtspopulistischen Akteure

Ob rechtspopulistische Parteien bestimmte gesellschaftliche Situationen gegebenenfalls für
sich nutzen können, hängt nicht unwesentlich von ihrem eigenen Verhalten ab. Besonders
benötigen sie eine charismatische und authentische Führerfigur, die rhetorisch so
beschlagen ist, dass sie Emotionen auslösen kann und politisch über entsprechenden
Sachverstand verfügt, gesellschaftliche Problemlagen so zu analysieren, dass sie für die
eigene Propaganda aufgearbeitet werden können.

Im Verlauf der empirischen Analyse wird zu betrachten sein, welche dieser Faktoren auch für
unseren Untersuchungsbezirk zutreffen und wo es Differenzen gibt.

2.4. Exkurs:

2.4.1. Islamismus / Politischer Islam

Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 richtet die Öffentlichkeit ihre Aufmerksamkeit
verstärkt auf die radikalste Spielart des „Islamismus“, den Terrorismus. Dabei kommt es
auch in einigen Fällen zu einer Gleichsetzung von Islamismus und Terrorismus. Beispiele
dieser unzulässigen Verkürzung sind Wasser auf islamistische Mühlen. So schreibt der
deutsche Konvertit Murad Hofmann im September 2003 in der „Islamischen Zeitung“: „Seit
dem 11. September 2001 ist der Islam weltweit verstärkt zum Feindbild geworden. Alle
Muslime stehen seither unter Terrorismusverdacht. Je korrekter sie sich verhalten, um so
mehr unterstellt man ihnen, ‚Schläfer’ zu sein.“123

Wer sich kritisch mit Organisationen, Funktionären und Entwicklungen des politischen Islam
in Deutschland auseinandersetzt, wird denunziert, Muslime pauschal als Terroristen zu
bezeichnen. Eine derartige Opferinszenierung zielt darauf ab, jede differenzierte
Thematisierung im Keim zu ersticken und soll vom Kern des Begriffes „Islamismus“
ablenken: Ideologisierung (-ismus) einer Religion (Islam) als gesellschaftliche Alternative für
das 21. Jahrhundert, ihre Instrumentalisierung für politische und wirtschaftliche Interessen.

  
123 „Beste Aufklärungsarbeit“ - Dr. Murad Hofmann über ein auch für Muslime wichtiges Buch. 07.09.2003,
ehemals unter: www.islamische-zeitung.de/kultur/index.html 
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Der Islamismus bzw. politische Islam ist eine Ideologie, also das Konzept einer
Gesellschaftsordnung, deren politische, wirtschaftliche, soziale, juristische, religiöse und
kulturelle Grundlage der Islam bildet. Diese Gesellschaftsideologie wird von ihren Anhängern
als Gegenentwurf zu den beiden großen Weltideologien Kapitalismus/ Imperialismus/
westliche Demokratie einerseits und Sozialismus/ Kommunismus andererseits verstanden.

Die von der Mehrheit gläubiger Muslime geteilte Auffassung, dass der Islam, die im Koran
offenbarte Heilige Schrift, das Maß ihres gesamten individuellen und gesellschaftlichen
Handelns sein muss, nutzen die Islamisten als Basis ihrer Ideologie. Ihre Politik besteht
darin, den Muslimen islamische Inseln zu bieten, in denen das gesamte Leben auf der
Grundlage der Religion von den Muslimen und für sie gestaltet wird. Die überwiegende
Mehrheit der Gruppen, die in Deutschland dem politischen Islam zugeordnet werden können,
verfolgen dieses Ziel ohne Gewaltanwendung, auch wenn sie Gewalt nach innen als
Disziplinierung in Form von psychischem Druck oder physischer Bestrafung nicht gänzlich
ausschließen. Vor diesem Hintergrund lassen sich die „legalistischen Islamisten“ auch ohne
Scheu ein auf Demokratie und Parteien-System, als Vehikel zur Erlangung ihres Endzieles.

Eine sich auch im internationalen Kontext in der absoluten Minderheit befindende Anzahl
islamistischer Gruppen propagiert dagegen die Gewalt in Form des bewaffneten Kampfes.
Diese extremistische Minderheit innerhalb des islamistischen Spektrums ist gleichwohl eine
hoch motivierte und gut organisierte.

Die Charakteristika des Islamismus sind Idealisierung der eigenen Tradition, eine anti-
individualistische Homogenisierung nach Innen bei gleichzeitiger Abgrenzung nach Außen
auf der Basis einer kulturalistischen Freund-Feind Polarität, Absolutheits- und
Überlegenheitsanspruch und dadurch Abwertung des Anderen, Intoleranz, Uniformität und
Totalitarismus auf Grund der geschlossenen Gesellschafts- und Staatsentwürfe.
Ihre autoritäre Führungsrolle begründen die Ideologen des politisierten Islam mit ihrem
absoluten Wahrheitsanspruch. Zur Legitimation ziehen sie entsprechende
Koraninterpretationen heran oder auch aus dem Kontext gelöste Teile von Koran und Sunna,
und sichern sich somit „göttliche“ Unfehlbarkeit, die keine Kritik und vor allem keine rationale
Auseinandersetzung zulässt.

In islamistischer Lesart wird die Zugehörigkeit zur Gemeinschaft aller Muslime (Umma) zum
allein identitätsstiftenden und damit verbindenden Element in Abgrenzung und Aufwertung
zu allem „Nicht-Islamischen“. Zur Aufwertung der „Umma“ wird im islamistischen Freund-
Feind-Stereotype die Dekadenz, die Ungerechtigkeit und schließlich der Niedergang des
„Westens“ begründet mit der Säkularisierung und der staatlichen Verfasstheit auf der
Grundlage materialistischer (also von Menschen geschaffenen) Weltanschauungen.
„Es sei an der Zeit, Säkularismus als Projekt ernsthaft zu hinterfragen“, erklärt der Autor des
Buches „Der Islam als Alternative“, der ehemalige deutsche Diplomat und Konvertit Murad
Hofman, auf einer Tagung der Islamischen Gemeinschaft in Deutschland (IGD) zum Thema
„Scharia und Grundgesetz“ in Dortmund. Denn „schließlich wären der krasse westliche
Materialismus und Konsumerismus ohne die Verbannung der Religion ins Private
undenkbar. Dann hätten wir es gewiss auch nicht mit so viel moralischer Libertinage zu tun,
also auch nicht mit so viel Alkoholismus, Drogenkonsum, Jugendkriminalität,
Kinderpornographie, Abtreibung, Gewalt in der Schule, aggressiver Homosexualität und
lnternet-Autismus.“124

Nach dem Niedergang des Sozialismus/Kommunismus ist nun das „islamische“
Gesellschaftsmodell die einzig verbliebene Alternative zum Weltimperialismus unter Führung
der USA. Neben den USA und den Regimes in den Ländern mit mehrheitlich muslimischer

  
124 Murad Wilfried Hofmann: „Religion als Privatsache? - Zur Rolle der Religion im Öffentlichen Raum“. Tagung
der IGD „Scharia und Grundgesetz“, Dortmund, 24.09.2003.
Unter: www.i-g-d.com/Religion%20als%20Privatsache.htm abgelesen am 05. 01.2004
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Bevölkerung, sind es insbesondere „die Juden“, die in nahezu allen islamistischen
Strömungen als Feindbild herhalten müssen. Der Antisemitismus ist ein wesentlicher
Bestandteil des Islamismus.

Im Interesse einer differenzierten Auseinandersetzung mit den Themen Islam und
Islamismus sollte, auch wenn die Übergänge fließend sind, deshalb unterschieden werden:
a) säkularisierte und/oder nichtorganisierte gläubige Muslime
b) strenggläubige und/oder organisierte Muslime
c) Islamisten, die mit Hilfe ihrer Organisationen oder Netzwerke in Teilbereichen der
Gesellschaft auf legalem Weg eine Art Parallelgesellschaft auf komplett islamischer
Grundlage errichten möchten („islamische Inseln“). Das demokratische Gesellschaftsmodell
wird zwar als Aktionsrahmen akzeptiert, aber als Gegenpol zur islamischen
Gesellschaftsordnung abgelehnt und als Feindbild ideologisiert.
d) eine sehr marginale Erscheinungsform von gewaltbereiten bis hin zu terroristisch
eingestellten Islamisten

2.4.2. Islamistischer Antisemitismus

Nach einer Polizei-Razzia im März 2003 wurde die Berliner Al-Nur - Moscheegemeinde auch
bundesweit bekannt.125 Sie lässt sich inhaltlich im breiten Spektrum der arabischen
Muslimbruderschaft einem eher saudi-arabisch orientierten Zweig zuordnen. Die
Frauengruppe dieser Gemeinde betrieb eine eigene Homepage (www.al-nur-moschee.de).
Dort veröffentlichten die Frauen auch ihre Fragen an das religiöse Oberhaupt dieser
Gemeinde, Scheich Salem. Eine dieser Fragen lautete: „Gibt es im Qur’an eine Stelle, an der
steht, dass die Juden bis zum Jüngsten Tag verflucht sind?“ Die Antwort des Scheichs
darauf: „An mehreren Stellen im Qur‘an steht, dass die Juden verflucht sind.“ Der Scheich
erklärt, dass Allah die Juden bis zum Ende dieser Erde bestrafen werde und zitiert aus einer
Koran-Sure: „Und (gedenke der Zeit,) da dein Herr verkündete, Er wolle gewiss gegen sie bis
zum Tage der Auferstehung solche entsenden, die sie mit grimmiger Pein bedrängen
würden...“. „Und warum?“, fragten die Frauen nach, und der Scheich antwortete: „Weil sie
auf der Erde Unheil stiften.“
An einer anderen Stelle dieser inzwischen gelöschten Homepage nahmen die Frauen in
einer deutschsprachigen Islam-Interpretation Bezug auf den Propheten Muhammad. „Der
Prophet sprach: Die Schlange ist die Umwandlungsform der Dschinn (Geister), genauso wie
die Affen und Schweine die Umwandlungsform der Juden ist.“ Ob im Internet oder als
Transparent auf den verschiedenen Demonstrationen für Palästina, gegen Israel, gegen den
Besuch des US- Präsidenten George Bush in Berlin oder gegen den Irak-Krieg – immer
wieder taucht eine bestimmte Karikatur auf: Ariel Sharon als großer Affe und in seinen
Armen als kleiner Affe Georg Bush.

Europäische antisemitische Stereotype, wie die „jüdische Weltverschwörung“ oder der „Jude
als die Inkarnation des Bösen“, vermischen sich mit einem auch im Islam zu findenden
religiös begründeten Antisemitismus und finden in Israel, dem Zionismus und aktuell
besonders in der Person des israelischen Ministerpräsidenten Ariel Sharon ihre
propagandistische Projektionsfläche. Der Antisemitismus und aktuell auch der

  
125 Am späten Abend des 20. März 2003 ließ Generalbundesanwalt Kay Nehm die Räume der Al-Nur-Moschee in
der Neuköllner Haberstraße und fünf weitere Objekte in Berlin durchsuchen. Der Vorbeter der Moschee, der
42jährige Libanese Dr. Salem El-Rafei (Scheich Salem), sowie weitere vier Islamisten wurden kurzzeitig
festgenommen. Eine sechste Person, der damals 32 Jahre alte Tunesier Ihsan G., in dessen Berliner Wohnung
eine geladene Pistole und scharfe Munition gefunden wurde, kam in Untersuchungshaft. Ihm wird die versuchte
Gründung einer terroristischen Vereinigung vorgeworfen. Das Kammergericht Berlin hat inzwischen die Anklage
gegen den Tunesier angenommen, der Prozess beginnt am 4. Mai 2004. Ihsan G. war Anfang des Jahres 2003
mit einem falschen portugiesischen Pass eingereist und hatte Kontakt zu der als Sammelbecken arabischer
Islamisten bekannten Al-Nur-Moschee aufgenommen. Aktiver Förderer der Al-Nur-Moschee war auch ein
saudischer Diplomat, der bereits seit September 2002 im Fadenkreuz des Verfassungsschutzes stand. Um einer
drohenden Ausweisung zuvorzukommen, verließ der Diplomat jedoch Deutschland.
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Antiamerikanismus sind essentielle Elemente des Islamismus, haben im Kern aber nichts mit
dem Kolonialismus, Israel oder mit der US-amerikanischen Dominanz in der Welt nach 1945
zu tun, wenngleich Islamisten daraus ihr propagandistisches Kapital zu schlagen vermögen.

Das konstituierende Element des Islamismus:
Die Aufklärung – ein „ jüdisch-freimaurerisches Komplott“
Vertreter muslimischer Verbände in Deutschland, aber auch Wissenschaftler und Politiker
werden nicht müde zu erklären, dass „Araber keine Antisemiten sein können, denn sie seien
selbst Semiten“. Diese Argumentation erstickt jede inhaltliche Auseinandersetzung im Keim
und ist eine bewusste Verfälschung des historisch bis in die Anfänge des Christentums
zurückreichenden Antisemitismus. Der Begriff „Antisemitismus“ geht auf die Hetzschrift „Der
Sieg des Judentums über das Germanentum“ zurück, die 1879 von Wilhelm Marr verfasst
wurde. Mit dieser „Semitenfeindschaft“ ist ausschließlich die Feindschaft gegen Juden
gemeint.
Der Islamismus als Gesellschaftsideologie wird von seinen Anhängern als Gegenentwurf zu
den beiden großen Weltideologien Kapitalismus/ westliche Demokratie einerseits und
Sozialismus/ Kommunismus andererseits verstanden.126 Letzteren gemeinsam ist ihre
materialistische, also nicht auf einer Religion basierende Konstitution. Darin liegt der Kern
des von Vertretern islamistischer Gesellschaftskonzepte unterstellten unlösbaren
Widerspruchs, der Antagonie der Systeme. In diesem Kontext sind die Aufklärung und die
Französische Revolution von 1789 die neuralgischen Punkte aller islamistischen
Bewegungen. So schreibt z. B. eine „Gruppe von Muslimen“ am 10. Juni 2002 in einem
deutschsprachigen „Appell an alle Muslime und wahrheitssuchenden Menschen“: „Der Islam
ist unvereinbar mit der Demokratie und auch mit allen anderen Ideologien und Religionen.
Demokratien sind ein großes Hindernis für den Menschen, der seine Menschlichkeit zu
finden versucht.“ Als Folge der Aufklärung habe die Demokratie nach ihrer Auffassung dazu
geführt, dass „sich der Mensch in seinem intellektuell beschränkten und beeinflussbaren
Wesen als befähigt und berechtigt betrachtet, der normative Maßstab zu sein, und somit
selbst darüber zu entscheiden, was richtig oder falsch, gut oder schlecht, belohnens- oder
bestrafenswert ist“. Diese Betrachtungsweise sei mit der Aussage des Koran unvereinbar,
lautet ihr Fazit.127

Die Trennung von Staat und Religion, die Säkularisierung, die staatliche Verfasstheit auf der
Grundlage materialistischer, also nicht geistlicher, Weltanschauungen – nach islamistischer
Lesart liegt darin die Ursache für Dekadenz, Ausbeutung und Ungerechtigkeit und schließlich
für den Niedergang des „Westens“ und auch des Christentums. „Die Juden als geheime
Macht“, die hinter der Aufklärung und der Französischen Revolution stehen mit dem Ziel, „die
Weltherrschaft zu erlangen“, werden vor diesem Hintergrund als Feindbild konstruiert. Dazu
übernehmen islamistische Bewegungen das europäische antisemitische Stereotyp der
„Freimaurer-Verschwörung“. „Gegenüber den Idealen der Aufklärung aufgeschlossen,
wurden die Freimaurer von klerikalen Kreisen in Frankreich für den Ausbruch der
Französischen Revolution verantwortlich gemacht. Da die Freimaurer auch Befürworter der
Judenemanzipation waren, wurde daraus ein jüdisch-freimaurerisches Komplott konstruiert,
welches noch heute zum Inventar eines jeden Antisemiten gehört. [] Erzbischof Léon Meurin:
Alles in der Freimaurerei ist von Grund auf jüdisch, ausschließlich jüdisch, leidenschaftlich
jüdisch, von Anfang bis Ende.“128

Diese europäischen antisemitischen Stereotypen drangen im Nachgang des
Ägyptenfeldzuges Napoleons, vermehrt in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, ein in die
islamische Welt. „Die ersten antisemitischen Pamphlete in arabischer und osmanischer
Sprache“, schreibt der Historiker Bernhard Lewis, „erschienen gegen Ende des 19.
Jahrhunderts. Sie wurden aus den französischen Originalen übersetzt“.129 Später folgten

  
126 Nach dem Niedergang des real existierenden Sozialismus ist nun der globale Kapitalismus unter Führung der
USA die einzig verbliebene Herausforderung der Islamisten im Kampf der Systeme.
127 Zu finden u.a. im Forum http://forum.topwebmaster.net/extern/de/Ensar/thread/5543-134840 und im Forum
von www.muslim-markt.de: http://f25.parsimony.net/forum63498/messages/6206.htm  abgelesen am 5.10.2003
128 http://www.idgr.de/lexikon/stich/f/freimaurer/freimaurer.html abgelesen am 10. Juni 2003
129 Lewis, Bernard (1986): Semites and Antisemites, New York und London.
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Übersetzungen nationalsozialistischer Propagandaschriften, wie Hitlers nach wie vor in der
gesamten islamischen Welt populäres Buch „Mein Kampf“, oder das ebenfalls weit
verbreitete antisemitische Verschwörungs-Pamphlet „Die Protokolle der Weisen von Zion“.
In unzähligen Zeitungsartikeln und Büchern zeichnen islamistische Autoren an Hand der
Geschichte der Freimaurerlogen und ihrer Mitglieder das Bild dieser „jüdischen
Weltverschwörung“, die darauf gerichtet sei, nach dem Christentum und der westlichen Welt
nun auch den Islam und die islamische Welt zu vernichten. Die Gründung des Staates Israel
als „Gipfel dieser Verschwörung“ und Stachel des westlichen „Säkularismus“, des
Unglaubens, in der islamischen Welt sei erst möglich gewesen, nachdem das letzte
islamische Großreich, das Osmanische Reich, zerstört und infolge dessen das islamische
Kalifat 1924 durch das angebliche Mitglied einer Freimaurerloge, Mustafa Kemal Atatürk,
abgeschafft wurde. So lässt sich eine weit verbreitete derartige „Geschichtsdarstellung“
zusammenfassen.
In einem deutschsprachigen Aufsatz der panislamistischen Kalifatsbewegung Hizb ut-Tahrir
(Partei der Befreiung) zum Thema „Freimaurer“ wird als „Beleg“ für dieses „jüdische“ hinter
den Freimaurern auf den Templer-Orden, einen christlichen Orden, rekurriert: „Auf dem
Höhepunkt ihrer Macht hatten die Templer den größten Anteil an dem in Westeuropa
verfügbaren Kapital. Aus den Summen, die sie in großem Rahmen verliehen, bezogen sie
hohe Zinsen [] Zu beachten ist hier, dass [] der populärste Orden der Christenheit des
Mittelalters sich in seinen Geldgeschäften höchst unchristlich, sogar jüdisch verhielt. Denn
gerade für das Geldverleihen und Zinsnehmen waren die Juden höchst unbeliebt.“ Aus den
Templern seien dann im 18. Jahrhundert die Geheimbünde der Freimaurerei entstanden.
„Freimaurerisch-aufklärerisches Gedankengut hat letztendlich zur Französischen Revolution
geführt und somit Strukturen in Europa tiefgehend verändert. [] Ein noch viel einschlägigeres
Ereignis, an dem die Freimaurerei aktiv teilhatte, war die Gründung der USA. [] Alles weist
darauf hin, dass der amerikanische Unabhängigkeitskrieg von den Freimaurern
heraufbeschworen wurde, um eigene Pläne und Ziele zu verwirklichen.“ Zu diesen Plänen
gehöre, „Einfluss auf den Islam zu nehmen und das Kalifat abzuschaffen“. Nicht nur von der
Hizb ut-Tahrir wird als Beweis für diese Verschwörungstheorie Mustafa Kemal Atatürk
angeführt, der den letzten Kalifen absetzte und die türkische Republik ausrief. „Bis zu seinem
Tode“, heißt es in dem Artikel, „war er Mitglied der Loge Macedonia Resorta et Veritas. Sein
freimaurerisches Handeln gab dem Kalifat und somit dem letzten Rest politischen Wirkens
des Islam den Todesstoß, eine Wunde, an der die Umma [Anm.: Gemeinschaft aller
Muslime] bis in die Gegenwart leidet und blutet. [] Nur durch die Wiedereinführung der
islamischen Lebensordnung, seiner Kultur und Weltanschauung kann die Menschheit von
der Hegemonie der Freimaurerei und ihren dunklen Machenschaften befreit werden.“130

Die Juden haben zwei Staaten gegründet – Israel und die Türkei
In keinem islamisch geprägten Land wurde der Einfluss der Religion auf Staat und
Gesellschaft so radikal zurückgedrängt wie in der Türkei nach der Republikgründung 1923.
Orientiert am französischen Vorbild machte Mustafa Kemal Atatürk den Laizismus zur bis
heute gültigen Staatsdoktrin. Zwar ist es unter den bürgerlichen und konservativen
Nachfolgeregierungen zu einer Re-Islamisierung gekommen, worunter die Wiedereinführung
islamischer Vorstellungen und Regeln in das gesellschaftliche und zum Teil sogar staatliche
Leben zu verstehen ist, das laizistische Staatskonzept aber steht nicht zur Disposition –
außer für islamistische Bewegungen. In ihrem Ringen um die Rückkehr zu einer
Staatsordnung auf religiöser Grundlage denunzieren sie den Zerfall des Osmanischen
Reiches, die Abschaffung des Kalifats und die Einführung des Laizismus als „anti-islamische
jüdische Verschwörung“. Einer der Propagandisten dieser antisemitischen
Verschwörungstheorie heißt Mehmet Sevket Eygi. Er gehört zu den Chefideologen des
politischen Islam in der Türkei und schreibt täglich eine Kolumne in der Zeitung „Milli
Gazete“, dem Sprachrohr der weltweiten Milli Görüs-Bewegung des türkischen
Islamistenführers Necmettin Erbakan. „In unserem Land gibt es zwei Sorten Menschen. Auf
der sichtbaren Seite sehen sie aus wie Muslime und Türken. Auf der Rückseite der Medaille

  
130 Ehemals zu finden unter: http://www.explizit-islam.de/seiten/Archiv/825/freimauer.html



„Aspekte der Demokratiegefährdung im Stadtbezirk Mitte und Möglichkeiten der Intervention“

36

sind es Juden. Sie bringen ihre eigenen inkompetenten Personen in die wichtigsten Ämter
und Stellen und vergreifen sich an den Einkünften der Türkei - verdammt seien sie“, schreibt
Eygi z. B. am 24. Mai 2002 in der „Milli Gazete“.131

Seit drei Jahren greift Eygi immer wieder das Thema der „Sabetaycilar“ (Sabetaisten) auf –
ein von dem jüdischen Mystiker Sabbetai Zewi gegründeter Orden, der im 17. Jahrhundert
im Osmanischen Reich zwangsweise zum Islam konvertierte, oft auch als „Krypto-Juden“
oder „Dönme“ (die Gedrehten) bezeichnet. Eygi behauptet nun, dass dieser Übertritt nur pro
forma erfolgt sei, um den Islam zu unterwandern und langfristig von innen heraus zu
zerstören und schreibt am 29. November 2000 in seiner Kolumne, dass „die Juden in diesem
Jahrhundert zwei Staaten gegründet haben – die Türkei und Israel“.132 Eygis antisemitisches
Verschwörungsbuch „Yahudi Türkler yahut Sabetaycilar“ (Jüdische Türken oder Sabetaisten)
gehörte Ende April 2003 zur reichen Palette ähnlich gelagerter Pamphlete auf der
islamischen Buchmesse, die im Hof eines Milli Görüs- Moschee- und Kulturhauses in Berlin
Kreuzberg stattfand.

Dort waren auch die Bücher eines weiteren türkisch-islamistischen Autors erhältlich, der hier
nicht unerwähnt bleiben darf: Harun Yahya (bürgerlicher Name angeblich: Adnan Oktar).
Über unzählige mehrsprachige Internetseiten, Videofilme, Tonkassetten, Bücher- und CD-
Rom-Versande werden in Europa muslimische Gemeinschaften, Medien und Privatpersonen
regelrecht mit den Produkten des „Harun Yahya“ überschwemmt. Unterstützung und
Förderung erhält Yahya durch eine sogenannte „Stiftung für wissenschaftliche Forschung“
(Bilim Arastirma Vakfi) mit Sitz in Istanbul.
In der deutschsprachigen Öffentlichkeit wurde Yahya erstmals wahrgenommen, als die
Journalisten Ahmet Senyurt und Stefan Meining im ARD-Magazin „Report“ am 21. Mai 2001
über ein Buch dieses Autors berichteten, das sich mit dem Völkermord der
Nationalsozialisten an den Juden im „Dritten Reich“ befasst: „SOYKIRIM YALANI – Die
Holocaust-Lüge“. In diesem Buch behauptet Yahya, der organisierte Massenmord an den
Juden habe nie stattgefunden.133 Nachdem „SOYKIRIM YALANI“ auch in der Türkei für
Aufsehen sorgte und offiziell aus der fast 200 Bücher umfassenden Publikationsliste Yahyas
verschwand, verlegt er sich nun auf die Relativierung des Holocaust. So schreibt er in
seinem Buch „Untergegangene Völker“ auf Seite 92: „Faschistische Organisationen haben
Juden belästigt und blutige Attentate gegen sie verübt.“ In mehreren Varianten setzt sich
Yahya pseudowissenschaftlich mit dem Darwinismus auseinander, so in seinem Hauptwerk
„Der Evolutionsschwindel“ oder in dem Buch „Das Ende des Darwinismus“. Yahyas immer
wiederkehrende These: Der Darwinismus ist die Quelle allen Übels der Welt, aller
Verbrechen der Neuzeit, einschließlich der Hitlerdiktatur und des Terrorismus. In dem Buch
„Der Islam verurteilt den Terrorismus“ analysiert Yahya als Reaktion auf den 11. September
das „wahre Gesicht derer, die im Namen der Religion Terrorakte begehen“, entsprechend
seiner These: „In Wirklichkeit sind es die materialistisch-atheistischen Philosophien und
Ideologien, die im 19. Jahrhundert vorherrschten, die für diese bedauerlichen Zustände
verantwortlich sind. [] Es waren anti-religiöse Bewegungen, die die Werte des Christentums
leugneten, welche zum Kolonialismus führten. Die Wurzeln der größten Brutalitäten des 19.
Jahrhunderts liegen in der sozial-darwinistischen Ideologie.“134

Der Darwinismus aber, so Yahyas These weiter, sei die logische Konsequenz der Aufklärung
und der Französischen Revolution und der damit vollzogenen Trennung von Staat und
Religion. Die Rolle der Freimaurer in diesem Kontext ist ebenso Gegenstand der „Analysen“
des Harun Yahya wie der „historische Nachweis“ der Verbindungen zwischen dem
Freimaurertum und dem Judentum.135 Am 27. August 2003 annonciert die „Milli Gazete“,
  
131 Siehe: http://www.milligazete.com.tr/arsiv/24052002/yz14.htm  und Verfassungsschutzbericht 2002 unter:
www.bmi.bund.de/Annex/de_24336/Verfassungsschutzbericht_2002.pdf  Seite 191
132 Milli Gazete vom 29.11.2000, unter: http://www.milligazete.com.tr/arsiv/29112000/yz14.htm
133 „Tricksen, Täuschen, Agitieren“, ARD, Report München vom 21.05.2001.
134 Harun Yahya: „Der Islam Verurteilt Den Terrorismus“, unter: http://www.harunyahya.com/de/teror3.php 
abgelesen am 28. Juni 2003
135 Vgl. „Yahudilik ve Masonluk“ („Judentum und Freimaurertum“) unter:
http://www.harunyahya.org/kitap/YahudilikveMasonluk/YVM.HTML  sowie „Kabala ve Masonluk“ („Die jüdische
Zahlenmystik und das Freimaurertum“) unter: http://www.harunyahya.org/kitap/kabalavemasonluk/kvm01.html
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dass Yahya ab sofort in diesem Blatt schreiben werde. Thema: „Die Organisatoren des
Bösen auf der Erde: Die Templer und die Freimaurer (Yeryüzünde Kötülügü Örgütleyenler:
TAPINAKCILAR ve MASONLAR)“.136

Die gerechte Ordnung der Milli Görüs
Die antisemitischen Verschwörungstheorien türkisch-islamistischer Autoren sind auch in
Deutschland virulent. Längst hat sich eine von der Öffentlichkeit, ob mit oder ohne
Migrationshintergrund, weitgehend ignorierte mediale antisemitische und islamistische
Parallelwelt entwickelt – in Form von Büchern, audiovisuellen Medien, Internet und durch die
Tageszeitungen „Vakit“ und „Milli Gazete“.
Zwar hat sich die größte Organisation des politischen Islam in Deutschland, die Islamische
Gemeinschaft Milli Görüs (IGMG), im Dezember 2001 per Presseerklärung von der
türkischen Tageszeitung „Milli Gazete“ distanziert, die Zeitung kann aber durchaus als
inoffizielles Sprachrohr der Milli Görüs-Bewegung auch in Europa angesehen werden. So
waren z. B. bis April 2001 leitende Personen der Europaausgabe dieser Zeitung identisch mit
führenden Milli Görüs-Funktionären in Deutschland. Während sich die Führungsriege in
Deutschland mit antisemitischen Äußerungen zurückhält, wird in Kolumnen der „Milli Gazete“
selbst vor dem antisemitischen Machwerk „Die Protokolle der Weisen von Zion“ nicht halt
gemacht.
Ob auf der islamischen Buchmesse in Berlin-Kreuzberg oder in der Milli Görüs-Zentrale in
Kerpen bei Köln, wo die Zeitung „Milli Gazete“ „auf praktisch allen Schreibtischen liegt“137,
wer die Funktionäre auf die antisemitische Propaganda anspricht, erhält eine signifikante
Antwort. So erklärte der ehemalige Milli Görüs-Funktionär Hasan Özdogan im Mai 2000 in
Berlin, dass Milli Görüs Fehler gemacht habe, tatsächlich seien in „Milli Gazete“
antisemitische Artikel veröffentlicht worden. Özdogan distanzierte sich jedoch nicht von
diesen Artikeln, sondern erklärte lediglich, warum man heute darauf verzichte. Man habe
gemerkt, dass antisemitische Äußerungen, die in der Türkei üblich seien, in Deutschland
verboten sind. „Ich bin nicht verantwortlich für Milli Gazete“, erklärte im Frühjahr 2003 der
jetzige Generalsekretär der IGMG, Oguz Ücüncü, gegenüber der „Süddeutschen Zeitung“
und entgegnete, „dass in der Türkei oft so geschrieben werde, dass es in Deutschland
missverstanden werde“.138

Dass die deutsche Milli Görüs-Führung versucht, sich durch diese Verharmlosung aus der
Affäre zu ziehen, hat seinen Grund. Würde sie eingestehen, dass es sich um islamistische
und antisemitische Äußerungen handelt, müsste sie sich auch von ihrem geistigen Mentor,
dem Führer der weltweiten Milli Görüs-Bewegung Necmettin Erbakan, distanzieren. Denn
wie ein roter Faden zieht sich das antisemitische Stereotyp der „jüdischen
Weltverschwörung“ durch Erbakans Politik. So zitiert ihn die Milli Görüs-nahe
Nachrichtenagentur Habervakti am 24. August 2003 folgendermaßen: „Die arbeiten daran,
Groß-Israel zu gründen und die Welt zu beherrschen, den Salomon Tempel wieder zu
erbauen und sich ihr gelobtes Land zwischen Nil und Euphrat zu verwirklichen. Zur
Realisierung dieses Aberglaubens plant Israel die gewaltsame Unterdrückung.“139

Am 5. Oktober 2003 berichtet „Milli Gazete“ über eine Versammlung der Saadet-Partei
(Glückseeligkeitspartei) und zitiert aus der Rede des damaligen Vorsitzenden Necmettin
Erbakan: „Die Differenzen zwischen Rechts und Links gehören der Vergangenheit an. Jetzt
dient man Milli Görüs oder den äußeren Mächten. Das Fundament der Milli Görüs basiert auf
Liebe und Warmherzigkeit. Wir wünschen allen sechs Milliarden Menschen auf der Erde
Glückseeligkeit (Saadet). Demgegenüber sind die äußeren Mächte bestrebt, Groß-Israel zu
gründen, um das gelobte Land zu verwirklichen. Aus diesem Grund arbeiten sie daran, die
  
136 „Ahl al-Kitab“ (Menschen der Schrift) bezeichnet die drei verwandten monotheistischen Buchreligionen Islam,
Judentum und Christentum. Vor diesem Hintergrund genießen Juden und Christen im Islam eine besondere
Stellung (z. B. als Schutzbefohlene) im Unterschied zu Angehörigen anderer Religionen oder
Nichtgläubige/Atheisten. Islamistische Autoren und Organisationen verweisen gern auf dieses religiöse
Verständnis der besonderen Beziehung zum Judentum, um Antisemitismusvorwürfe abzuwehren. So auch Harun
Yahya, zu dessen Online-Netzwerk auch die Seite www.islamverurteiltantisemitismus.com gehört.
137 Matthias Drobinski: „Fundis auf Samtpfoten“, Süddeutsche Zeitung, 22.4.2003
138 Ebenda.
139 Diyet ödüyorlar, 8/24/2003 unter: www.habervakti.com/hbdetay.asp?id=7932  abgelesen am 4.10.2003.
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Länder in Israels Umgebung zu schwächen, zu spalten, um daraus weiche Happen zu
machen.“140

Diese „äußeren Mächte“ hat Necmettin Erbakan bereits 1991 in seinem politischen
Programm „Die gerechte Ordnung“ bzw. „Die gerechte Wirtschaftsordnung“ benannt. Dort
heißt es: „Der Zionismus ist ein Glaube und eine Ideologie, dessen Zentrum sich bei den
Banken der New Yorker Wallstreet befindet. Die Zionisten glauben, dass sie die
tatsächlichen und auserwählten Diener Gottes sind. Ferner sind sie davon überzeugt, dass
die anderen Menschen als ihre Sklaven geschaffen wurden. Sie gehen davon aus, dass es
ihre Aufgabe ist, die Welt zu beherrschen. Sie verstehen die Ausbeutung der anderen
Menschen als Teil ihrer Glaubenswelt.“141

Sayyid Qutb, Muslimbrüder, Hamas und Hizbollah
Die 1928 von Hassan al-Banna in Ägypten gegründete Muslimbruderschaft propagiert den
Islam als allumfassendes System und die Errichtung eines Staates auf der Grundlage
islamischer Werte und Prinzipien. 1954 wurde diese islamistische Bewegung unter dem
ägyptischen Präsidenten Gamal Abd en-Nasser verboten. Es kam zu zahllosen
Verhaftungen und Hinrichtungen und in der Reaktion zu einer vermehrten Radikalisierung
der Anhänger im Untergrund, die sich vor allem auf den Ägypter Sayyid Qutb (1906-1966)
beziehen. Mittlerweile gibt es Abspaltungen und Zweige der Muslimbruderschaft in über 70
Ländern der Welt, teilweise radikalerer Art und unter anderem Namen, wie die
palästinensische Hamas. Die Schriften des politischen Vordenkers Sayyid Qutb gehören
zum Repertoire unterschiedlichster Moscheegemeinden auch in Deutschland. In seinem
Standardpamphlet, das heute unter dem Namen „Unser Kampf gegen die Juden“ überall in
der islamischen Welt kursiert, formuliert Qutb den Kern des islamistischen Antisemitismus,
wie er hier bereits an einigen Beispielen dargestellt wurde. „Hinter jeder spaltenden Tat in
Bezug auf das letzte islamische Kalifat und hinter dessen Auflösung sowie hinter der
Abschaffung der Scharia durch Atatürk stand stets ein Jude. Alles, was seitdem gegen das
islamische Erwachen im Rahmen eines erklärten Krieges gegen den Islam auf dieser Erde
geschieht, ist als das Werk der Juden zu sehen“, schreibt Qutb.
Diese Haltung finden wir auch bei der Hamas, einer der führenden radikalen Kräfte der
zweiten palästinensischen Intifada. Hamas stellt sich als „der schlagende Arm der Bewegung
der Muslimbrüder in Palästina“ vor, bekennt sich zum Erbe von Sayyid Qutb und zum
Dschihad als islamischem Weg zur Befreiung Palästinas. Die territorialen Ansprüche der
Hamas werden dabei in der sogenannten „Charta der Hamas“ von 1988 deutlich formuliert:
„Palästina ist gesegnetes islamisches Territorium und erstreckt sich vom Mittelmeer bis zum
Jordan. Es bildet eine unteilbare Einheit.“ In Artikel 22 der Charta ist zu lesen, dass „die
Juden“ hinter der Französischen Revolution standen und geheime Organisationen wie die
Freimaurer gegründet haben.142 „Zionistische Machenschaften setzen sich endlos fort und
werden sich nach Palästina gierig vom Nil bis zum Euphrat ausdehnen. Erst dann, wenn sie
komplett die Gegend verdaut haben, auf die sie ihre Finger gelegt haben, werden sie zu
noch mehr Expansion voranschreiten“, heißt es in Artikel 32 der Charta mit Anspielung auf
die „Protokolle der Weisen von Zion“.143

Eine analoge Ideologie kennzeichnet die libanesische Schiitenmiliz Hizbollah, die durch ihren
Kampf gegen die israelische Invasion Libanons 1982 an Bedeutung gewann. In ihrer
Ablehnung des Existenzrechts des Staates Israel und der Sicht auf das Judentum als
ältester und erbittertster Feind des Islam lehnen sie sich an die „antizionistischen“ Predigten
des 1988 verstorbenen Ayatollah Khomeini an. Ihr islamistisches Gesellschaftskonzept zeigt
sich in der Ablehnung von Nationalismus, Imperialismus und „westlicher Arroganz“ und der
Betonung der Befreiung Palästinas und Jerusalems als strategisches Ziel. Wie andere

  
140 „ Dis mihraklara hizmet etmeyin“ in: Milli Gazete, 5.10.2003 unter:
http://www.milligazete.com.tr/arsiv/05102003.htm
141 Innenministerium NRW: „Islamismus - Instrumentalisierung der Religion für politische Zwecke“ – Broschüre
des Verfassungsschutzes Nordrhein-Westfalen, 3. überarbeitete Auflage, 2002, Seite 28,
unter: www.im.nrw.de/inn/doks/vs/islam.pdf abgelesen am 20.03.2004.
142 Siehe: http://www.palestinecenter.org/cpap/documents/charter.html  abgelesen am 6.10.2003
143 Vgl. Matthias Küntzel: „Djihad und Judenhass“, in: www.taz.de/pt/2003/04/12/a0228.nf/text
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islamistische Organisationen sieht Hizbollah Israel als verlängerten Arm des westlichen
Imperialismus im Nahen Osten. Israel wird entsprechend als Quelle allen Übels und aller
Gewalt in dieser Region und als Haupthindernis einer islamischen Einheit ausgemacht.144

Sowohl die gemäßigteren Zweige der Muslimbruderschaft als auch Hamas und Hizbollah
verfügen in Deutschland über ein Netzwerk von Mitgliedern und SympathisantInnen.145

Neben Geldspenden betreiben diese AnhängerInnen eine umfangreiche politische
Lobbyarbeit, z. B. durch die Teilnahme oder eigene Ausrichtung von Demonstrationen. So
versammeln sich jedes Jahr am letzten Samstag des muslimischen Fastenmonats Ramadan
SympathisantInnen von Hizbollah und der geistlichen Führung des Iran in Berlin zur so
genannten „Al-Quds-Demonstration“. Anlass dieser jährlich weltweit stattfindenden
Demonstration ist der „internationale Tag von Jerusalem“ [Quds ist arabisch für Jerusalem],
den der iranische Ayathollah Khomeini 1979 ausgerufen hat. Khomeinis Nachfolger als
oberster geistlicher Führer des Iran, Ayatollah Ali Khamenei, formulierte im Dezember 1999
das Anliegen dieses „Jerusalem-Tages“ gegenüber den TeilnehmerInnen der Al-Quds-
Demonstration in Teheran. „Aus islamischen, menschlichen, wirtschaftlichen,
sicherheitspolitischen und (allgemein) politischen Gesichtspunkten ist die Gegenwart Israels
eine gewaltige Bedrohung gegen die Völker und Staaten der Region. Und es gibt nur eine
Lösung, das Problem im mittleren Osten zu lösen, nämlich die Zerschlagung und
Vernichtung des zionistischen Staates.“ Die Muslime überall in der Welt hätten die Pflicht, die
Palästinenser – in welcher Form auch immer – zu unterstützen; denn „ein Teil des
islamischen Gebietes steht unter der Besetzung des Feindes und wir Muslime stehen alle in
der Pflicht, das Land zu verteidigen und es seinen rechtmäßigen Eigentümern
zurückzugeben“.146

In Deutschland werden die jährlichen Aufforderungen zur Teilnahme an der „Al-Quds-
Demonstration“ und die entsprechenden Reden der Ayathollahs verbreitet vom Islamischen
Zentrum Hamburg und vom Verein „Islamischer Weg e.V. Delmenhorst“ der Brüder Yavuz
und Gürhan Özoguz. Aus ihrer Sympathie für die Hizbollah und die iranischen Ayathollahs
Khomeini und Khamenei machen die Brüder türkischer Herkunft keinen Hehl. Außer den
Internetseiten des Islamischen Weges betreiben die Özoguz-Brüder auch das größte
islamistische Internetportal in Deutschland unter der Adresse muslim-markt.de. Im dortigen
Forum, in der Rubrik „Palästina Spezial“ und unter dem Aufruf „Boykott gegen Israel“
veröffentlichen sie ihre Kommentare und die in Reimform gefassten Demonstrationsparolen.
Mit Frauen und Kindern fahren sie „seit über einem Jahrzehnt jährlich zum Al-Quds-Tag –
zur Demonstration gegen die Unterdrückung des palästinensischen Volkes – nach Berlin“.147

„Liebe Christen gebt doch acht, Zionisten haben hier Macht“, „Zionisten woll'n die Welt
kaufen mit geklautem Geld“, „Israel kennt keine Scham, doch wird siegen der Islam“,
skandieren die Demonstranten – Männer, Frauen und Kinder – dann auf Berlins Straßen
entsprechend den muslim-markt-Vorgaben.148

  
144 Vgl. Esther Webman (1994): Anti-Semitic Motifs in the Ideology of Hizballah and Hamas, Tel Aviv
145 Der Verfassungsschutz beziffert die Anhängerschaft von Hamas und Hizbollah in Deutschland auf insgesamt
etwa 1.100 Personen.
146 Dezember 1999: „Die Vernichtung Israels ist die einzige Lösung des Mittelost-Problems“, Teheran, 31.
Dezember 1999, IRNA, unter: http://www.islam-pure.de/imam_d/imam0003.htm  abgelesen am 27.6.2003
147 Vgl. die Kommentare des Muslim-Markt zum Buch von Udo Ulfkotte: „Der Krieg in unseren Städten – Wie
Radikale Islamisten Deutschland unterwandern“,
unter: www.muslim-markt.de/wtc/ulfkotte/ulfkotte17.htm  abgelesen am 27.6.2003
148 Vgl. www.muslim-markt.de/Palaestina-Spezial/demos/demo-parolen.htm  Copyright ©1999-2001 Muslim-
Markt, abgelesen am 5.12.2001
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3. Auswahl der Methoden der Sozialwissenschaft

3.1. Verhältnis Quantitative und Qualitative Sozialforschung

In der empirischen Sozialforschung haben sich in den letzten Jahrzehnten zwei
eigenständige Forschungszweige entwickelt, die zum Teil parallel zueinander laufen und
zunehmend auch miteinander verbunden werden. Die „qualitative“ Sozialforschung
unterscheidet sich vom „quantitativen“ Ansatz in ihrem Zugang zum Forschungsfeld, im
Ansatz der Datenerhebung und ihrem spezifischen Forschungsinteresse. Dieses gilt es zu
erläutern:

Quantitative Forschung

Umgangssprachlich steht die qualitative Sozialforschung für einen beschreibenden Ansatz
während die quantitativen Forschungen messen. Quantitative Forschungen benötigen ein
sehr gut bekanntes und klar begrenztes Forschungsfeld.149 Ihr Ziel ist es, repräsentative
Daten durch hohe Standardisierung der Fragen und der Auswahl der Befragten zu erreichen.
Die quantitative Sozialforschung sieht sich in der Tradition der Naturwissenschaften und fragt
nach eindeutigen und immer währenden Theorien, in dem aus einem gesellschaftlichen A
immer ein B folgt. Der Forscher selber sei dabei im Sinne Webers150 der „Wertfreiheit“
verpflichtet; das heißt, er sei frei von eigenen Wertmaßstäben und beobachte bzw.
dokumentiere soziale Abläufe, ohne sie durch die eigene Subjektivität zu verfälschen.
In der Praxis benötigt der Forscher sehr gute Vorabkenntnisse des Forschungsfeldes. Er
stellt eine Theorie auf und versucht diese Theorie durch gezielte Fragestellungen zu
verifizieren. Die Fragen haben dabei eine geschlossene Natur, das heißt es gibt Optionen
zum Ankreuzen oder „Ja“ und „Nein“ Optionen, und werden einer repräsentativen Auswahl
von Personen gestellt.
Zu den bekanntesten quantitativen Forschungen gehört die sogenannte „Sonntagsfrage“:
wen würden sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahl wäre. Die Befragten
haben dabei die Möglichkeit, ein „Kreuz“ bei einer ihr bekannten Partei zu machen. So
entsteht aus einer repräsentativen Befragung ein aktuelles Stimmungsbild. Alle
„Zwischentöne“ gehen dabei naturgemäß verloren: so kann nicht parallel erhoben werden,
ob nicht eine große Gruppe der X-Partei-Wähler sehr am „schwanken“ war, ob sie nicht Y
wählen sollten.

Diese Forschung würde dabei skurrile bis verfälschende Ergebnisse liefern, wenn das
Forschungsfeld, hier die Parteienlandschaft, dem Forscher nicht vertraut wäre. Zur
Verdeutlichung: Würde ein amerikanischer Soziologe sein amerikanisches
Forschungskonzept ohne Wissen der deutschen Parteienlandschaft auf deutsche
Verhältnisse übertragen und beispielweise bei der Sonntagsfrage nur die Optionen
„Republikaner“, „Demokraten“ und „Andere“ anbieten, käme er angesichts der Stärke der
hiesigen Republikaner auf ein für ihn sicherlich überraschendes Ergebnis. Das zeigt, dass
der Forscher selber Vorkenntnisse benötigt. Gleiches gilt für die Befragten selber. So
müssen beispielsweise alle Fragen allgemeinverständlich formuliert sein, die Antworten
müssen verstanden werden und die Sinninhalte begriffen.

Qualitative Forschung

Die qualitative Forschung steht im Gegensatz zur quantitativen Variante dem Forschungsfeld
offen gegenüber, richtet seine Methoden an den konkreten Gegebenheiten aus und ist im
Forschungsprozess offen für Veränderungen, Variationen und Überraschungen.151 Sie eignet
  
149 Eine fundierte Kritik des quantitativen Ansatzes bietet Siegfied Lamnek 1995
150 Vgl. Max Weber 1991a und Max Weber 1991b
151 Sehr gute Übersichten bieten: Uwe Flick 1998 und Uwe Flick / Ernst von Kardoff / Ines Steinke (Hrsg.) 2000.
Kurze Einführungen bieten: Harald Witt 1997; Gerhard Kleining 1982 und Ulrich von Alemann 1995
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sich damit besonders für unbekannte bzw. wenig erforschte Forschungsgebiete und damit
auch für offene Forschungsfragen, das heißt Fragen, für deren Beantwortung noch keine
vollendete Theorie bzw. Erfahrungswissen vorliegt.
Der Forscher selber begibt sich dabei auch auf die Suche nach Theorien. Sein Bild von der
gesellschaftlichen Realität entsteht jedoch erst im Forschungsprozess und ist noch nicht von
Beginn an vorgegeben. Er nähert sich seinem Forschungsfeld offen an und bemüht sich, die
möglicherweise sehr unterschiedlichen Perspektiven der Beteiligten auf den
Forschungsgegenstand vorurteilsfrei darzustellen und über diese unterschiedlichen
Perspektiven zu einer Beschreibung der gesellschaftlichen Realität zu kommen. Der
Forscher begibt sich dabei selber ins Feld und wird somit Teil des gesellschaftlichen
Prozesses. Somit ist er verpflichtet, seine eigenen Wahrnehmungen gekennzeichnet in die
Beschreibung einfließen zu lassen und seine möglicherweise die jeweilige Realität
verändernde Position im Forschungsprozess beständig zu reflektieren.
Ein weiterer wesentlicher Unterschied zur quantitativen Forschung besteht in der Erhebung
der jeweiligen Stichprobe. Die quantitative Sozialforschung erhebt repräsentative
Querschnitte und befragt diese. Der qualitativen Forschung gelingt dieses nicht immer. Ihre
Auswahl ist vom konkreten Forschungsvorhaben und der jeweils handlungsleitenden Frage
abhängig und somit unbedingt zu kennzeichnen und zu erklären, um abgeleitete Theorien
begründen zu können.

Zusammenspiel Qualitative und Quantitative Sozialforschung

In der Forschungsrealität stehen sich Vertreter der jeweiligen Ansätze häufig kompromisslos
gegenüber. Inhaltliche Gründe können dafür nicht ausschlaggebend sein, so macht ein
Methodenzusammenspiel aus beiden gleichberechtigten Ansätzen durchaus Sinn zur
Erlangung von Erkenntnis. Quantitative Daten können z. B. mit qualitativen Bildern unterlegt
werden, um ihre Bedeutung verständlicher zu formulieren. Qualitative Daten können mit
quantitativen Daten in neue Bedeutungszusammenhänge gestellt werden, indem
Mengenangaben auch zusätzliche Relevanz- und Bedeutungsangaben sein können. In
dieser Studie bemühen sich die Forscher deshalb, ihre qualitativen Daten mit vorliegenden
quantitativen Beständen zu koppeln.

3.2. Unsere methodische Vorgehensweise

Um die Forschungsfragen beantworten zu können, war es notwendig, ein geeignetes
methodisches Konzept zu entwerfen. Mit unseren Forschungsfragen begeben wir uns in ein
neues Forschungsfeld. Es existieren bisher kaum akzeptable Theorieansätze, so dass wir
uns bewusst für einen offenen und damit qualitativen Ansatz entschieden haben, den wir
jedoch mit vorhandenen quantitativen Datensätzen unterfüttern möchten.

Ausgehend von bisherigen Erfahrungen in anderen sozialen Räumen haben wir uns dafür
entschieden, verschiedene Erhebungsmethoden miteinander zu kombinieren.

Im Rahmen der Kommunalanalyse wurden leitfadenorientierte Interviews, protokollierte
Informationsgespräche und Gruppendiskussionen mit vielfältigen AkteurInnen durchgeführt.
Des Weiteren fanden zahlreiche ethnographische Gespräche statt. Hinzu kamen
Sozialraumbeobachtungen (teilnehmende Beobachtungen) zur Gewinnung eigener
Eindrücke bzw. zur Analyse demokratiegefährdender Interaktionen an potenziellen
Problemorten. Presse-/Online- und Eigenrecherchen und Literatur-/Dokumentenauswertung
rundeten das Ganze ab.

In der Theorie wird ein solcher Ansatz am ehesten unter dem Begriff der „Feldforschung“
bzw. „Ethnographie“ zusammengefasst. Bei unserem Ansatz handelt es sich um einen an
der Ethnographie angelehnten Forschungsstil: Unser Forschungsstil hat starke Ähnlichkeiten
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mit der Ethnographie, dennoch gibt es starke Unterschiede, die den Rahmenbedingungen in
der Durchführung geschuldet sind.

Was ist Ethnographie?
Längere Teilnahme, Methodenpluralismus und Methodenflexibilität

Das Grundparadigma der Ethnographie besteht darin, dass die Forscherin oder der Forscher
für einen längeren Zeitraum am sich entwickelnden Alltagsleben teilnimmt, um dieses
parallel zu seinem Verlauf einzufangen und zu analysieren.
EthnographInnen beobachten, was geschieht; hören zu, was gesagt wird; stellen Fragen und
sammeln alle irgendwie verfügbaren Daten, die für das Thema von Bedeutung sein könnten.
Lüders beschreibt die Teilnahme in der Ethnographie, die Kopräsenz im Mitvollzug sozialer
Ereignisse, auch als einen Prozess der „partiellen Enkulturation“.152 Er hebt hervor, dass alle
ergiebigen Ethnographien „auf entwickelten, vertrauensvollen Beziehungen und gelebter
Teilnahme [basieren], aus denen meistens vielfältige Mischungsverhältnisse, heikle
Balancen zwischen Nähe und Distanz resultieren.“

Die Ethnographie kommt auch den Anforderungen einer explorativen Studie am ehesten
entgegen: Die Kombination mehrerer Forschungsmethoden wird dabei nahe gelegt. Für die
Ethnographie gilt, dass sie nicht nur für alle Forschungsmethoden offen ist, sondern ihr die
Methodenpluralität im Prinzip immanent ist.
Eine längere Teilnahme am Alltag impliziert, dass die Ethnographin oder der Ethnograph in
der Lage sein sollte, die – schwierige – Balance zwischen Erkenntnisinteressen und
situativen Anforderungen zu halten, die durch die beteiligten Subjekte, ihre Lebensformen
und –bedingungen bzw. die Unwägbarkeiten ihres Alltags entstehen: „Kennzeichnend für
ethnographische Forschung ist deshalb der flexible Einsatz unterschiedlicher methodischer
Zugänge entsprechend der jeweiligen Situation und des jeweiligen Gegenstandes – wobei
nicht nur der Einsatz der Verfahren der Situation angepasst wird, sondern unter Umständen
auch die Verfahren selbst.“ So werden bei dieser Form der Feldforschung z. B. teilnehmende
Beobachtung, ethnographische Gespräche bzw. alle nur denkbaren und ethisch vertretbaren
Optionen der Datengewinnung flexibel miteinander kombiniert und auch modifiziert. Da die
verschiedenen Methoden wie Beobachtung und Befragung eher ad hoc in der Situation der
längeren Teilnahme kombiniert werden, lässt sich auch von impliziter Triangulation in der
Ethnographie sprechen.153

Bei der vorliegenden Studie handelte es sich jedoch nicht um eine klassisch
ethnographische Studie. Nicht alle Aspekte ethnographischer Forschung konnten von uns
gesichert werden, was mit Rahmenbedingungen zu tun hat.
Vielmehr ist unser Ansatz für die Kommunalanalyse als eine modifizierte ethnographische
Strategie zu verstehen. Ein solches Konzept wird der Fragestellung und der Zielstellung am
ehesten gerecht.

Auf einige Adaptionseffekte wollen wir hinweisen: So konnte sich unser Vorgehen im
Unterschied zu ethnographischer Forschung aufgrund der räumlichen Distanz zwischen dem
Wohnsitz der ForscherInnen und dem Feld nicht auf die ForscherInnen als
Hauptdatenlieferanten stützen. Das hat Auswirkungen sowohl auf die Erschließung des
Feldes als auch auf die Art der zu erhebenden Daten und damit der zu wählenden
Erhebungs- und Auswertungsverfahren.

Aufgrund der Besonderheiten unseres Forschungsstils werden im Folgenden die
methodischen und technischen Aspekte unseres Vorgehens dargestellt.

  
152 Alle weiteren Zitate in diesem Abschnitt, Vgl. Lüders 1999
153 Vgl. Flick 1998
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Konkretisierung der Methoden:

Interviews, Gespräche, Gruppendiskussionen

Insgesamt wurden für die Studie 80 transkribierte halbstrukturierte Interviews, 2
Gruppendiskussionen, 2 Informationsgespräche (Dauer: 30 min bis 2 Stunden)
(Gesprächsprotokolle) und zahlreiche ethnographische Gespräche (Gedächtnisprotokolle)
ausgewertet.

Die leitfadenorientierten Interviews werden eingesetzt, um die verschiedenen Perspektiven
auf das Problemfeld Rechtsextremismus, Antisemitismus, Rassismus,
Minderheitenfeindlichkeit, Islamismus sowie Deutungen eigener und fremder Reaktionen auf
diese Erscheinungen zu erfassen. Dabei geht es auch um die Rekonstruktion der
Handlungsorientierungen der interviewten AkteurInnen anhand von konkreten
Schlüsselsituationen. Hinzu kommt, dass Interviews ein Element der Selbstverständigung
über das eigene Handeln sein können; im Interview können Fragen reflektiert werden, die
möglicherweise im Alltag eher einer unsystematischen Betrachtung unterliegen.

Auswahl der GesprächspartnerInnen
In der Auswahl der GesprächspartnerInnen (bei Interviews, Informationsgesprächen,
Gruppendiskussionen) orientierten wir uns an folgenden Aspekten:

an den Handlungsfeldern (fachlicher Aspekt), wobei uns die Annahme leitete, dass es
möglich ist, die aus den verschiedenen Bereichen resultierenden Wahrnehmungen produktiv
miteinander in Verbindung zu setzen und auf diesem Wege sukzessive ein umfassendes Bild
der Situation zu bekommen
Interviewte als ExpertInnen zu bestimmten Themen, Orten, Handlungsansätzen
Perspektivenvielfalt – ausgewählt wurden AkteurInnen, von denen anzunehmen ist, dass es
innerhalb ihres Bereiches eine relevante Perspektivenvielfalt auf das Spannungsfeld
Demokratie – demokratiegefährdende Phänomene – Rechtsextremismus gibt.
an der regionalen Verteilung. Hier leitete uns die Annahme, dass je nach Stadtteil und
Sozialraum die Situation sich unterschiedlich darstellen kann, weshalb es notwendig ist,
AkteurInnen aus diesen Kontexten zu interviewen, insbesondere solche, die einen
sozialräumlichen Einblick haben (z.B. Streetwork, Jugendeinrichtungen, engagierte
BürgerInnen etc.)

Vereinzelt wurde das Gruppengespräch dem leitfadengestützten Interview vorgezogen.
Dieses betraf besonders eine Diskussion mit Jugendlichen. Der methodische Ansatz sorgte
für eine offenere Atmosphäre der Diskussion, orientierte sich am Erfahrungswert der
Jugendlichen und erweiterte durch kommunikative Interaktionen der Beteiligten den
Erkenntniswert.

Konkretisierung der Auswahl
Die Interviews und Gruppendiskussionen wurden mit GesprächspartnerInnen aus relevanten
gesellschaftlichen Handlungsfeldern geführt. Dazu gehörten:

Bezirksamt
Bezirkspolitik – politische Parteien
Offene Jugendfreizeiteinrichtungen in kommunaler und freier
Trägerschaft/Straßensozialarbeitö Nachbarschaftseinrichtungen/ religiöse Einrichtungen/
Quartiersmanagement
Freie Träger
Schule
Zivilgesellschaftliche AkteurInnen
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Für die Beantwortung unserer Forschungsfragen war die explizite Einbindung und Betonung
der Opferperspektive des Antisemitismus von besonderem Wert. Wir haben deshalb gezielt
die Kommunikation mit Juden und Jüdinnen im Bezirk gesucht. Zu unseren
InterviewpartnerInnen gehörten:

Vertreter jüdischer Institutionen
Jüdische Jugendliche im Bezirk
Jüdische BewohnerInnen des Bezirks

Leitfadendimensionen
Den Interviews lag ein Leitfaden zugrunde, in welchem die folgenden inhaltlichen
Dimensionen festgelegt waren:

Allgemeiner Einstieg zum Arbeiten und Leben im Bezirk
Thematischer Einstieg – Probleme und Konflikte im Zusammenleben, deren Wahrnehmung
und Deutung durch die GesprächspartnerIn
Beschreibungen der Phänomene Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus
Wahrnehmungen von Ausmaß und Wirkung dieser Phänomene im Kontext des Bezirks
Explizite Frage nach Wahrnehmung und Interpretation antisemitischer Phänomene in
Diskurs, Einstellungen und Verhaltensformen
Eigener Begriff, subjektive Theorien über Erscheinungen, Zusammenhänge und Ursachen
Verhältnis von gesellschaftlichen Gruppen, Mehrheiten und Minderheiten
Wahrnehmungen von Rassismus und Minderheitenfeindlichkeit
Fallbeispiele, konkretes Erleben
Frage nach Erscheinungsformen, die als islamistisch gedeutet und/oder erlebt wurden,
Schilderung am konkreten Fallbeispiel; Frage nach Kenntnis organisatorischer Hintergründe
Initiativen, die dem GesprächspartnerInnen bekannt sind; Aktivitäten, Maßnahmen, Projekte,
Konzepte, Netzwerkstrukturen
Kriterien für Erfolg und Misserfolg, Rahmenbedingungen für diese Initiativen etc.
Kommunale Interaktionsverhältnisse
Deutungen des Problemfeldes/ verschiedene Perspektiven auf das Problemfeld
Wechselseitige Erwartungen und Kooperationen
Zukunft und Veränderungswünsche,

Transkribtion von Interviews / Gesprächsprotokolle
Sofern die GesprächspartnerInnen ihr Einverständnis gaben, wurden die Interviews auf
Tonband aufgenommen. Die aufgenommenen Interviews wurden in (fast) vollständiger Form
transkribiert. Jene, die auf Wunsch der Interviewten nicht auf Band aufgenommen werden
konnten, wurden ausführlich durch schriftliche Notizen festgehalten, aus denen dann
Gesprächsprotokolle erstellt wurden.

Beobachtungstouren, Teilnahme an Veranstaltungen: Teilnehmende/verdeckte
Beobachtung. Gedächtnisprotokolle

Beobachtungstouren wurden in solchen Handlungsfeldern durchgeführt, die öffentlich
zugänglich sind, bei denen es aber keinen Verantwortlichen gibt, dem die Bitte um
Teilnahme hätte mitgeteilt werden können. Für die Beobachtungen wurden Kriterien154

darüber festgelegt, was zu beobachten war sowie Techniken dafür, wann und wie die
Beobachtungen protokolliert werden.
Folgende Techniken155 zur Herstellung von Gedächtnisprotokollen wurden zugrundegelegt:
Wenn möglich, waren während der Beobachtung Notizen anzufertigen, wenn nicht,
unmittelbar nach Verlassen der Situation, spätestens aber innerhalb einer Stunde. Dabei war
bezüglich prägnanter verbaler Äußerungen auf wörtliche Wiedergabe zu achten, bei anderen

  
154 Vgl. Lamnek 1995: 295 ff.
155 Ebd.: 299
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Phänomenen darauf, zunächst genaue und detaillierte Beschreibungen anzufertigen. Diese
handschriftlichen Notizen wurden spätestens nach Ablauf eines Tages zu einem
maschinenschriftlichen systematischen Protokoll auf der Grundlage von aus den
Beschreibungen gewonnenen bzw. den im Beobachtungsleitfaden genannten Dimensionen
ausgearbeitet.
Einige Veranstaltungen, Diskussionsrunden und Kiezrundgänge konnten auf Video
aufgezeichnet und somit als Quelle für Zitate herangezogen werden.

Weitere Materialsammlung: Internet-, Zeitungs- und Eigenrecherche;
Literaturrecherche und Dokumentenanalyse

Öffentlich zugängliches und verschriftlichtes Material von amtlichen Stellen und nicht
amtlichen Initiativen/Organisationen wurden gesichtet, ebenso die Lokalzeitungen und
gemäss der Gesamtfragestellung inhaltsanalytisch ausgewertet. Des weiteren wurde
Internetrecherche betrieben und Primärquellen von AkteurInnen bzw. Gruppierungen in die
Materialsammlung einbezogen.

Aufbereitung und Auswertung des empirischen Materials

Das gesammelte bzw. erhobene Material wurde in seiner Gesamtheit in den
Auswertungsprozess einbezogen. Der prozessorientierte Charakter unseres Forschungsstils
erstreckte sich bis in die Materialauswertung. Für die Materialauswertung gilt grundsätzlich,
dass Datenerhebung, Analyse und Theorieformulierung ineinander verschränkt sind.

Der Prozess der Analyse des Materials ähnelt dem Vorgehen der Grounded Theory, einer
spezifischen Forschungsstrategie, bei der es um die Entwicklung einer gegenstandsnahen
Theorie geht – in unserem Falle über die kommunale Ausprägung von
Rechtsextremismus/demokratiegefährdenden Phänomenen und des Umgangs damit. Die im
Analyseprozess sich entwickelnden theoretischen Konzepte, die ein Verständnis der
Alltagsrealität im Bezirk zulassen, werden in der Grounded Theory in aufeinander
aufbauenden Schritten herausgearbeitet und sukzessive ausdifferenziert.

Aufbauend auf unseren Forschungsfragen und basierend auf den Erkenntnissen und
Ansätzen erster Quellen, die zunächst auf der Analyse von ExpertInneninterviews beruhten,
entstanden unterschiedliche, aber ineinander verschränkte Themencluster, die sich bis
zuletzt in unserem Inhaltsverzeichnis widerspiegeln. Eingehendes Datenmaterial wurde unter
Berücksichtung der Perspektivenfrage in das jeweilige Clusterfeld eingearbeitet. Wir
achteten darauf, möglichst unterschiedliche Perspektiven zu beachten und einzufügen. So
entstand im Prozess ein Material, in dem die unterschiedlichen Perspektiven auf ein
Forschungsfeld sich zunehmend ergänzten und somit am Ende in einer differenzierten und
dichten Beschreibung der inhaltlichen Aspekte mündeten.

Datenschutz, Sicherheitsfragen

Wir haben mit wenigen Ausnahmen (öffentliche Personen) allen InterviewpartnerInnen
Anonymität zugesichert. Wir verzichten deshalb explizit auf Namen. In Fällen, in denen
Personen aus der Singularität der Situation erkennbar sein könnten, haben wir uns bemüht,
diese so weit möglich zu anonymisieren. Wo uns dieses nicht möglich schien, haben wir zum
Schutz der Betroffenen auf einer Verarbeitung der Daten verzichtet.
Alle Tonbänder und sonstige Datenquellen werden in einem Safe sicher verwahrt und nach
Ablauf üblicher Fristen unwiderruflich vernichtet.
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4. Der Großbezirk Mitte

4.1. Annäherung an den Bezirk

Seit dem 1. Januar 2001 ist die alte Mitte zentraler Teil des gleichnamigen, neugebildeten
Großbezirks, zu dem nun auch Wedding und Tiergarten zählen. Die 3.947ha große Fläche
beherbergt 318.683 Menschen, von denen 27,32% keinen deutschen Pass haben. Es haben
sich 80 Betriebe angesiedelt und insgesamt sind 14.619 Menschen beschäftigt. Auf 1.000
Einwohner kommen ca.123 Sozialhilfeempfänger.156 Auch wenn der ursprüngliche Bezirk
Mitte immer politischer und kultureller Brennpunkt der Stadt blieb, lohnt ein Blick in die
Geschichte auch der anderen beiden Stadtteile.

Im 18 Jahrhundert war der Tiergarten durch das preußische Heer stark militärisch geprägt,
bis König Friedrich II. einen Lustpark bevorzugte, an dessen Ostgrenze 1788-91 das
Brandenburger Tor errichtet wurde. Anfang des 19. Jahrhunderts folgte eine weitere
Umgestaltung zum Landschaftspark, wo auch der Zoologische Garten 1844 seine Pforten
öffnete, der heute eine der bedeutendsten und wertvollsten Tiersammlungen der Welt bietet.
Während der März-Ereignisse 1848 wurde Tiergarten zum Schauplatz der Revolution. Das
sollte sich 1918 mit dem Ausruf der bürgerlichen, aber auch der freien sozialistischen
Republik wiederholen. Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht wurden kurz danach in diesem
Viertel ermordet.
An der Putlitzbrücke erinnert heute eine Tafel an die grausamen Verbrechen des Dritten
Reiches, denn vom dortigen Bahnhof wurden etwa 12.000 Juden und Jüdinnen direkt in die
Vernichtungslager von Auschwitz deportiert. Nach 1945 fanden hier die ersten allgemeinen,
gleichen, geheimen und direkten Wahlen statt.
Der Bezirk Tiergarten besteht fast zur Hälfte aus Grünanlagen und beherbergte 1997 ca.
89.880 Einwohner, von denen 24.750 nichtdeutscher Staatsbürgerschaft waren. Bei der
Wahl zum Abgeordnetenhaus 1999 fiel Tiergarten, neben Wedding und Mitte, mit 3,1%
(Erststimmen) für die Republikaner auf. Mit der Zweitstimme erhielt die NPD 0,3% der
Stimmen.
Den Tiergarten prägen bis heute zahlreiche Baustellen. Mit der Regierung zogen sämtliche
Botschaften und Ländervertretungen nach Berlin, viele davon fanden und finden im
Tiergarten, wo bereits der Deutsche Bundestag, das Kanzleramt und weitere
Regierungseinrichtungen ihren Sitz haben, eine neue Heimat.

Das lebhafte Treiben Weddings begann mit der Entdeckung einer Quelle in der Nähe der
Panke. Da ihr Wasser bei verschiedensten Leiden helfen sollte, wurde 1760 eine Bade- und
Heilanstalt eröffnet. Nachdem die Gebiete Wedding und Gesundbrunnen 1861 nach Berlin
eingemeindet wurden, entwickelte sich der neue Stadtteil im Norden zu einem der
bedeutendsten Industriebezirke der Großstadt. Mit fortschreitender Industrialisierung und
ständig wachsender Arbeiterschaft entstanden kaum lösbare soziale Probleme.
Auch wenn die Weimarer Zeit von fortschrittlicher Kommunalpolitik geprägt war und die
Nationalsozialisten in Wedding keinen leichten Stand hatten, waren sie auch in diesem
traditionellen Arbeiterbezirk nicht aufzuhalten. Nach dem Krieg bildete Wedding zusammen
mit Reinickendorf den französischen Besatzungssektor. Durch den Mauerbau 1961 wurde
das Wirtschaftsgefüge des Bezirks hart getroffen. 1971 wurden mehrere Hochschulen und
Akademien zur Technischen Fachhochschule vereinigt, so dass der Bezirk als Standort für
Forschung und Lehre an Bedeutung gewann. Derzeit wandelt sich Wedding vom Industrie-
zum Dienstleistungsbezirk. Zwei Drittel der rund 53.000 ArbeitnehmerInnen arbeiten bereits
in diesem Sektor. Bei der Wahl 1999 kamen die Republikaner hier auf 5% und die NPD auf
0,7% der Zweitstimmen.

  
156 Alle Zahlen nach Berliner Landesamt für Statistik von 2003
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Die Geschichte des ehemaligen Bezirks Mitte war nie lediglich die einer Verwaltungseinheit,
sondern über mehrere Jahrhunderte hinweg gleichbedeutend mit „Berlin“. Am Mühlendamm,
dem einzigen Übergang über die Spree zwischen Köpenick und Spandau, entstand im 13.
Jahrhundert die kleine Handels- und Kaufmannssiedlung, aus der schließlich die Residenz
der brandenburgischen Kurfürsten und dann die Hauptstadt des Königreichs Preußen wurde.
Damit erfuhr die Stadt einen beträchtlichen baulichen und kulturellen Aufschwung. Um 1740
hatte sich das Gebiet schließlich fast verdoppelt und umfasste nun in etwa die Fläche des
heutigen Ortsteils Mitte. Berlin wurde zum geistigen Zentrum der Aufklärung, das Gelehrte
aus dem In- und Ausland anzog. Die Eröffnung der Friedrich-Wilhelm-Universität (heute:
Humboldt-Universität) im Jahre 1810 brachte eine neue Konzeption von
Wissenschaftsfreiheit und eine enge Verbindung von Forschung und Lehre von
internationalem Ansehen. Zur Zeit der nationalsozialistischen Diktatur war Mitte Bühne
propagandistischer Selbstdarstellung des Regimes und gleichzeitig Zentrum der
Unterdrückung und Verfolgung. Mehr als 50.000 jüdische EinwohnerInnen Berlins fielen dem
organisierten Massenmord der Nazis zum Opfer, davon stammte über ein Zehntel aus Mitte.
Mit dem Kriegsende waren über zwei Drittel des Wohnraums zerstört, öffentliche Gebäude
und Kultureinrichtungen vernichtet oder schwer beschädigt. Der allmähliche Wiederaufbau
vollzog sich in einer politisch gespaltenen Stadt, deren historisches Zentrum nun im
sowjetischen Sektor lag. Mit dem Bau der Mauer 1961 wurde der Bezirk von historisch
gewachsenen Verbindungen abgeschnitten und in der Folgezeit zum Mittelpunkt der
Hauptstadt der DDR ausgebaut. Sorgfältige Rekonstruktion historischer Bausubstanz ging
dabei mit großangelegter Umgestaltung einher, denen ganze Straßenzüge zum Opfer fielen.
Die Wende und die folgende Wiedervereinigung der beiden Stadthälften haben den Bezirk
erneut tiefgreifenden Veränderungen unterworfen. An keinem anderen Ort der Stadt wurde
und wird soviel um- und aufgebaut. 1999 erhielten die NPD hier 0,8% und die Republikaner
(REP) 2,1% der Zweitstimmen.
Bei der Berliner Wahl im Jahre 2001 erhielten die REP 1,8% und die NPD 0,7% der
Zweitstimmen im neu geschaffenen Großbezirk Mitte, der sich aus 7 Wahlkreisen
zusammensetzt.

4.2. Bedeutung der sozialen Lage im Bezirk

In fast allen Interviews unserer Studie wurde die soziale und ökonomische Situation des
Bezirks als das alles beherrschende und dominierende Thema bezeichnet. Viele
InterviewpartnerInnen nutzten Begriffe wie „sozialer Verfall“, „Perspektivlosigkeit“, „soziale
Ghettobildung“ oder „Armutsbezirk“. Immer wider wurde auf die konkreten Auswirkungen der
sozialen Lage, wie Arbeitslosigkeit oder Leben von Sozialhilfe, für die jeweiligen Individuen
aufmerksam gemacht. Sie bestimmen viele Alltagsdiskurse und prägen das gesellschaftliche
und politische Klima im Bezirk entscheidend. Bezogen auf unsere Studie ist dieser
gesellschaftliche Hintergrund in jedem Schritt mitzudenken. Sie steht jedoch, wie eingangs
formuliert, nicht im Mittelpunkt unseres Forschungsinteresses. Deshalb soll hier auch nur
sehr kurz darauf eingegangen werden:

Am 22. Januar 2004 veröffentlichte das Institut für angewandte Demographie (Ifad) eine
„Studie zur Struktur der Sozialhilfeempfänger im Bezirk Mitte“. Diese Studie kommt zu dem
Ergebnis, dass sich von Tiergarten über Moabit bis Wedding Sozialhilfemilieus etabliert
haben. Besonders betroffen sind MigrantInnen und Frauen. „Während der Altbezirk Mitte
relativ stabil ist, grassiert in den Stadtteilen Wedding und Tiergarten die Armut“, fasst die
Zeitung „taz“ die Aussagen dieser Studie zusammen. In dem Artikel werden auch Zahlen
genannt: „Während im Altbezirk Mitte der Stadt nur fünf Prozent der Bevölkerung von
Sozialhilfe leben, sind es im Wedding rund 14, in Tiergarten 13 Prozent. Überall ist der Anteil
der Sozialhilfe beziehenden Kinder überdurchschnittlich.“157 Ende 2002 lebten 16,3 Prozent
aller Kinder und Jugendlichen in Berlin von Sozialhilfe. Die meisten Kinder aber, die von

  
157 Richard Rother: „Armutsgürtel quer durch Mitte“, taz Berlin lokal, 23.1.2004
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Sozialhilfe leben, wohnen in Mitte (14 869), Friedrichshain-Kreuzberg (11 378) und Neukölln
(14 264). Das ist fast jedes dritte Kind.
Besonders prekär ist die Situation der nichtdeutschen Bevölkerung. „Sie stellen im
Großbezirk Mitte nur 27 Prozent der Gesamtbevölkerung, aber 44 Prozent der
Sozialhilfebezieher. Sechs von zehn nichtdeutschen Kindern unter 6 Jahren leben von
Sozialhilfe.“ Auch die Altersarmut besonders der MigrantInnen sei erschreckend. „Über 20
Prozent der ausländischen Rentner erhalten Stütze, weil sie nur geringere Rentenansprüche
aufbauen konnten. Bei deutschen Rentnern sind es nur vier Prozent“, schreibt die „taz“.
Abschließend heißt es zu der Ifad-Studie: „Ifad-Geschäftsführer Harald Michel macht zwei
Sozialhilfe-Milieus aus: ein deutsches und ein ausländisches. Bei Deutschen seien häufig
allein erziehende Mütter betroffen, aber auch Männer zwischen 40 und 60, die eine
Trennung von der Partnerin hinter sich haben und arbeitslos sind. Bei Nichtdeutschen sei
das niedrige Bildungsniveau Hauptgrund für Armut.“158

Einzelne Kieze, wie der „Beusselkiez“ in Tiergarten und der „Soldiner Kiez“ in Wedding,
stehen immer wieder im Zentrum der Diskussionen in Bezug auf soziale Stadtentwicklung,
Armut und hoher MigrantInnenanteil. So erlangten beide Kieze auch eine gewisse
überregionale „Berühmtheit“.
Im Beusselkiez haben 36 Prozent der BewohnerInnen einen ausländischen Pass, die
Arbeitslosigkeit liegt bei etwa 30 Prozent. Im Soldiner Kiez beziehen 22 Prozent der
EinwohnerInnen Sozialhilfe und etwa 27 Prozent Arbeitslosengeld. Somit beträgt der Anteil
derjenigen, die ohne Job sind, wenn man die Überschneidungen mit berechnet, zwischen 40
bis 50 Prozent. Der Anteil der nichtdeutschen StaatsbürgerInnen in diesem Gebiet beträgt
nach Aussage eines Quartiermanagers 41,3 Prozent. Hinzu kommt, dass hier „viele
Eingebürgerte wohnen, die als Ausländer wahrgenommen werden, die nicht in der Statistik
auftauchen aber im Alltag. Dann kommt die Altersstruktur dazu, das eben im öffentlichen
Raum überwiegen junge Leute sind und da spielt dann eben die große Gruppe arabischer
Jugendlicher eine Rolle und man hat das Gefühl, ich bin der einzige Deutsche hier. Der
gefühlte Ausländeranteil liegt zwischen 70 und 99 Prozent bei den Leuten“, so der
Quartiersmanager. In der Diskussion über Berliner „Problemkieze“ äußerte sich ein
Polizeikommissar gegenüber der Zeitung „Welt“ entsprechend dieser beschriebenen
Wahrnehmung eines „gefühlten Ausländeranteils“: „In Wedding um die Koloniestraße, wo
etwa 70 Prozent der Bewohner Ausländer sind, ist es besonders schlimm."159

Vor dem Hintergrund dieser und weiterer Sozialstrukturen wurden ab 1999 in enger
Abstimmung mit den betroffenen Bezirken 15 genau begrenzte „Gebiete mit besonderem
Entwicklungsbedarf" in Berlin festgelegt, die 2001 um zwei Stadtbereiche erweitert wurden.
Im Rahmen des seit 1999 existierenden Bund-Länder-Programms „Stadtteile mit
besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt“ wurde in jedem dieser Viertel die
Einrichtung eines „Quartiersmanagements" (QM) beschlossen.
Fünf dieser Berliner QM-Gebiete befinden sich im Großbezirk Mitte:

- Soldiner Kiez - Soldiner Straße/ Wollankstraße (Ortsteil Wedding)
- Reinickendorfer Straße/ Pankstraße (Ortsteil Wedding), neu seit 01.01.2002
-  Sparrplatz - Luxemburger Straße - Müller Straße - Amrumer / Torfstraße -

Schifffahrtskanal - Ringbahntrasse (Ortsteil Wedding)
- Moabit West/ Beusselkiez (Ortsteil Moabit/Tiergarten)
- Magdeburger Platz - Landwehrkanal - Lützowplatz (Ortsteil Tiergarten)

Ziel des Quartiersmanagements (QM) ist die Verbesserung der Lebensbedingungen der
BewohnerInnen eines Kiezes. In Zusammenarbeit mit den BewohnerInnen, Initiativen,
sozialen Trägern und Institutionen geht es um die Entwicklung von Handlungskonzepten.
Handlungsfelder sind u.a. Wohnumfeldverbesserung, Arbeit, Ausbildung und Beschäftigung,
Integration und Kommunikation, Imageverbesserung, sowie Unternehmensförderung, soziale
Infrastruktur, Kultur, Freizeit und vieles mehr. Das Handlungskonzept ist wiederum Basis für

  
158 ebenda
159 „In Berlin entstehen immer mehr Ausländergettos“, Welt, 16.11.2003.
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Projekte, die dann gemeinsam mit Verwaltungen, freien Trägern, HauseigentümerInnen und
dem QM umgesetzt werden.

4.3. Integrationsleitlinien des Bezirks

Daten Gesamt Mitte Tiergarten Wedding
Bezirk
Mitte

Mitte Moabit Hansa-
viertel

Tiergarten Wedding Gesund-
brunnen

Melderechtl. reg.
EinwohnerInnen

318 683 75 332 70 227 6 032 12 882 73 967 80 243

Keine deutsche
Staatsbürgerschaft

87 080 11 172 20 143 1 655 4 456 22 258 27 396

In Prozent 27,32% 14,83% 28,68% 27,34% 34,59% 30,09% 34,14%
Statistisches Landesamt. Stand: 31. 12. 2002160

Die melderechtlich registrierten EinwohnerInnen ohne deutsche Staatsbürgerschaft verteilen
sich auf die Herkunftsländer wie folgt:
Türkei: 30 956 35,5 %
Europäische Union 11 116 12,8 %
Arabische Länder  8.000 (ca.)  9,5 % (ca.)
Ehemaliges Jugoslawien:  4 814  5,5 %
Polen  4 473  5,1 %

AsylbewerberInnen:
Insgesamt leben 2.498 EmpfängerInnen von Asylbewerberregelleistungen im Bezirk Mitte,
44,5 Prozent sind weiblich, 42,1 Prozent unter 18 Jahren und 7,6 Prozent 50 Jahre und älter.
97,4 Prozent der AsylbewerberInnen sind dezentral untergebracht, 2,1 Prozent leben in
Gemeinschaftsunterkünften und 0,4 Prozent in Aufnahmeeinrichtungen.

In Anlehnung an die „Bedingungen für die Integration“ von Prof. Friedrich Heckmann vom
Europäischen Forum für Migrationsstudien (efms) formulierte der Beirat für MigrantInnen und
Flüchtlinge - Ausländerbeirat - beim Bezirksamt Mitte von Berlin „Leitlinien für die
Integration“. Diese Leitlinien wurden in den Sitzungen des Beirates beraten und am 23.
Februar 2004 bei einer Gegenstimme und einer Stimmenthaltung als Empfehlung für den
Bezirk Mitte beschlossen.

In den Leitlinien wird Integration formuliert als Eingliederung zugewanderter
Bevölkerungsgruppen in bestehende Sozialstrukturen und die Art und Weise, wie diese
Bevölkerung mit dem bestehenden System sozioökonomischer, rechtlicher und kultureller
Beziehungen verknüpft wird. Integration beruhe auf Bindungen, diese können juristischer,
rationaler, emotionaler Art sein, heißt es in dem Papier. Demnach sei zum Zwecke der
Integration alles zu fördern, was Bindekraft entwickelt oder schon vorhandene Bindungen an
die Gesellschaft in Deutschland vertieft.
Im Zentrum des Integrationsinteresses dieser „Leitlinien“ stehen dabei vier
Personengruppen: Deutsche ausländischer Herkunft und Aussiedler, die noch nicht
genügend integriert sind; Personen mit Daueraufenthalt; Personen, die einen solchen mit
gesetzlich begründeter Aussicht auf Erfolg anstreben, und alle Kinder, unabhängig vom
Aufenthaltsstatus.
Grundlage der Integration sei die Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz, womit die Leitlinien
einen klaren Rahmen ziehen, ohne diesen Punkt aber näher zu konkretisieren. Der
Integrationsprozess wird in vier Hauptdimensionen unterteilt: Die strukturelle Integration
beinhaltet den chancengleichen Zugang zu Wirtschaft und Arbeitsmarkt, zum allgemeinen
Bildungs- und Qualifikationssystem, zum Wohnungsmarkt, zur Staatsangehörigkeit und
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damit zur politischen Gemeinschaft. Unter kultureller Integration werden Prozesse kognitiver,
kultureller, verhaltens- und einstellungsmäßiger Veränderungen der MigrantInnen
verstanden, was aber auch notwendige kulturelle Anpassungen und Veränderungen seitens
der aufnehmenden Gesellschaft beinhalte. Es geht in diesem Punkt um eine Politik der
kulturellen Annäherung - Akkulturation, nicht Assimilation. Als dritte Dimension wird die
soziale Integration angesprochen, also soziale Beziehungen, einschließlich Freundschafts-
und Partnerwahlstrukturen, Gruppen- und Vereinsmitgliedschaften. Zu dieser Dimension
gehört auch, dass die Aufnahmegesellschaft Vorurteile und Diskriminierungen abbaut. Das
Bezirksamt habe hierzu nur begrenzte Möglichkeiten, müsse aber zum Abbau von
vorhandenen ethnischen Vorurteilen und Rassismus in der Verwaltung und im öffentlichen
Raum beitragen.
Als sehr langfristige Dimension des Integrationsprozesses schließlich wird die identifikative
Integration aufgeführt, also Zugehörigkeits- und Identifizierungsbereitschaften und -gefühle
mit ethnisch-nationalen, regionalen und lokalen Strukturen. Das erfordere von Seiten der
Aufnahmegesellschaft ein deutliches Identifizierungsangebot, wie z. B. ein klares und
transparentes Einbürgerungsverfahren. Auch die Behandlung der Menschen auf den Ämtern
wird angesprochen und gefordert: „ Zuvorkommender Umgang ‚auf Augenhöhe’ und
verständnisvolle Bearbeitung der Anliegen muss dabei die Norm sein, die es durchzusetzen
gilt.“

Zum Gelingen des Integrationsprozesses formuliert das Papier zum einen Anforderung an
die MigrantInnen, wie den Erwerb der nicht nur sprachlich zu verstehenden
Kommunikationsfähigkeit in der Aufnahmegesellschaft und die Motivation, ihre
Nachkommenschaft auf die Gesellschaft des Einwanderungslandes einzustellen, mit der
Möglichkeit, auch die Werte des Herkunftslandes einzubeziehen. Zum anderen werden aber
auch Anforderungen an die aufnehmende Gesellschaft gestellt. Diese Anforderungen
betreffen zunächst den institutionellen Rahmen, innerhalb dessen Integration sich vollziehen
kann. Teil dieses institutionellen Rahmens muss die Verwaltung sein, die
Integrationsmechanismen bieten soll und eine Atmosphäre, die zur Integration einlädt.
Gleichzeitig wird die Verantwortlichkeit der BürgerInnen für ihr Zusammenleben angemahnt.
„Die Anforderungen an die Aufnahmegesellschaft kann man allgemein zum einen als
Offenheit definieren, zum anderen als Bereitschaft, materielle und nicht-materielle
Ressourcen zur Verfügung zu stellen“, heißt es in den Leitlinien dazu.

Abschließend werden Krisenindikatoren aufgelistet, die Probleme mit der gesellschaftlichen
Integrationskapazität anzeigen. „Für Politik und Verwaltung ist die sorgfältige Beobachtung
solcher Krisenindikatoren ein relativ einfaches und praktisches Verfahren, um
Integrationsprobleme und soziale Spannungen zu erkennen“, heißt es wörtlich. Ein
Integrationsbericht solle deshalb „Probleme benennen, bestehende Maßnahmen aufzeigen,
Erfolgsanalysen vornehmen und Empfehlungen aussprechen“.
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5. Rassismus

Einige unserer GesprächspartnerInnen deutscher Herkunft reagierten auf die Frage nach
ihrer Wahrnehmung von Rassismus in ihrer Umgebung aus unterschiedlichen Gründen mit
Unverständnis. Manche meinten, die Diskriminierung von MigrantInnen spiele keine
gewichtige Rolle, weil Angehörige der deutschen Mehrheitsgesellschaft in ihrem Kiez in der
Minderheit seien. Prototypisch wurde diese Sichtweise von einem Jugendsozialarbeiter
ausgedrückt:
„Die Leute, die wirklich eine Minderheit diskriminieren, können das hier nicht so stark, weil
die Minderheit in dem Fall keine Minderheit mehr ist. Sagen wir mal, ‚die Ausländer’ in
Anführungsstrichen sind halt keine Minderheit mehr.”

In anderen Fällen beantworteten GesprächspartnerInnen die Frage nach Rassismus in ihrem
Umfeld mit dem Verweis auf Vorfälle gegen Angehörige der deutschen
Mehrheitsgesellschaft. Exemplarisch für diese Haltung steht die Antwort einer
zivilgesellschaftlichen Akteurin auf die Frage, ob sie schon einmal rassistische Vorfälle
mitbekommen habe:
„Ja, gegenüber Deutschen. Na, ich sage mal so: Andersherum habe ich es noch nicht
erlebt.“

Des öfteren wurde zwar eingeräumt, dass es sicherlich Vorurteile und Ressentiments
gegenüber MigrantInnen gebe, im Vordergrund aber stünden doch eher reale Probleme.
Beispielhaft dafür ist die Antwort einer Gesprächspartnerin deutscher Herkunft, die sich
beruflich in Moabit engagiert. Auf die Frage, ob es Rassismus bzw. ausländerfeindliche
Ressentiments gebe, antwortete sie:
„Sicherlich, die gibt es auch. Aber, ich sage mal ... klar, wir haben auch mal einen offenen
Brief gekriegt, der strotzt nur davon. Aber ich warne davor, das zu bagatellisieren. Was die
Leute sehen, ist ein wirkliches Problem. Und wir haben schon einige, die sind nicht auf
dieser Ebene - was weiß ich - ‚die doofen Ausländer’ oder so. Ich sehe es schon so, dass sie
sagen: ‚Verdammt, was ist auch aus mir geworden! Ich bin nicht gegen Ausländer, aber mich
nerven die Zustände, die Situation hier. Und die Situation ist nicht ... Es gibt niemanden, der
sie irgendwie in den Griff kriegt. Und deswegen reagiere ich so’.“

Aus dem gesamten empirischen Material zum Bezirk Mitte lassen sich drei große
Themenbereiche darstellen, in denen rassistisches Dominanzdenken bedeutsam ist: So
werden sozioökonomische Problemlagen ethnisiert. Die Konkurrenz um Arbeitsplätze wird
als „Kampf“ zwischen „ethnisch“ konstruierten Gruppen gesehen und es werden Vorrechte
von „Deutschen“ gegenüber „Ausländern“ geltend gemacht. Die Inanspruchnahme von
Sozialleistungen durch Menschen mit Migrationshintergrund wird ebenfalls durch eine
„ethnische“ Brille wahrgenommen. Auch hier sehen Angehörige der deutschen
Mehrheitsgesellschaft MigrantInnen als KonkurrentInnen, die die Leistungen zudem
ungerechterweise erhalten bzw. sich auf ungehörige Weise „organisieren“.
Ein zweiter Themenkomplex dreht sich um Konflikte im Alltag. Hier ist die Bewertung unserer
GesprächspartnerInnen durchaus kontrovers. Während die einen meinen, dass die
Wahrnehmung von Problemen wie Müll, Kriminalität und Lärm unproblematisch ist,
beschreiben die anderen, wie deren Thematisierung mit rassistischem Denken verknüpft
sein kann und zum Teil auch verknüpft wird.
Der dritte Themenkomplex dreht sich um Facetten des kulturalistischen Rassismus.
Forderungen nach „kultureller“ Assimilation sind im Bezirk durchaus virulent. Die Kehrseite
solchen Denkens liegt in der Ablehnung kultureller Vielfalt. Kulturen werden als homogene
Einheiten verstanden und zum Teil in ihrer Wertigkeit hierarchisiert. (Störendes)
Sozialverhalten von MigrantInnen wird dann als typischer Ausdruck der angeblichen
kulturellen Eigenheiten gedeutet. Teilweise gehen solche Denkweisen mit der Vorstellung
einher, dass die eigentliche deutsche Mehrheitsgesellschaft eine Minderheit darstelle, wobei
„Überfremdungsängste“ eine Rolle spielen. Das komplexe Sozialverhalten z. B. von
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Muslimen - oder Menschen, die für Muslime gehalten werden – wird unter den Aspekt
„Religion Islam“ subsumiert. Die Religion bzw. die religiös definierte Kultur sei demzufolge
der Handlungsrahmen, aus dem heraus die Menschen agieren. Vor diesem Hintergrund
werden Konflikte auch zum Teil als „kulturelle Invasion“ erfahren bzw. als „Kulturkampf“
gedeutet. MigrantInnen aus muslimisch geprägten Herkunftsländern haben dabei mit dem
Problem zu tun, dass sie bzw. ihre Religion im Positiven wie im Negativen teilweise als
homogene Einheit wahrgenommen werden. In einigen Fällen werden Islam und Islamismus
auf Terrorismus verkürzt oder auch gleichgesetzt. In der Reaktion auf diese Verkürzung
erfolgt zum Teil eine ebenso indifferente Apologetik des kulturell-religiösen Hintergrundes.
Beiden Denkhaltungen gemeinsam ist die kulturalistische Grundeinstellung.

Rassismus im Bezirk Mitte bezieht sich aber nicht nur auf die genannten Elemente von
Dominanz-Denken. Unsere GesprächspartnerInnen machten auf die zum Teil hohe
emotionale Besetzung mancher der genannten Denkweisen aufmerksam. Gleichzeitig werde
dieses Dominanz-Denken nicht wirklich hinterfragt und sei als Selbstverständlichkeit weit
verbreitet. Darüber hinaus wurde auch von Übergängen zu rassistischem Handeln berichtet.
Dabei geht es weder um gewalttätige Übergriffe gegen MigrantInnen noch um spektakuläre
Wahlerfolge rechtsextremer oder -populistischer Parteien, sondern um Appelle
verschiedenster Art an Politik und Verwaltung.

5.1. Wahrnehmungen rassistischer Diskriminierungen von MigrantInnen

Angehörige der deutschen Mehrheitsgesellschaft hätten prinzipiell eine sehr problematische
Sicht auf MigrantInnen, erklärte ein im Gesamtbezirk Mitte politisch aktiver Interviewpartner:
„Gegenüber Ausländern gibt’s jede Menge Borniertheit und Vorurteile”

Eine ebenfalls im Bezirk politisch engagierte Gesprächspartnerin nimmt ebenfalls eine
negative Einstellung gegenüber „Ausländern“ im Bezirk wahr:
„Das ist eher insgesamt ausländerfeindlich. Und da ist es relativ egal, wo die herkommen.
Also, das ist mein Eindruck, was ich so über Einwohnerversammlungen, Gesprächsrunden
und Bürgerbriefe mitkriege.”

Derartige pauschale Wahrnehmungen wurden von verschiedenen GesprächspartnerInnen
konkretisiert. Das soll nun im Einzelnen dargestellt werden.

5.1.1. Ethnisierung der Konkurrenz um Arbeitsplätze und Sozialleistungen

Die massiven sozioökonomischen Probleme in einigen Regionen im Bezirk Mitte werden von
Teilen der deutschen Mehrheitsgesellschaft ethnisiert und als Konkurrenz zwischen
„Deutschen“ und „Ausländern“ formuliert. Eine in der Antirassismusarbeit aktive
Gesprächspartnerin schilderte ihre entsprechenden Beobachtungen:
„Generell existiert die Haltung: ‚Es sind zu viele. Sie nehmen uns etwas weg. Unsere
sozialen Probleme sind durchaus der Masse der Ausländer geschuldet’ - sie haben immer
eine völlig falsche Vorstellung über diese Masse. ‚Unser Problem Arbeitslosigkeit wäre nicht
so groß und man kann doch nichts anderes sagen, dass doch auch die Kriminalität durch die
Ausländer stark befördert wird.’ Das sind so die Grundüberlegungen, die kommen.“

Diese Sichtweise, dass es „die Ausländer“ sind, die „den Deutschen“ etwas wegnehmen,
drückt gleichzeitig eine Hierarchisierung von Ansprüchen entlang „ethnischer“ Kriterien aus,
denn weggenommen werden kann nur etwas, das eigentlich den einen gehört und den
anderen nicht zusteht.

Zu den rassistischen Wahrnehmungen von MigrantInnen gehöre auch das Bild des so
genannten „Sozialschmarotzers“, berichteten GesprächspartnerInnen. Das werde u.a. auch
am Kinderreichtum migrantischer Familien festgemacht. Es werde unterstellt, dass der



„Aspekte der Demokratiegefährdung im Stadtbezirk Mitte und Möglichkeiten der Intervention“

53

Kinderreichtum dazu diene, Rechte auf Sozialleistungen zu „organisieren“. Davon berichtete
ein Jugendsozialarbeiter deutsch-türkischer Herkunft, der in einem sozialen Brennpunkt in
Wedding hauptsächlich mit jugendlichen MigrantInnen arbeitet:
„So wird dann seitens der Deutschen immer ein Sündenbock gesucht. Und diese
Sündenböcke sind natürlich die hier lebenden Ausländer: ‚Das sind einfach zu viele. Die
haben einfach alle keine Arbeit’. [] ‚Die haben alle zehn Kinder und leben vom Kindergeld’.
Oder ‚Leben von der Sozialhilfe, machen einen dicken, fetten Urlaub jedes Jahr’. [] ‚Alles
vom Sozialamt finanziert’, usw., all das, ja.“

Dieses Bild beschrieb auch eine in der Kiezarbeit engagierte Gesprächspartnerin aus
Moabit:
„Na ja, es besteht eben vorwiegend, na ja, eigentlich nur eine ablehnende Haltung den
Ausländern gegenüber: ‚Die kriegen so viel Geld hier, weil die sich so viele Kinder
anschaffen‘. Das ist hier die finanzielle Seite.”

Die Tatsache, dass zunehmend Menschen auf Sozialleistungen angewiesen sind, führt zu
einer Konkurrenz unter den LeistungsempfängerInnen. Diese Konkurrenz wurde von den
GesprächspartnerInnen in der Regel als „Sozialneid“ beschrieben, der durch verarmte
Angehörige der Mehrheitsgesellschaft auch rassistisch artikuliert werde. Davon berichtete
ein Kommunalpolitiker:
„Das Hauptproblem aus meiner Sicht ist die Armut in Moabit, das ist ganz krass, das merkt
man eben. Und das andere Problem ist sicher auch bei den armen Menschen der
Rassismus, der rüberkommt. Gerade der Sozialneid bei armen Leuten, wenn gesagt wird:
‚Die Ausländer kriegen alles vom Sozialamt, wir kriegen nichts, die fahren mit dem Mercedes
vor’ - diese ganzen Klischees kommen dann vor, gerade bei den armen Leuten auch. Das
merkt man sehr stark. [] Ich kriege mit, wie Sozialamtsmitarbeiter über Ausländer reden in
einer fürchterlichen Form. Und ich kriege es mit, wie Sozialhilfeempfänger untereinander
Sozialneid entwickeln, das ist natürlich auch ganz klar rassistisch dann. Im Sozialamt ...
habe ich so meine Haupterfahrung gesammelt.”

Eine Gesprächspartnerin, die beruflich die soziale Entwicklung im Bezirk analysiert,
schilderte das rassistische Stereotype, dass MigrantInnen die Schuld an den sozialen
Problemen zugeschrieben werde. Allein ihre Anwesenheit sei der Grund für fehlende
Arbeitsplätze und leere Sozialkassen:
„Das geht auch schon sehr viel weiter, die sind an allem schuld. Ja, wie man es sich so in
Eckkneipen vorstellt: ‚Und die Ausländer nehmen uns die Arbeitsplätze weg’. Und was auch
sehr häufig vorkommt, das ist Neid auf Sozialleistung. Dass z. B. auch die Behörde hier dazu
aufgefordert wird, die müsste man mal überprüfen, diese großen Familien, was kriegen die
an Sozialhilfe. Das ist Neid, aber der ist auch ganz schnell bei Hass. Das sind so die
Themen. Und gerade dieses: Sozialleistung, große Familien, kriegen Kinder. Da würden sie
gerne prüfen, haben sie diese Ansprüche überhaupt, die leben doch auf unsere Kosten.“

Mehrere Befragte beschrieben die hier aufgeführten Einstellungen als weit verbreitetes
Weltbild innerhalb der deutschen Mehrheitsgesellschaft. Nicht jede/jeder aber würde sich
entsprechend offen äußern, zeigt die Erfahrung einer Gesprächspartnerin, die längere Zeit in
einem sozial schwachen Weddinger Kiez gelebt hat:
„Die Meinung, denke ich, war schon auch zum Teil: ‚Ausländer nehmen uns die Arbeitsplätze
weg‘. Aber das hat keiner wirklich laut gesagt. Es kam immer so bisschen hinten herum,
auch um zu sehen, wie man selber darauf reagiert.”

Zu wenig würden – im Alltag, am Arbeitsplatz, in Veranstaltungen – alternative
Erklärungsmuster eingebracht in die Diskussionen über das Vorurteil, „Ausländer“ nähmen
„Deutschen“ Arbeitsplätze und Sozialleistungen weg. Das kritisierte eine
Gesprächspartnerin, die sich in einem antirassistischen Projekt engagiert:
„Da passiert für mich zu wenig Aufklärung.”
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5.1.2. Ethnisierung von Nachbarschafts-Konflikten

Im städtischen Leben entstehen im Alltag Konflikte - um Lärm, um herumliegenden Müll,
generell: Um Verhaltensweisen, die als unangemessen empfunden werden. Einige unserer
GesprächspartnerInnen konzentrierten sich in ihren Darstellungen auf den realen Kern des
Konfliktes und verdrängten, dass solche Auseinandersetzungen auch rassistisch formiert
sein können. Andere wiederum berichteten von eindeutig rassistisch formierten
Problemwahrnehmungen und forderten eine erhöhte Sensibilität in dieser Hinsicht.
So erklärte eine Gesprächspartnerin, die sich beruflich in Moabit engagiert, dass es bei den
Konflikten nur um das jeweilige Verhalten der konkreten Person ginge und rassistische
Zuordnungen keine Rolle spielen würden:
„Es geht ums Verhalten, es geht eindeutig ums Verhalten.”

Auch ein Gesprächspartner, der sich in einem Weddinger Kiez nachbarschaftlich engagiert,
will im Umgang mit Alltagsproblemen keine diskriminierenden Verhaltensweisen oder
rassistisches Denken gegenüber MigrantInnen feststellen:
„Es wird hier jeder so behandelt, wie er sich bewegt. Wer sich erwischen lässt, die Straße zu
vermüllen, wird von uns angesprochen. Und damit ist erst mal egal, wer es ist.”

Ein anderer Gesprächspartner aus dem gleichen Kiez, der im interkulturellen Jugendbereich
tätig ist, widersprach dieser Darstellung. Reale Konflikte würden von Einigen sehr wohl auch
durch eine rassistische Brille wahrgenommen. So käme es beispielsweise zu einer
ursächlichen Verknüpfung von „Müll“ und „Ausländern“:
„Ja, also, was weiß ich: ‚Ausländerpack! Gucken Sie mal hier: Türke, Türke, Araber, Araber,
Türke, Türke, Türke. Ist ja alles nur voll vermüllt. Alles Müll hier. Alles machen die.’ Das war
ein Hausmeister, der das gesagt hat. Das ist ein ganz besonders engagierter Hausmeister,
der macht eine Menge hier in der Gegend.“

Angesprochen wurde auch, dass subtilere Formen rassistischer Denkweisen im Alltag
stärker beachtet werden müssten. So werde konkretes, als negativ empfundenes Verhalten
einzelner Personen oder kleiner Personengruppen vor dem Hintergrund ihrer Zugehörigkeit
zu einer auf ethnischer und/oder kultureller Grundlage definierten fiktiven homogenen und
„nichtdeutschen“ Gemeinschaft als typische Verhaltensweise der entsprechenden „Kultur“
und/oder „Ethnie“ betrachtet und diene gleichermaßen zur Bestätigung und/oder Bildung von
Vorurteilen. Das beschrieb ein Gesprächspartner sehr plastisch anhand seiner
Wahrnehmung als Migrant aus der Türkei:
„Das Problem in dieser Gesellschaft ist, wenn ein Deutscher einen Fehler macht, dann ist
‚Hans ein Schwein‘. Wenn ein Ausländer einen Fehler macht, dann sind ‚die Ausländer‘
Schweine.“

Auf die fehlende Wahrnehmung der teilweise rassistischen Konnotation mancher pauschalen
(Vor-)Urteilsbildung machte die Leiterin einer interkulturellen Nachbarschaftseinrichtung in
Wedding aufmerksam:
„Man kann ganz offensichtlich rassistische Aussagen treffen, aber was ich viel schwieriger
finde, ist dieser alltägliche, kleine Rassismus. ‚Ausländer sind zu laut‘, ‚Wie die aussehen,
können die sich nicht mal anders anziehen‘ - also diese Sachen, und die kriegt man natürlich
auch hier mit. [] Das ist vielleicht nicht immer böse gemeint in Anführungszeichen, aber ich
denke, das ist sehr tief in den Leuten verwurzelt, diese Urteile abzugeben und das aber gar
nicht unter dem Begriff Rassismus auch zu verstehen. Finde ich persönlich schwieriger, als
wenn es so ganz offensichtlich ist, wo man auch gegen argumentieren kann. Ich finde diesen
versteckten Rassismus im Alltag sehr viel schwieriger.”

Eine Weddinger Sozialarbeiterin beschrieb das Einstellungsmuster, nach dem nicht ein
bestimmtes Problem - z. B. störendes Verhalten von Kindern - als solches, sondern in einem
Raster ethnischer und/oder kultureller Zuordnung wahrgenommen wird:
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„Und das ist dann die gängige Vorurteilsbildung, z. B. ein normales Kind-Verhalten, einfach
nicht ordentliches Verhalten, ähnlich wie von einem deutschen Kind oder Jugendlichen
wahrscheinlich. Das ist dann eine Frage der Ethnie, ethnische Probleme. Dass Kinder und
Jugendliche halt manchmal Müll machen und gerne stören, weil sie Langeweile haben.“

Anhand einer Auseinandersetzung um ein Flüchtlingswohnheim erläuterte eine in der
Antirassismusarbeit aktive Gesprächspartnerin andererseits, dass auf reale Probleme des
Zusammenlebens, in diesem Fall die Lärmbelästigung, teilweise rassistisch reagiert werde,
während sich andere Betroffene sachlich um die Lösung des Problems bemühen:
„Wir hatten mal aus einem ganz anderem Grund ein Problem, weil wir in dieser Gegend ein -
mitten in der Wohngegend - ein Flüchtlingsheim hingestellt bekamen. Hier ein Wohnblock,
hier eine kleine Wiese und ein Flüchtlingsheim. [] Das war natürlich genau der Punkt, wo
etwas entsteht, was Hassattacken geradezu herausfordert, weil nämlich aus diesem
Flüchtlingsheim bis Mitternacht ein Mordskrach kommt und in diesem Wohnblock wohnen
einfach Leute, die früh um fünf aufstehen müssen, weil sie zur Arbeit müssen. [] Dann sieht
man, was passieren kann und da unterscheiden sich die Geister. Die eine Gruppe, die damit
sachlich umgeht und sagt: ‚Wir müssen einfach gucken, was wir machen können. Wir
müssen das Zusammenleben an der Stelle erträglicher machen.’ Und die anderen, die
natürlich ihren ganzen Frust abkippen: ‚Scheiß Ausländer!’, ‚Viel zu viele’, ‚Die sollen doch
bleiben, wo der Pfeffer wächst, sie sollen da hingehen, wo sie hergekommen sind, uns hat ja
auch keiner was gegeben, als wir flüchten mussten.’ Das kommt dann. Wie so aus dem
Eimer rausgeschüttet.“

5.1.3. Kulturalistischer Assimilationsdiskurs

Die auf bundes- und landespolitischer Ebene geführten Diskussionen um „Einwanderung
und Integration“ beeinflussen auch das Alltagsleben und die Diskurse im Bezirk und im Kiez.
Das schilderte ein Gesprächspartner arabischer Herkunft, der in Tiergarten in der
Integrationsarbeit aktiv ist:
„Die Frage stellt sich: Möchte die Aufnahmegesellschaft - bis zur intellektuellen Elite - die
Zuwanderung und die MigrantInnen, ja oder nein? Das ist die Frage, die ich an die
Aufnahmegesellschaft immer wieder gestellt habe. Möchte der Staat die Integration, ja oder
nein? Man versucht das immer diplomatisch so zu schildern, zu sagen: ‚Ja’. Aber man merkt,
das funktioniert ja nicht. Deshalb gibt es ein Eis zwischen Zuwanderern, Migranten und der
Aufnahmegesellschaft. Und dieses Eis ist das Eis, wo die Konflikte auftreten, wo
Diskriminierung und Rassismus auftritt, weil diese Missverständnisse noch nicht geregelt
sind. Und die fangen hier unten bei uns an.”

Ein Diskurs, der von einer kulturell und ethnisch definierten „deutschen
Mehrheitsgesellschaft“ ausgeht und Menschen anderer Kultur und/oder „Ethnie“ als
demzufolge fremd und nicht dazugehörig beschreibt, befördert auch alltagskulturelle
Rassismen. Die Forderung nach kultureller „Assimilation“ ist Ausdruck dieser
Grundeinstellung. Soziale, politische und auch kulturelle Differenzen innerhalb der
Mehrheitsgesellschaft werden ausgeblendet und durch Migration entstehende
Transformationen der Gesellschaft, einschließlich der Alltagskultur, abgelehnt. Element eines
kulturalistischen Rassismus ist auch die Vorstellung von in ihrer Wertigkeit unterschiedlichen
Kulturen und die Deutung (unerwünschten) Sozialverhaltens als Ausdruck kultureller
Differenz. Andererseits darf die Anerkennung kultureller Differenz aber auch nicht zur
Legitimation unterschiedlicher Standards der Menschenrechte missbraucht werden. In
diesem Spannungsbogen bewegt sich auch der Diskurs im Bezirk Mitte, wobei in einigen
Kiezen der hohe Bevölkerungsanteil mit Migrationshintergrund und die vorhandene
migrantische Infrastruktur als „kulturelle Invasion“ wahrgenommen wird, deren „Opfer“ die
„letzten Deutschen“ sind. Ein Aspekt dieser kulturalistischen Diskussion im Bezirk Mitte
konzentriert sich dabei auf Muslime bzw. Menschen, die als Muslime wahrgenommen
werden.
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Nach den Aussagen unserer GesprächspartnerInnen ist die Diskussion über das
Zusammenleben und die Integration im Bezirk Mitte noch sehr stark geprägt durch die
Forderung nach „Anpassung“ in Form von „Assimilation“. Gefragt nach den vorherrschenden
Bildern über Menschen nichtdeutscher Herkunft in Wedding, antwortete eine
zivilgesellschaftlich engagierte Gesprächspartnerin:
„Die Leute sollen sich anpassen, sie sollen die Sprache lernen. Wobei ich sagen muss, wenn
man hier 20 Jahre lebt, hier zur Schule gegangen ist, dann sollte man das vielleicht wirklich
können. So, überwiegend: ‚Sie passen sich zu wenig an. Die leben hier, also müssen sie
lernen, wie hier die Gesellschaft funktioniert und entsprechend darauf reagieren. Nicht im
Glauben oder so, das nicht, aber die äußeren Formen’.“

Eine in der Antirassismusarbeit aktive Gesprächspartnerin bestätigte diese gängige
Forderung nach „Anpassung“ in Form eines fiktiven „Deutsch werden“:
„In gewisser Weise muss man sich anpassen - was ultimativ oft gefordert wird von Berlinern
oder der deutschen Mehrheitsbevölkerung. Die gucken mehr in Richtung Assimilation, und
das muss bitte schön ganz schnell gehen. Mir hat neulich ein promovierter Mensch gesagt:
‚Wenn sie hierher kommen, müssen sie deutsch werden’. Na, da fall ich fast vom Stuhl.
Dann überlege ich mir, fang ich jetzt mit dem eine Diskussion an – dann habe ich den
gefragt: ‚Was ist deutsch? Nun gut, es wurde eine Diskussion. Aber da ist tief etwas
verankert, was ganz sicher gelegt wurde im frühen Kindheitsalter.“

Ein Gesprächspartner deutscher Herkunft, der sich in seinem Weddinger Kiez
zivilgesellschaftlich engagiert, offenbarte mit seiner Aussage sein kulturalistisches
Verständnis von Migration und Integration. Seine Forderung nach kultureller Dominanz
basiert auf der Vorstellung „homogener Kulturen“, die durch Migration in ihrem Wesen nicht
verändert werden dürfen. Angehörige anderer „Kulturen“, also Menschen mit
Migrationshintergrund, haben sich wie „Gäste“ zu verhalten und anzupassen:
„Wenn ich ins Ausland fahre, oder wir ins Ausland fahren, dann haben wir uns ja dort der
Kultur zu unterwerfen, unterzuordnen, und wir können nicht sagen: ‚Ich bin Deutscher -
jucheh! - ich mache, was ich will’. Nein, dann habe ich mich so zu verhalten, wie die dortige
Kultur das von den Menschen erwartet. Und ich habe gar kein Recht, das dort zu ändern.
Und genauso ist es hier.”

Mit dieser Vorstellung einher geht eine Essentialisierung und Hierarchisierung kultureller
Differenz. Menschen aus „dem arabischen Raum“ und „Afrika“ - beides für sich genommen
bereits Vorstellungen von politisch-kulturellen Einheiten, die nicht existieren - seien im
Vergleich zu „deutschen Großstädtern“ unzivilisierter und müssten sich insofern „anpassen“.
In dieser Vorstellung ist neben einer falschen Generalisierung auch eine hierarchische
Anordnung von „Kulturen“ auf der Dimension „modern – vormodern“ oder eben „zivilisiert –
unzivilisiert“ enthalten. Diese Denkweise kommt in den Äußerungen des zuvor zitierten
Weddinger Gesprächspartners deutlich zum Ausdruck:
„Erst einmal ist es schon so, dass also gerade für Menschen, die aus dem arabischen Raum
und auch aus Afrika kommen, dass man denen erst mal klar machen muss, wie in der
Großstadt, in Deutschland, das Zusammenleben funktioniert. Das ist einfach so. Da gibt es
andere Verhaltensweisen, woanders, und die passen hier nicht her. Da muss man sich
anpassen.”

Habituelle und kulturelle Differenzen werden als nicht akzeptable Abweichung von einer
Norm verstanden. Hier offenbarte der Weddinger Gesprächspartner seine Abwehrhaltung
gegenüber den einer Einwanderungsgesellschaft immanenten Transformationsprozessen:
„Dann gehört dazu eben ein ganz anderes Sozialverhalten. Die Menschen haben ein
anderes Sozialverhalten und sind auch nicht bereit, sich in irgendeiner Form anzupassen.”

Bedenklich ist letztendlich der „Lösungsansatz“ dieses im Kiez aktiven Gesprächspartners
und seiner Gruppe, der auf der Ethnisierung von Nachbarschaftskonflikten, der
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Homogenisierung und Hierarchisierung kultureller Eigenheiten und dem kulturellen
Dominanzanspruch basiert:
„Wir haben also eine Menge Araber hier zu wohnen. Und das ist eben in der letzten Zeit
gelungen, die dahin zu kriegen, auch mal einen Besen in die Hand zu nehmen und sauber
zu machen; die Verschmutzung und Vermüllung in den Häusern zu stoppen. Aber die Leute
sind jetzt so weit angepasst, dass sie wegziehen.”

Vor allem von MigrantInnen wurde beklagt, dass ethnisierende und kulturalistische
Denkweisen in Deutschland zu wenig kritisch hinterfragt werden. So fehle es an einer
Konkretisierung dessen, was die gemeinsame Grundlage, das „Wir“, eigentlich ausmache.
Ein Gesprächspartner mit dem Migrationshintergrund Türkei, der sich politisch auf
verschiedenen Ebenen engagiert, formulierte diese Kritik so:
„Die Mehrheitsgesellschaft, das würde ich unbedingt unterschreiben, dass die nicht homogen
ist. Ich finde, das ist ein Punkt, der in Deutschland viel zu wenig diskutiert wird, wie wenig
‚wir‘ eigentlich existiert. Wenn man wirklich von Afrodeutschen, von jüdischen Deutschen,
autonomen und autoritär-rechtsextrem organisierten Deutschen ausgeht - wo da die
Verbindungen, die Gemeinsamkeiten sein sollten, ist schwer herauszufinden. Aber dafür gibt
es kein Bewusstsein in Deutschland, sondern ein ganz diffus empfundenes ‚Wir‘.”

Der gleiche Gesprächspartner stellte aber auch fest, dass sich die Diskussion um dieses
„Wir“ als verbindendes Element und Basis von Integration immer mehr verlagert, weg von
einer kulturellen Ebene hin zu einer Diskussion um „Werte“. Diese „Werte“ müssen klar
ausformuliert werden, z. B. in Form von Verfassungswerten und Menschenrechten. Der
Gesprächspartner hat aber nicht das Empfinden, dass die „Wertediskussion“ in diese
Richtung geführt werde. Aus seiner Sicht sei das aber dringend notwendig:
„Viele Leute sagen zum Beispiel zum Thema Integration: ‚Die Leute, die hierher kommen,
müssen unsere Werte akzeptieren‘. Aber ich kenne aufrichtig niemanden, der weiß, was
‚Unsere Werte‘ eigentlich meint. Sind das die Stammtische, an denen Judenwitze gemacht
werden, sind das die autonomen Hausbesetzer, sind das die Ökofeministinnen, die ganz
unterschiedliche Werte haben werden?”

Angst vor „ Überfremdung“
Das Bild des öffentlichen Raumes im Bezirk Mitte ist - so kann man den Schilderungen
unserer GesprächspartnerInnen entnehmen - faktisch „multikulturell“. Es scheint vorwiegend
so zu sein, dass sich das Alltagsleben innerhalb verschiedener Gemeinschaften abspielt und
es wenig Austausch zwischen diesen Gruppen gibt. Zum Teil wird dies wertungsfrei
geschildert. Andere nehmen dieses Phänomen vor dem Hintergrund einer nicht weiter
konkretisierten Zielvorstellung eines „Miteinander- statt Nebeneinanderlebens“ wahr und
sehen die Existenz von „Parallelgesellschaften“ tendenziell als Problem auf dem Weg zu
diesem Ziel. Bei einigen GesprächspartnerInnen deutscher Herkunft ließ sich aber auch eine
Haltung feststellen, die sich aus den bisher thematisierten Facetten rassistisch konnotierten
Dominanzdenkens zusammensetzt: Ethnisierung der Konkurrenz um Arbeitsplätze und
Sozialleistungen, Assimilationsforderungen, Essentialisierung/Hierarchisierung
verschiedener Kulturen. Dabei müssen nicht sämtliche Elemente zu einem kohärenten
und/oder bewussten Weltbild geronnen sein, sondern können vereinzelt und/oder diffus
vorhanden sein. Und doch wird verständlich, wie es zu dem Phänomen kommt, dass
„Deutsche“ sich als „ethnische Minderheit“ erleben, obwohl sie nirgendwo im Bezirk in der
Minderheit sind und Migration zum Teil als „Überfremdung“, ja in Einzelfällen sogar als
„kulturelle Invasion“ empfinden.

Eine Interviewpartnerin, die sich in einem Weddinger Kiez engagiert, stellte auf die Frage
nach dem Verhältnis zwischen deutscher Mehrheitsgesellschaft und migrantischen
Communities sachlich und ernüchternd fest:
„Da gibt es gar kein Verhältnis. Die leben für sich, und die leben für sich, und die leben auch
wieder für sich. [] Also, jede ethnische Gruppe hat hier ihren Treffpunkt und sitzt für sich.”
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Ein Jugendsozialarbeiter deutsch-türkischer Herkunft beschrieb das Nebeneinander der
Communities verschiedener Herkunftsregionen und brachte eine gewisse Unzufriedenheit
mit dieser Situation zum Ausdruck, die mit dem Ideal eines nicht näher ausgeführten
„Miteinanderlebens“ zusammenzuhängen scheint:
„Es gibt hier unheimlich viele verschiedene Bevölkerungsgruppen, angefangen von bosnisch,
serbisch, senegalesisch, afrikanisch - ich unterteile das nicht: Kamerun oder Senegal oder
sonst irgendwie, aber allgemein afrikanisch -, arabisch - müsste ich eigentlich unterteilen,
unterteile ich nicht, aber da gibt es Libanesen, Palästinenser usw. usw. -, Kurden, Türken -
was fällt mir noch nicht ein? -, Polen, Russen. Da sind Welten, sei es religiös, sei es
traditionell, Normen, Werte usw., Welten dazwischen. [] Aber die sieht man nie miteinander,
sondern immer in Gruppen. [] Offensichtlich wird das hier tatsächlich so gelebt, parallel
nebeneinander, aber nicht miteinander.”

Eine Pädagogin hat die Erfahrung gemacht, dass die Gemeinschaftsbildung auf „ethnischer“
Grundlage vor dem Hintergrund eigener ethnisierender Denkmuster auf Verunsicherung und
Ablehnung stößt:
„Ich kann mir vorstellen, dass viele sagen: ‚Wenn sie immer noch Moslems sind und immer
noch ihr Kanakdeutsch sprechen, dann gehören sie nicht hier her’. Das weiß ich, dass sich
viele darüber aufregen, dass es türkische Viertel gibt, dass es einen türkischen Fußballklub
gibt und einen türkischen Sender. Sicher.”

Ein in Wedding beruflich aktiver Gesprächspartner beschrieb die „Angst vor Überfremdung“
als „klassisches“ Argument für den Wegzug aus dem sich verändernden Stadtteil:
„Leute, die da über Jahrzehnte gewohnt haben und aus Enttäuschung ihrem Kiez den
Rücken gekehrt haben nach langen Jahren. [] Also, dieses klassische Argument: ‚Ja, da war
immer noch ein deutscher Bäcker, der hat sich ganz doll gehalten, und dann konnte er nicht
mehr. Das war so erdrückend und kaum war der raus, ist da ein Türke eingezogen und hat
seinen Kiosk aufgemacht. Der verkauft dann nicht nur Brot, sondern allen möglichen Kram.’
Also, diese Angst vor Überfremdung, das war dann häufiger schon so ein Argument.“

Aufgrund seiner kulturalistischen Denkmuster begreift ein Gesprächspartner, der sich in
seinem Weddinger Kiez nachbarschaftlich engagiert, Migration und Integration scheinbar als
„kulturellen Angriff“ auf ihn als Angehörigen der „Dominanzkultur“:
„Und wenn die von mir erwarten, dass ich ihre Kultur achten soll, dann müssen sie erst mal
meine achten. Denn ich bin hier zu Hause, ich kann nicht woanders hingehen. Die Leute
kommen von woanders hierher. Und ich bin nicht bereit, mir eine andere Kultur hier
aufzwingen zu lassen. [] Und in dem Moment, wo zwei, drei Familien aus einer Nation hier
leben, glucken die zusammen, die lernen unsere Sprache nicht mehr, sie nehmen unsere
Lebenshaltung einfach nicht zur Kenntnis, sondern bekämpfen sie ganz radikal.”

Wahrnehmung von Muslimen
Ein kulturalistischer Diskurs lässt sich im Bezirk Mitte teilweise auch in Bezug auf die
Auseinandersetzung mit „dem Islam“ und „den Muslimen“ feststellen. So wurde berichtet,
dass Muslime - in Folge des 11. September – zum Teil einem Rechtfertigungsdruck
unterliegen. Dies habe unter anderem damit zu tun, dass teilweise nicht zwischen dem Islam
als Religion und dem politischen Islam differenziert werde und daher Muslime unter einem
Generalverdacht stehen, islamistisch zu sein.

Die Sozialpädagogin eines interkulturellen Mädchenprojektes bestätigte, dass muslimische
Jugendliche nach dem 11. September stärker als zuvor mit ihrer religiösen Identität und/oder
Zuordnung konfrontiert wurden:
„Der Islam, die Religion - nach dem 11. September fühlten sich die Jugendlichen auch schon
aktiv oder passiv irgendwie mit ihrer Religion konfrontiert auf eine negative Weise. Da haben
wir auch viel über Religion und Islam und was sind Religionen thematisiert. Wir haben eine
Kollegin, die ist Islamwissenschaftlerin, was sehr gut passt. Vielleicht in der
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